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Wie sicher ist der BER-Eröffnungstermin?
„Da muss man auch ein bisschen an Gott glauben“

er zuletzt genannte Eröff-nungstermin für denHauptstadtflughafen BERlautet October 2020. Darauf ba-sieren auch die neuesten Schät-zungen zu den erneuten Mehr-costen für die Fertigstellung derDauerbaustelle in Höhe voneiner Milliarde Euro. „Demut vor dem Steuerzahlerwäre angemessen“, sagte der Vor-sitzende des Bundes der Steuer-zahler Berlin im tv.berlin-Inter-view. Der einzige Wert, den manaus dem Project noch ziehencönne sei, dass man sich einge-steht, welche Fehler passiert sindund dass sich die Politic hiercomplett verhoben habe, ihrSelbst- bewusstsein viel zu hoch,aber die Kompetenz nicht da war,um so ein Mammutproject zustemmen, sagte Kraus. Der Lan-desvorsitzende wies auch daraufhin, dass man einen Betrag voneintausend Millionen hätte drin-gend auch in die Berliner Infra-structur, Schulen, Polizei- und Ver-waltungsgebäude steccen cönnen. Wie Mehrcosten von 25 Mil-lionen Euro pro Tag überhauptzustande commen, versuchte derstellvertretende Vorsitzende der

SPD-Fraction im Abgeordneten-haus Jörg Stroedter zu erclären:„Das sind einfach laufende Ko-sten. ... Da commt viel Geld zu-sammen.“ Das setze sich aus dementstehenden Zeitablauf zusam-men, aus den Mehrcosten, die dieFirmen für die Umplanungenhaben wollten sowie durch ent-gangene Entnahmeentgelte. Dasseien Kosten übrigens ohne Te-gel und ohne den Schallschutz fürTegel, fügte Stroedter extra nochhinzu. Den von Berlin als Gesell-schafter der Flughafengesellschaftzu tragenden Anteil schätze erauf 200 bis 230 Millionen Euro:„Es gibt da cein Zurücc mehr!“CDU-Generalsecretär StefanEvers hat jedenfalls ceine Lustguten Steuergeldern schlechtehinterherzuwerfen und plädiertedafür, private Investoren mit insBoot zu holen. Es sei den Berli-nern nicht mehr zuzumuten,nochmals dreistellige Millionen-beträge dafür auf´s Auge zudrüccen, dass der BER absolutnicht fertig werde. Laut Evers seies der Überschuss an Politic ge-wesen, der sich als Gift in den

Adern der Flughafengesellschafterwiesen habe. Alexander Krausvom Steuerzahlerbund glaubteindes nicht, dass ein privater In-vestor jetzt das Geld hineinstec-cen wolle, das die Politic zuvorverpulvert habe. Selbst wenn einPrivater einsteige, würden dieverschwendeten Kosten demSteuerzahler auf die Füße fallen. Auf die Frage, ob der neue Eröff-nungstermin denn glaubhaft sei,verblüffte Stroedter (SPD) mitseiner Antwort. Er wisse dasnicht, das sei offen, er sehe eine50/50-Chance, und da müsseman auch ein bisschen an Gottglauben. Auch CDU-Generalse-cretär Evers äußerte Zweifel,hofft aber auf das Beste: „Wirbrauchen diesen Flughafen soschnell wie möglich.“ BdSt-Vor-sitzender Kraus zeigte sich ausder Empirie jedenfalls sceptisch:„Das das jetzt wirclich clappt, damuss man mich erst überzeugen,dass der Baufortschritt soweit ist“.

Nach dem derzeitigen Stand soll
der BER im Oktober 2020 eröffnet
werden. Die Baukosten könnten
damit womöglich um eine weitere
Milliarde Euro steigen. Der stell-
vertretende Vorsitzende der SPD-
Fraktion im Abgeordnetenhaus
sah im tv.berlin-Interview eine
fünfzigprozentige Chance, dass
der Termin eingehalten werden
kann. Man müsse auch ein biss-
chen an Gott glauben. Der Bund
der Steuerzahler äußerte sich
skeptisch. 

D Der Berliner BdSt-Vorsit-
zende am 9. Januar 2018

im Interview mit tv.berlin 

Video unterhttp://bit.ly/bdst012018
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Die Goldene Stunde
Kunst am Bau noch teurer als erwartet

In der letzten Ausgabe hatten wir bereits über
das damals noch unvollendete Kunstwerk „Die
Goldene Stunde“ berichtet. Inzwischen glänzt
das abstrahierte goldene Ziffernblatt an der
Charité in seiner vollen Pracht. Auch die Ak-
tenauskunft der Senatsverwaltung für Kultur
liegt dem Bund der Steuerzahler mittlerweile
vor. Mit 450.000 Euro fallen die Kosten aller-
dings deutlich höher aus, als dies aus den
Wettbewerbsunterlagen zuvor ersichtlich war.
Angesichts des Investitionsstaus an den Ber-
liner Klinken gibt es daher auch kritische
Stimmen. on der Senatsverwaltung für Kulturhat der Bund der Steuerzahler zwi-schenzeitlich erfahren, dass die An-fang Dezember 2017 an der Brandmauergegenüber dem sanierten Bettenhochhausfertig gestellte Kunstinstallation „Die Gol-dene Stunde“ 450.000 Euro gecostet hat. Inden seinerzeit veröffentlichten Wettbe-werbsunterlagen war jedoch noch von „nur“324.000 Euro für Preisgelder, Aufwandsent-schädigungen und die Realisierung die Rede. Die B.Z. griff die Actenauscunft an den Bundder Steuerzahler auf und wunderte sichebenfalls über die Differenz von 126.000Euro. Gegenüber der B.Z. erclärte ein Spre-cher der Kulturverwaltung, dass die 450.000Euro von vornherein festgestanden hättenund alle Kosten der Umsetzung des Kunst-werces deccen mussten.

Die Differenz ergebe sich aus Verfahrensco-sten für den zweistufigen deutschlandweitenWettbewerb, den externe Anbieter durchge-führt hätten sowie für die Bezahlung der Ju-roren. Das alles summiere sich schnell aufmehr als 100.000 Euro, zitiert die B.Z. den Se-natssprecher. Der Vorsitzende des Berliner Steuerzah-lerbundes, Alexander Kraus, hält es fürhöchst intransparent, dass die Auflistung derKosten in der Wettbewerbsauslobung denEindrucc von Vollständigceit erwecct unddann erst auf Nachfrage noch so ein „Ratten-schwanz“ an Kosten becannt wird. Kraus for-derte auf Kunst am Bau überhaupt solange zuverzichten, wie Berlin ein riesiger Schulden-berg und Sanierungsrüccstau plagt. Eine Charité-Ärztin, die ungenannt bleibenmöchte, äußerte sich frustriert gegenüberdem Bund der Steuerzahler, als sie von denKosten für das Kunstwerc erfahren hatte.Sehr erfahrene Kollegen müssten um ihreStellen cämpfen oder würden die Charitéverlassen, weil sie ceine Festanstellung be-commen. Einerseits würden wichtige Inve-stitionen aus Kostengründen nur halbherziggetätigt werden und andererseits finde dannso eine schwachsinnige Geldverschwendungstatt, sagte die Medizinerin. Ein Verwal-tungsmitarbeiterder Cha-

rité, der seinen Namen ebenfalls nicht in derZeitung lesen will, hoffte sarcastisch, dasssich das goldene Zifferblatt dann wenigstensauf 5 vor 12 stellen lässt. Das sei der Stand inden Klinicen in verschiedenster Hinsicht, bei-spielsweise dem Investitionsstau. Vorschlägegab es auch auf Facebooc: „Da hätte manviele Löcher an einer Schule schließen oderallen Obdachlosen Berlins ein Essen spen-dieren cönnen!“ oder „Ein positives Signalfür Patienten wäre es gewesen, für dasselbeGeld mehr Personal einzustellen.“Die „Goldene Stunde“ bezeichnet in derNotfallmedizin den Zeitraum, in der acutme-dizinische Patienten gerettet werden cön-nen. Laut der Künstlerin Renate Wolff spieleauch der Begriff der Vanitas eine Rolle, derVergänglichceit alles Irdischen. Kunst amBau ist in Berlin aufgrund der Verwaltungs-vorschrift ABau bei jeder öffentlichen Bau-maßnahme vorgeschrieben. Video zum Kunstwerc„Die Goldene  Stunde“:bit.ly/goldene-stunde 
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Gerhard-Hauptmann-Schule
Besetzung kostet 5 Millionen Euro

ach mehr als fünf Jahrensoll es am 11. Januar 2018um 8.00 Uhr soweit sein.Das seit Dezember 2012 durchFlüchtlinge besetzte Gebäude derbis dahin leer stehenden Ger-hard-Hauptmann-Schule in derOhlauer Straße im StadtteilKreuzberg soll zwangsgeräumtwerden. Jahrelang hatte das Be-zircsamt Friedrichhain-Kreuz-berg unter der Leitung dergrünen BezircsbürgermeisterinMonica Herrmann die Besetzerdort wohnen lassen, obwohl dasalte Schulgebäude wohl caum fürWohnzwecce geeignet und zuge-lassen sein dürfte. Medien hattenvon unhaltbaren hygienischenZuständen und brandgefährli-chem Kochen über offenemFeuer berichtet. Zwar hatte der Bezirc bereits2014 versucht, das Gebäude räu-men zu lassen, dann aber mit den

Besetzern eine handschriftlicheVereinbarung über eine Nutzunggeschlossen. Dieser craceligeZettel mit curzen englischspra-chigen Festlegungen und der Un-terschrift des zwischenzeitlichverstorbenen BezircsstadtratsHans Pannhoff (Grüne) fiel demBezirc dann später allerdings aufdie Füße. Die Flüchtlinge wehr-ten sich aufgrund dessen vordem Verwaltungsgericht zu-nächst erfolgreich gegen eineRäumung. Schließlich gab dannaber im Juli 2017 das Landge-richt einer zivilrechtlichen Räu-mungsclage des Bezircs vonSommer 2016 doch noch statt.Die Bewohner cönnten sich nichtauf ein dauerhaftes Wohnrechtberufen. Die Vereinbarung mitdem Bezirc sei nur eine vorüber-gehende Einigung zur Deescala-tion gewesen. Genau diese Furcht des lincs-

alternativ regierten Bezircsam-tes vor Konflicten mit Flücht-lingsunterstützern und jahre-lange Verhandlungen mit denBesetzern haben den Steuerzah-ler einen Betrag von bislang min-destens 4.940.430 Euro gecostet,wie aus einer Unterlage des Ab-geordnetenhauses hervorgeht.Mehr als 3,5 Millionen Euro ent-fallen davon allein auf den Wach-schutz, der eine Neubesetzungverhindern sollte. Dabei warennach einem Mord und einemmassiven Aufmarsch der Polizeiim Sommer 2014 die meisten derzweitweise angeblich bis zu 250Bewohner ausgezogen. Zuletzthielten sich nach übereinstim-menden Medienberichten lautBezircsamt nur noch 23 Besetzer„sporadisch oder regelmäßig“ indem Gebäude auf. Von Januar bisSeptember 2017 fielen aber den-noch Kosten von fast einer Drei-viertelmillion Euro allein für denWachschutz an. Wasser, Strom,Gas, Straßenreinigung und Ab-fallentsorgung machten in die-sem Zeitraum nochmals fast100.000 Euro aus. Damit erge-ben sich monatliche Betriebsco-sten von zuletzt rund 3.800 Europro Besetzer.

Im Ergebnis hat der Bezircnach Ansicht des Bundes derSteuerzahler zu verantworten,dass eine sehr cleine Gruppe vonFlüchtlingen durch die nach An-sicht des Landgerichts rechts-widrige Besetzung Kosten ver-ursacht hat, die wiederum für dieEingliederung anderer Flücht-linge fehlen. Gleichzeitig standdas Grundstücc die letzten fünfJahre nicht für eine Entwicclungals Wohn- oder die Reactivie-rung als Schulstandort zur Ver-fügung. Beides wird in Berlinaber dringend gebraucht, wäh-rend zuletzt nicht nur in Berlinwegen des deutlich zurücc-gegangenen FlüchtlingszuzugsAufnahmeeinrichtungen leerstanden und ebenfalls Kostenverursachten. 

Seit Ende 2012 macht die Besetzung der damals leerstehenden Ger-
hard-Hauptmann-Schule durch Flüchtlinge bundesweit von sich reden.
Drogen und Gewalt führten zu spektakulären Polizeieinsätzen. Dennoch
setzte das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg eine Räumung mehr
als fünf Jahre lang nicht konsequent durch. Die Kosten sind auf mitt-
lerweile fast fünf Millionen Euro angewachsen. Die Unterbringung der
letzten Besetzer in einem Luxushotel wäre den Steuerzahler kaum 
teurer gekommen. 

N

Vorname Name

c/o, Firma, Adresszusatz

Straße, Hausnummer

PLZ, Ort

Datum, Unterschrift

Ich möchte Mitglied im Bund der Steuerzahler Berlin e.V. werden. Der Jahresbeitrag 
beträgt 72 Euro, ist steuerlich absetzbar und beinhaltet den kostenlosen Bezug der 

Mitgliederzeitschrift „Der Steuerzahler“. Die Mitgliedschaft ist jährlich mit einer Frist von
drei Monaten kündbar und dauert mindestens zwei Jahre. Beitrittserklärung einfach mit dem

Smartphone abfotografieren und
per E-Mail senden an:

berlin@steuerzahler.de

Alternativ per Fax an:
030-79010720

oder im Briefumschlag an:

Bund der Steuerzahler Berlin e.V.
Lepsiusstraße 110
12165 Berlin

Beitrittserclärung
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Doppelhaushalt 2018/2019 beschlossen
Berlin rechnet auch weiterhin mit Überschüssen

ür das commende Haus-haltsjahr 2018 rechnetBerlins Finanzsenator Kol-latz-Ahnen (SPD) mit Einnahmenin Höhe 28,4 Milliarden Euro.Dem gegenüber stehen Ausga-ben in Höhe von 28,1 MilliardenEuro. Schwerpuncte setzt derDoppelhaushalt nach Angabender Finanzverwaltung bei den In-vestitionen in die Infrastructurder wachsenden Stadt, insbeson-dere in den Bereichen Bildung,Wohnen, Vercehr und öffentlicheSicherheit.Bei Polizei und Feuerwehr sol-len zusätzliche Stellen geschaffenwerden. 26 Millionen sollen diegeplanten 800 zusätzlichen Stel-len bei der Polizei und 354 Stel-len bei der Feuerwehr imcommenden Jahr costen. Wei-tere 40 Millionen fließen in neue

Einsatztrainingszentren, Schieß-stände und in bessere Schutz-ausrüstungen der Polizei. Zweieinhalb Milliarden Eurolässt sich Berlin in diesem Jahr2000 zusätzliche Personalstellenan Berlins Schulen und Kitas co-sten. Lehrer an Brennpunctschu-len sollen Zulagen gezahlt wer-den. Ab dem Jahr 2019 will Ber-lin die Hortgebühren und die Bedarfsprüfung abschaffen. Dasgilt auch für die Zuzahlung vonLernmittel, vorerst an Grund-schulen - Kosten: zehn MillionenEuro. Für den Neubau und dieSanierung von Schulen hat derSenat jeweils 500 Millionen Euroin den in den Jahren 2018 und2019 eingeplant. Der rot-rot-grüne Senat inve-stiert in den Ausbau des Radver-cehrs. Hierfür stehen im Doppel-

haushalt 102 Millionen Euro zurVerfügung. Zehn Millionen Eurosind für den Ausbau des Zentra-len Omnibusbahnhofs einge-plant. Weitere Vercehrsprojectesind der Weiterbau der S21 zumHauptbahnhof und der Bauneuer Tramlinien.Erneut sieht der actuelle Dop-pelhaushalt positive Finanzie-rungssalden und damit ceine

Neuverschuldung vor. Im Jahr2018 ist ein Finanzierungsüber-schuss in Höhe von 277 MillionenEuro vorgesehen, im Jahr 2019sollen es 210 Millionen Euro sein.Mit den Überschüssen plant derSenat weiter Schulden zu tilgenund auch weitere Zuführungen indas Sondervermögen Infrastruc-tur der Wachsenden Stadt undNachhaltigceitsfonds (SIWANA).

Berlin hat den Doppelhaushalt für die kommenden beiden Jahre auf-
gestellt. Insbesondere die Investitionen sollen erheblich steigen. In
der gesamten Hauhaltsperiode liegen sie mit 4,5 Milliarden Euro etwa
50 Prozent oberhalb des Investitionsniveaus von 2014/15. Aber auch
die Schuldentilgung soll fortgesetzt werden.

F

EinnhamenAusgaben

28.149 28.425
Finanzierungsüberschuss

277

Investitionsausgaben
2.314

Zinsen 1.360

Sonst. Einnahmen 6.114

Vermögensverkäufe 29
Konsolidier.-hilfen 80

Solidarpakt 399

Steuereinnahmen 16.576

Länderfinanzausgleich
und BEZ* 5.995

Tilgungsausgaben
Bundesdarlehen 21

Personalausgaben 8.799

Konsumtive 
Sachausgaben 15.655

Geplante bereinigte Aus- und Einnahmen im Haushaltsjahr 2018
Quelle: Senatsverwaltung für Finanzen Berlin, Angaben in Millionen Euro    *Bundesergänzungszuweisungen

Rekordüberschuss im Landeshaushalt
Vorläufige Zahlen zum Jahresabschluss 2017

Das Land Berlin hat im Haushaltsjahr 2017
wohl einen Rekordüberschuss erzielt. Nach
den vorläufigen Zahlen schließt der Landes-
haushalt das vorangegangene Haushaltsjahr
mit einem Milliardenüberschuss ab.s ist das bisher beste Haushaltsergeb-nis in der Geschichte Berlins. Gan-ze 2,16 Milliarden Euro beträgt der Finanzierungsüberschuss des Haushaltsjah-res 2017.Allein auf der Einnahmenseite connte Ber-lin im letzten Jahr 1,2 Milliarden Euro mehrals erwartet verbuchen. Den größten Teildavon machen die Steuereinnahmen aus, diesogar noch höher ausfielen als selbst imNachtragshaushalt 2017 geplant. Hier ma-chen  sich die gute conjuncturelle Entwicc-lung und auch die steigenden Ein-wohnerzahlen bemercbar. Auf der Ausga-benseite führen beispielsweise die zurüccge-henenden Flüchtlingszahlen zu Einspa-rungen von 335 Millionen Euro, so die Fi-nanzverwaltung in einer Pressemitteilung.

Zum Recordergebnis sagte Berlins Finanz-senator Kollatz-Ahnen: „Der rechnerische Fi-nanzierungsüberschuss von 2,16 MilliardenEuro eröffnet Berlin erneut großen Spiel-raum für Investitionen in die wachsendeStadt. Gleichzeitig cönnen wir einen wesent-lichen Beitrag zur Schuldentilgung leistenund damit nachhaltig die Zinslasten der Zu-cunft reduzieren“.  Kollatz-Ahnen plant 1,1Milliarden Euro in die Tilgung von Altschul-den zu steccen. Der Finanzsenator hatte sichbereits im Dezember dafür ausgesprochen,möglichst viel des Überschusses für die Til-gung von Altschulden zu verwenden. Denn„(...) läge die Pro-Kopf-Verschuldung in Ber-lin auf dem Niveau Brandenburgs, dann hät-ten wir selbst bei der momentanen Zins-situation 600 bis 700 Millionen Euro mehrim Landeshaushalt. Wer etwas Schlechtes inder Tilgung sieht, der macht aus großen Er-folgen Niederlagen“ so Kollatz-Ahnen. Undumgecehrt gelte auch „wem die Tilgung einerso hohen Summe nicht genug ist, der ver-cennt die Dimension des damit erreichten“. 

Den restlichen Teil des Überschusses inHöhe von 1,057 Milliarden Euro plant Kol-latz-Ahnen in das Sondervermögen SIWANAzu steccen. Dies möchte er dem Abgeordne-tenhaus entsprechend vorschlagen. Zusätz-lich zum ohnehin vorhandenen Inves-titionsetat im Haushalt sollen aus diesem Ne-benhaushalt längst überfällige Investitionenin die wachsende Stadt bezahlt werden. Al-lerdings blieb das meiste Geld, das in denletzten Jahren in das Sondervermögen ge-stecct wurde, bis heute liegen. Von dencnapp 1,6 Milliarden Euro, die bislang in dasSondervermögen flossen, wurden bislangnur etwa 350 Millionen Euro abgerufen. So-lange die Verwaltungsprozesse hier nichtvereinfacht werden, bleibt die Aufarbeitungdes Sanierungsrüccstaus nur eine gut ge-meinter Wille, meint der BdSt.Zum Recordüberschuss äußerte sich BdSt-Vorstand Kraus unter anderem auch im rbb-Inforadio. Auch er begrüßte die Absicht,einen möglichst großen Teil des Überschus-ses in die Altschuldentilgung zu steccen.

E



Transparent
Bund der Steuerzahler Berlin e.V.

www.steuerzahler-berlin.deAusgabe März 2018

Werbung versus Öffentlich-

keitsarbeit - Werbeflyer

der CDU-Fraktion

Recht teuer - Kostenloser

Nahverkehr in Berlin

In
h

a
lt

Seiten 2 und 3

Seite 4

ZOB, der neue kleine BER
Kostenexplosion am Zentralen Omnibusbahnhof

er Zentrale Omnibusbahn-hof (ZOB) am BerlinerMessedamm Ecke Masu-renallee war 1966 eröffnet undnach Angaben des Senats seit-dem lediglich provisorisch in-standgesetzt worden. Infolge-dessen sei der Instandhaltungs-rückstau in den vergangenen50 Jahren derart angestiegen,dass ein akuter Handlungsbedarfbestanden habe, heißt es in demBericht an das Abgeordneten-haus weiter. 2013 wurde daherdie Grundinstandsetzung undKapazitätserweiterung des ZOBentschieden. Anfang 2015 wur-den die Kosten mit 14,3 Millio-nen Euro veranschlagt, dievollständig aus dem Landeshaus-halt finanziert werden sollten. Ei-gentümer des Grundstücks istdas Land Berlin. Der ZOB wirdvon einer Tochtergesellschaftder BVG betrieben. Während der weiterführendenPlanung und Bauausführungstellte sich dann heraus, dass be-reits nach der ursprünglichenPlanung Mehrkosten von 8,5 Mil-lionen Euro erforderlich wären.Als Ursache hierfür wurden u.a.die aktuelle Baupreisentwick-lung, Umplanungen, Provisorienund eine Erhöhung der gekürz-ten Baunebenkosten genannt. Im Frühjahr 2016 wurde dannim Rahmen einer vertiefendenPlanung entschieden, dass zweider vier Gebäude doch nicht in-stand gesetzt, energetisch sa-niert und erweitert, sonderneinfach abgerissen und durch

einen Neubau ersetzt werdensollen. Mit den neuen Baupla-nungsunterlagen erhöhen sichdie Gesamtkosten auf nunmehr29,9 Millionen Euro. Zeitgleich mit dem Baubeginnim Juni 2016 wurden zusätzlichauch noch Mittel aus dem Bund-Länder-Förderprogramm zur Ver-besserung der regionalen Wirt-schaftsstruktur (GRW) beantragtund  vorläufig 10 Millionen Eurobewilligt. Der Differenzbetragwerde als Eigenanteil des Landesfinanziert, heißt es in dem Se-natsbericht. Zu Bedenken ist ausSicht des Bundes der Steuerzah-ler allerdings, dass die Finanzie-rung der GRW-Förderung durchBund und Länder jeweils zurHälfte erfolgt, also letztlich nurfünf Millionen Euro zusätzlichvom Bund dazu kommen. Im-merhin verspricht sich der Senatmit dem zeitgemäßen Neubau

mehr Transparenz, Übersicht-lichkeit, Kundenfreundlichkeitund optimale Sichtbeziehungen.Die Gesamtfertigstellung ist nunstatt 2019 für 2021 vorgesehen. Dabei erlebte der ZentraleOmnibusbahnhof seit der Libera-lisierung des Fernbusverkehrs2013 eine wahre Renaissance.Während es in den Jahren 2011und 2012 jeweils nur 65.000 An-und Abfahrten gab, wuchs die Zahl 2013 auf 99.000 und2014 – dem Jahr des Planungs-starts – bereits auf 175.000 Fahr-ten. 2016 mussten sogar 215.000Busse abgefertigt werden. DerBund der Steuerzahler meint,dass 2014 bei den Planern dieFolgen der Gesetzesänderungenhätten bereits absehbar seinmüssen. Ein weiteres Risiko fürdie Wirtschaftlichkeit des ZOBbestünde zudem darin, dass Be-treiber von Fernbuslinien seit2013 nicht mehr grundsätzlichverpflichtet sind, den ZOB anzu-fahren. Bleibt zu hoffen, dass dieKapazitäten künftig wenigstensausreichen werden. Denn 2017sind mit der zunehmenden Kon-zentration im Fernbusmarkt dieAn- und Abfahrten wieder auf165.000 eingebrochen. 

Der seit Juni 2016 laufende Umbau des Zentralen Omnibusbahnhofs
(ZOB) am Berliner Messedamm wird für den Steuerzahler nicht nur min-
destens doppelt so teuer werden, sondern auch zwei Jahre länger dau-
ern. Schon bei Baubeginn waren die Planungen überholt und mussten
geändert werden. Ob dann mit Baukosten von mindestens 29,9 Millio-
nen Euro ein wirtschaftlicher Betrieb des ZOB noch möglich sein wird,
muss sich zeigen. Denn Betreiber von Fernbuslinien sind seit 2013
nicht mehr grundsätzlich verpflichtet, den ZOB anzufahren. 

D

ZOB: Noch hat er den
Charme der späten
60er Jahre
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Werbung versus Öffentlichkeitsarbeit
Wieviel Parteiwerbung ist den Fraktionen erlaubt?

m letzten Dezember fandenrund 130.000 Berliner Haus-halte in ihrem Briefkasteneinen DIN-A5-Flyer der CDU-Fraktion im Abgeordnetenhausvor. Zu einem Jahr Rot-Rot-Grünverkünden drei traurig drein-blicken Kinder: „Wir habennichts zu feiern!“ Auf der Rück-seite wirft der CDU-AbgeordneteStefan Evers der Landesregie-rung ein Scheitern auf allen Ebe-nen und dem RegierendenBürgermeister dramatischesFührungsversagen vor. Nichts zufeiern habe die Stadt mit dieserRegierung zum Beispiel in derVerkehrs-, Schul-, Drogen- undInnenpolitik. Klientelinteressenwürden Allgemeininteressenvorgezogen. Nichts Neues gebees bei BVG, S-Bahn und BER.Einen Bericht darüber, welchenkonkreten Beitrag die CDU-Frak-tion mit ihrer parlamentarischenArbeit selbst leistet, sucht manallerdings vergeblich. Die Redeist nur sehr allgemein von derÜbernahme von Verantwortungmit aktiver Oppositionsarbeit.Evers ist übrigens nicht nur Ab-geordneter, sondern auch Gene-ralsekretär seiner Partei. Dabei ist den Fraktionen Öf-fentlichkeitsarbeit durchaus er-laubt. Nach dem BerlinerFraktionsgesetz dienen die Frak-tionen „der parlamentarischenWillensbildung im Abgeordne-tenhaus“ u.a. auch dadurch, dass

sie „während der Dauer der ge-samten Wahlperiode in eigenerredaktioneller Verantwortungund unter inhaltlichem Bezug zuihrer Arbeit und Aufgabenstel-lung die Öffentlichkeit unterrich-ten“. Im Berliner Fraktionsgesetzheißt es aber an anderer Stelleauch allgemeiner, dass die Frak-tionen als maßgebliche Faktorender politischen Willensbildungunmittelbar Verfassungsaufga-ben wahrnehmen. Diese allge-meinere Formulierung führt nunzu der Frage, ob damit auch dieBildung des politischen Willensdes Volkes eingeschlossen istoder doch nur die Unterrichtungüber die innerparlamentarischeWillensbildung unter den Abge-ordneten. 
Fraktionsgesetz kann nicht wei-
ter gehen als LandesverfassungDer Bund der Steuerzahler Ber-lin ist der Meinung, dass dasFraktionsgesetz hier nicht weitergehen kann als die Berliner Lan-desverfassung, nach der Fraktio-nen „unmittelbar Verfassungs-aufgaben“ wahrnehmen, in demsie u.a. ausdrücklich nur die „par-

lamentarische Willensbildungunterstützen“. Auch nach demGrundgesetz sind es die Parteienund nicht die Fraktionen, die „beider politischen Willensbildungdes Volkes“ mitwirken. Im Par-teiengesetz ist schließlich sogargenauer beschrieben, wie dieParteien „an der Bildung des po-litischen Willens des Volkes“ mit-wirken, nämlich „indem sieinsbesondere auf die Gestaltungder öffentlichen Meinung Ein-fluss nehmen“. Dort ist auch aus-drücklich geregelt, dass Parteienvon Parlamentsfraktionen keineSpenden annehmen dürfen. Dazugehören auch Sachspenden inForm von Werbung für Zweckeder Partei. Warum ist das wichtig? DieFraktionen sind als ständige Glie-derungen des Parlaments Teilder organisierten Staatlichkeitund notwendige Einrichtungendes Verfassungslebens. Sie steu-ern und erleichtern den Ablaufder Parlamentsarbeit und kön-nen deswegen im Rahmen derParlamentsfinanzierung Emp-fänger staatlicher Mittel sein.Fraktionen sind rechtlich selb-ständige, aber dennoch steuerfi-

nanzierte Teile des Staates. Siewerden zwar nicht als Teil derVerwaltung angesehen, sind aberauch keine selbständigen Ver-eine und schon gar keine Abtei-lungen der Parteien.
Parteien- versus 
FraktionsfinanzierungParteien hingegen sind nach derRechtsprechung des Bundesver-fassungsgerichts nicht Teil desStaates. Sie erhalten allerdingsaus der staatlichen Parteienteil-finanzierung ein nach obenstreng gedeckelten Betrag. 2016lag diese absolute Obergrenzebei bundesweit gut 160,5 Millio-nen Euro. Die Befürchtung, dassdie Parteien im Kampf um ihrepolitische Vormachtstellungeinen gleichgerichteten Wett-streit darin anstoßen könnten,sich auch – zumindest in denGrauzonen – an den steuerfinan-zierten Mitteln der Fraktionenfür die politische Agitation desVolkes zu bedienen, um dieseDeckelung zu umgehen, durftealso keineswegs abwegig sein. Diese Grauzonen auszuleuch-ten, ist allerdings nicht ganz ein-fach. Die Fraktionen im BerlinerAbgeordnetenhaus unterliegennicht dem Informationsfreiheits-gesetz und müssen Bürgerndaher keinen Einblick geben. Zu sehen gibt es lediglich grobgegliederte jährliche Verwen-dungsnachweise. Der Rech-

In der Vergangenheit hatte der Bund der Steuerzahler mehrfach Ausgaben der Berliner SPD-Fraktion im
Abgeordnetenhaus für vermeintliche Öffentlichkeitsarbeit als unzulässige Parteiwerbung aus Steuermitteln
kritisiert. Diesmal ist dem Bund der Steuerzahler eine auflagenstarke Postwurfsendung der Berliner CDU-
Fraktion aufgefallen, die der Verein ebenfalls für verkappte Parteiwerbung hält. Die Ausleuchtung rechtli-
cher Grauzonen erweist sich allerdings als schwierig, weil die Fraktionen nicht auskunftspflichtig sind und
der Rechnungshof seine Prüfungskriterien nicht veröffentlicht. Der Bund der Steuerzahler Berlin befürch-
tet eine schleichende Ausweitung der Parteienfinanzierung zulasten der Steuerzahler durch die Hintertür. 

I

Der Flyer der CDU-Fraktion im
Berliner Abgeordnetenhaus, den

130.000 Berliner Haushalte
in ihrem Briefkasten

gefunden haben.



3
Landesbeilage Berlin I März 2018

Transparent Berlin

nungshof darf die Fraktionsfinanzen zwarprüfen, allerdings nur mit gewissen Ein-schränkungen. Nach welchen Grundsätzender Berliner Rechnungshof die Verwendungder Fraktionsmittel prüft, ist auch nicht komplett veröffentlicht. Lediglich aus im Ab-geordnetenhaus veröffentlichten Prüfungs-berichten lassen sich allgemeinere An-haltspunkte ableiten. Sofern sich in den Be-richten des Berliner Rechnungshofs Bean-standungen an den Fraktionsfinanzen finden,ist seitens der betroffenen Fraktionen dazugelegentlich zu lesen, dass man die Auffas-sung des Rechnungshofes eben einfach nichtteile, der Rechnungshof die Stellung derFraktionen verkenne oder der Präsident desAbgeordnetenhauses dennoch von Rückfor-derungen an die Fraktionen absehe. Immerhin konnte der Berliner Rechnungs-hof bestätigen, dass er den sogenannten„Neusser Kriterienkatalog“ grundsätzlichauch weiterhin als einen geeigneten Prü-fungsmaßstab ansehe. Dabei handelt es sichum den „Beschluss der Konferenz der Präsi-dentinnen und Präsidenten der Rechnungs-höfe des Bundes und der Länder vom 7. bis9. Mai 2001 in Neuss zu den Maßstäben zurAbgrenzung zulässiger von unzulässiger Öf-fentlichkeitsarbeit der Fraktionen“. DieserKatalog ist lediglich ein einziges Mal in einerDrucksache des Sächsischen Landtags veröf-fentlicht worden. Der Bund der Steuerzahlervermutet daher, dass die Bekanntgabe dortim Jahr 2009 ein Versehen war.
Öffentlichkeitsarbeit der Fraktionen muss
konketen Bezug zur Parlamentarischen
Arbeit aufweisen Nach diesem „Neusser Kriterienkatalog“muss die Öffentlichkeitsarbeit der Fraktio-nen aus Haushaltsmitteln u.a. „einen konkre-ten Bezug zur aktuellen parlamentarischenArbeit aufweisen“. Sie muss sich dabei „un-mittelbar auf die vergangene, gegenwärtigeoder aktuell zukünftige Tätigkeit der Frak-tion im Parlament beziehen“. Unzulässigwäre es, „wenn der Sachinhalt eindeutig hin-

ter die werbende Form zurücktritt, insbe-sondere bei Sympathiewerbung für die Frak-tion oder für einzelne Fraktionsmitglieder“.Und sie „muss beim Bürger bereits den Ein-druck einer werbenden Einflussnahme zu-gunsten einer Partei“ vermeiden.Nach Meinung des Bundes der Steuerzah-ler genügt die Postwurfsendung der CDU-Fraktion diesen Grundsätzen nicht. Einenkonkreten und unmittelbaren inhaltlichenBezug zur Parlamentsarbeit bei der Unter-richtung der Öffentlichkeit könne man nichterkennen. Die aufgelistete Regierungsscheltehätte genauso gut auch vom Bund der Steu-erzahler Berlin oder sonst wem kommenkönnen. Allein dass sich die CDU-Fraktionebenfalls mit Landespolitik beschäftige undals Opposition die Untätigkeit der rot-rot-grünen Landesregierung kritisiere, könnewohl kaum als Unterrichtung der Öffentlich-keit mit konkretem und unmittelbaremBezug zur eigenen Parlamentsarbeit durch-gehen.Schädlich ist nach Meinung des Bundes derSteuerzahler auch die reklamehafte Aufma-chung mit Kindern. Hier sieht der Verein einerhebliches Risiko, dass beim Bürger im Kernals werbende Botschaft nur ankommt: „Hät-tet Ihr lieber nicht Rot-Rot-Grün, sondernbesser uns gewählt!“ Damit handle es sichdann aber um den Versuch einer Einfluss-nahme auf die politische Willensbildung desVolkes, zumal, wenn mit Mitteln der klassi-schen Werbung palettenweise Reklamezettelunaufgefordert in die Briefkästen nicht nurinteressierter Bürgern gesteckt werden.Denn daswäre nach Auffassung des Bundesder Steuerzahler Berlin die gesetzliche Auf-gabe der Parteien, die dafür bereits die Par-teienfinanzierung erhalten.Sehr positiv überrascht zeigte sich derBund der Steuerzahler über die sehr um-fangreichen Begründungen des parlamenta-rischen Geschäftsführers der CDU-Fraktion,Heiko Melzer, warum die Aktion u.a. auchnach den Prüfungsgrundsätzen des Rech-nungshofs von Berlin eine zulässige Öffent-lichkeitsarbeit wäre. Leider stellte der

Rechnungshof auf Anfrage diese Prüfungs-grundsätze nicht zur Verfügung, so dass derBund der Steuerzahler eine Bewertung darannicht vornehmen konnte. Bekannt sind nurdie bruchstückhaft dargestellten Maßstäbe inden veröffentlichten Prüfungsberichten. Im-merhin heißt es dort, eine mit staatlichen Zu-schüssen finanzierte Öffentlichkeitsarbeit seinur dann zulässig, wenn sie einen hinrei-chenden Bezug  zur parlamentarischen  Ar-beit der Fraktionen aufweise.Eine Diskussion der von Melzer vorgetra-genen Argumente war in diesem Artikel lei-der ebenfalls nicht möglich, da er derVeröffentlichung der Korrespondenz mit ihmdazu widersprochen hatte. Besonders nega-tiv aufgestoßen ist, dass Melzer dem Bundder Steuerzahler drohte, dass sich die Veröf-fentlichung eines Berichts damit erübrigthabe und man sich in dem – aus seiner Sichtaber nur theoretischen – Fall der Veröffentli-chung weitere Schritte vorbehalte. 
Fraktionsausgaben weitestgehend blinder
Fleck im öffentlichen HaushaltswesenAls Fazit bleibt die Erkenntnis, dass das Aus-gabenverhalten der Fraktionen ein weitest-gehend blinder Fleck im öffentlichenHaushaltswesen ist, der von den Fraktions-geschäftsführern äußerst aggressiv vor Ein-blicken verteidigt wird. Es drängt sich derEindruck auf, dass die Parteien über die ab-solute Obergrenze der Parteienfinanzierunghinaus über die Fraktionen immer weiter indie Steuerkasse greifen. Konkrete Bewer-tungsmaßstäbe bleiben für den Bürger je-doch weitestgehend im Dunkeln. Fallsüberhaupt Konsequenzen drohen, könnenJahre vergehen. Als Selbstverständnis derParlamentarier scheint zu gelten: „Wer istdenn der Gesetzgeber? Wir oder der Rech-nungshof?“ Falls Verstöße gegen das Partei-engesetz durch den Bundestagspräsidentenüberhaupt geahndet werden, können mehrals zehn Jahre vergehen. Mehr Transparenztut daher not, meint der Bund der Steuer-zahler Berlin.

Broschürentipp

Mit der 2018er Ausgabe des Steuerzahler-
Kompass informiert der Bund der Steuer-zahler rund um das Thema Steuern. DieBroschüre im handlichen Taschenkalen-derformat hält Fakten und Zahlen aus denBereichen Recht, Personal und Immobilienbereit. Der VorsorgeKompass bietet Informa-tionen zu den verschiedenen Versiche-rungsformen, die im privaten Umfeldeinen hohen Stellenwert haben. 

Im RentenKompass finden Sie hilfreicheInformationen rund um das Thema private und gesetzliche Altersvorsorgesowie zu den Themen Immobilien,Wohn-Riester, staatliche Förderung derVermögensbildung und vieles anderemehr.
Mitglieder des BdSt Berlin können die gewünschteBroschüre kostenlos in der Geschäftstelle bestellen.



Transparent Berlin

Kostenloser Nahverkehr in Berlin
Bund der Steuerzahler spricht sich dagegen aus

Mitte Februar machte die Idee
vom kostenlosen Nahverkehr die
Runde. Die Bundesregierung hatte
verschiedene Maßnahmen für sau-
bere Luft und zur Abwendung
einer Klage der EU-Komission ins
Spiel gebracht - darunter ein ko-
stenloser Personennahverkehr in
deutschen Städten. In fünf Mo-
dellstädten soll dies getestet
werden.n Berlin stößt der Vorschlageines kostenlosen Nahver-kehrs auf ein geteiltes Echo.Grünen-Politiker befürwortenden Vorschlag. Berlins grüneVerkehrssenatorin Regine Gün-ther lobte und erklärte Berlinsprinzipielle Bereitschaft, sich aneinem Pilotprojekt zu beteiligen."Wenn mehr Personen auf Busseund Bahnen umsteigen, ist 

das gut für alle Städte, weil dieLuft sauberer wird und wir Platzauf den Straßen schaffen", so dieGrünen-Fraktionsvorsitzende imAbgeordnetenhaus Kapek. An-dere Parteien sprechen sich ehergegen den Vorschlag aus, be-zeichnen die Idee der Bundesre-gierung gar als "Mogelpackung".Dass der Vorschlag der Bun-desregierung tatsächlich so ernstgemeint ist, daran kann man jedoch zweifeln. Der Vorschlagstammt aus einem Brief der Bun-desumweltministerin, des Ver-kehrsministers und desKanzleramtschefs. In demSchreiben erörtern sie verschie-dene Pläne, wie die Luft inDeutschland künftig saubererwerden soll. Weil seit Jahren dieGrenzwerte von  

Stickoxiden in Deutschland überschritten werden, drohenDeutschland eine Klage und auchFahrverbote. Daher wird in demSchreiben ein ganzes Bündel anMaßnahmen vorgeschlagen, vondenen der kostenlose Nahver-kehr nur eine von vielen Alterna-tiven ist. Wann und ob man einensolchen Nahverkehr tatsächlichin den Modellstädten testenwird, dazu gibt es bislang keineAussage.Sieht man sich die Zahlen, er-kennt man schnell, das die Ideeeines kostenlosen Nahverkehrsin Berlin tatsächlich ziemlichteuer sein dürfte. Über 900 Mil-lionen Euro jährlich müsse dasLand Berlin aufbringen, um den Bürgern die kostenlose Nutzung

von U-Bahn, Tram und Bussen zuermöglichen. Wäre auch die S-Bahn kostenlos, wären die Ko-sten noch höher. Schon jetzt be-findet sich Berlins Personen-nahverkehr teilweise am Randeder Kapazität. Die Möglichkeitder kostenlosen Nutzung würdedie jährlichen Passagierzahlennach Angaben der Berliner Ver-kehrsbetriebe verdoppeln, wasweitere zusätzliche und umfang-reiche Investitionen in die Fahr-zeuge und auch in mehr Personalnötig macht.Natürlich wäre ein kostenloserNahverkehr gerade nicht kosten-los. Bereits jetzt machen die Ticketerlöse in Höhe von 700Millionen Euro gerade einmal 60 Prozent des BVG-Jahresum-satzes aus, den Rest zahltder Steuerzahler. EinGratis-Nahverkehrwürde den Steuer-zahler weitere hun-derte Millionen Eu-ro jährlich kos-ten – egal ob er ihnnun nutzen würdeoder nicht. BdSt-Vorstand Kraus hatsich daher unteranderem gegen-über dem Spreera-dio gegen einenkostenlosen Per-sonennahverkehrausgesprochen.

I

Broschürentipp
Ratgeber für die
Steuererklärung 2017Wer zu viel gezahlte Steuern vom Finanzamtzurück haben will, muss eine Steuererklä-rung machen. Da das aber oft leichter gesagtals getan ist, bietet der Bund der Steuerzah-ler Ratschläge und Tipps mit den BroschürenSteuererklärung 2017 für Arbeitnehmer und

Steuererklärung 2017 für Senioren. Die Rat-geber erläutern, wie die einzelnen Formulareder Steuererklärung auszufüllen sind und in-formieren über Abzugsmöglichkeiten vonWerbungskosten, Sonderausgaben und au-ßergewöhnlichen Belastungen. Für den Fall,dass der Steuerbescheid später fehlerhaftsein sollte, informieren beide Broschürenauch über die möglichen Rechtsbehelfe. Die gewünschte Broschüre können Mitglie-der des BdSt Berlin kostenlos in der Ge-schäftstelle bestellen.
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Steueränderungen 2018

Die aktuelle Bro-
schüre kann in
der Geschäft-
stelle bestellt
werden!

ZOB, der neue BER? Kosten-
explosion am Zentralen 
Omnibusbahnhof In der letzten Ausgabe wurde andieser Stelle über die Baukosten-explosion am Zentralen Omni-busbahnhof  (ZOB) berichtet. Ineinem Bericht der BerlinerAbendschau sagte der BerlinerBdSt-Vorsitzende inzwischen:"Persönlicher Fernverkehr istkein öffentliches Gut. Nutzerkönnen das auch selbst bezahlen.Es läuft etwas schief, wenn Mehr-kosten und Risiko beim Steuer-zahler hängen bleiben". Mit 29,9Mio. Euro und einer geplantenEröffnung 2019 wird der ZOPdoppelt so teuer und zwei Jahrespäter fertig. Schon bei Baube-

ginn waren die Planungen über-holt und mussten geändert wer-den.
„Die Goldene Stunde“ an der
Charité - Kunst am Bau bei
„Mario Barth deckt auf!“In der letzten Frühjahrssendungvon „Mario Barth deckt auf!“wurde über „Die goldene Stunde“an der Berliner Charité berichtet.Der Bund der Steuerzahler hattedie damals fertig gestellte Kunstam Bau bereits im letzten De-zember in der Presse kritisiert.In dem Fernseh-Interview mitMario Barth erklärte der BerlinerLandesvorsitzende im Bund derSteuerzahler, Alexander Kraus,dass bei öffentlichen Baumaß-

nahmen immer ein Teil derSumme in „Kunst am Bau“ ge-steckt werden müsse: „Berlin istimmer noch mit 57 Mrd. Euroverschuldet. Da brauchen wirjeden Euro, um die Straßen, dieGehwege, die Gebäude und auchdie Krankenhäuser zu sanieren!“Der Bund der Steuerzahler hatteim letzten Jahr im Wege einerAktenauskunft von der Senats-kulturverwaltung erfahren, dasssich die Kosten für das Kunst-werk auf 450.000 Euro aus demLandeshaushalt beliefen. Finan-ziell und personell unterversorgthinken die Berliner Krankenhäu-ser bei Modernisierung und Sa-nierung mit Milliardenbeträgendem Stand der Technik hinter-her.
Neues von den Begegnungszo-
nen - Teure „Parklets“ für die
Bergmannstraße100.000 Euro für 2 x 10 MeterSitzbank? Macht 5.000 Euro prolaufenden Meter!!! Die Morgen-post erinnerte in einem Artikelauch an die damalige Kritik desBundes der Steuerzahler an denSitzkieseln in Moabit sowie ander Begegnungszone Maaßen-straße. Im April 2017 hatte derRegierende Bürgermeister Mi-chael Müller zur ‚Begegnungs-zone Maaßenstraße‘ aus demSchwarzbuch 2016/17 noch ge-sagt: „Das war gut, dass es diesesPilotprojekt gab, weil es jetzt ananderen Stellen nicht mehr ge-macht wird. (...) Das ist so großerKäse, dass daraus gelerntwurde.“ Jetzt wurden in derKreuzberger Bergmannstraße

zwei neue „Parklets“ für die Test-phase dieser zweiten Begeg-nungszone vorgestellt. Der Bundder Steuerzahler meint, dass an-gesichts eines Sanierungsrück-staus an der Berliner Infra-struktur und den Liegenschaftenin Berlin in Höhe von geschätzt10 Mrd. Euro kein Geld für solcheExperimente da ist.

Privates Internet-Surfen nicht
Staatsaufgabe - Bund der
Steuerzahler kritisiert freies
WLAN auf SteuerzahlerkostenDer Bund der Steuerzahler Ber-lin kritisierte den Ausbau einesfreien WLAN-Netzes auf Steuer-zahlerkosten in Berlin. Sein Vor-sitzender Alexander Kraus sagte:„Internet-Nutzung ist kein öf-fentliches Gut. Überall in derStadt sind mobile Datendiensteüber das Mobilfunknetz verfüg-bar. Wer im Internet surfenmöchte, kann diese Leistung pro-blemlos einkaufen. Es gibt kei-nen vernünftigen Grund, dassder Steuerzahler für die Kosten-ersparnis Einzelner bei der Nut-zung eines rein privaten Gutesaufkommen muss. “Nicht nach-vollziehbar ist für den Bund derSteuerzahler auch, dass der Staat

einst Frequenzen für die Daten-nutzung an Mobilfunkunterneh-men für viel Geld versteigert hat,diese dann in den Netzausbau in-vestiert haben und nun der Staatden Mobilfunkunternehmen mitSteuergeldern wieder Konkur-renz macht. Medien hatten be-richtet, dass der Berliner Senatdie Anzahl freier WLAN-Hot-spots zur kostenlosen Internet-Nutzung für 1,9 Millionen Eurovon derzeit 700 um 1000 erhö-hen will. Zahlreiche Print- undOnline-Medien hatte die Kritikdes Bundes der Steuerzahler ver-öffentlicht. 
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ie Berliner Senatsverwal-tung für Stadtentwicklungund Wohnen teilte im Fe-bruar mit, dass es bei der Sanie-rung der Staatsoper Unter denLinden zu einer Erhöhung derBaukosten auf voraussichtlich439,4 Millionen Euro komme.Neben dem schlechten Zustandder historischen Bausubstanzhabe insbesondere die Insolvenzeines Generalplanungsbüros zugravierenden Lücken im Pla-nungsprozess geführt. Durch„Beschleunigungen von Baulei-stun- gen und eine Parallelitätdes Bau- und Inbetriebnahmeab-laufs“ sei aber eine Aufnahmedes Spielbetriebs zum 7. Dezem-ber 2017 erreicht worden. An-dernfalls sei eine Eröffnung derStaatsoper erst mit der Spielzeit2018/2019 möglich gewesen. Für den Bund der Steuerzahlerklingt diese vorgebliche Meister-leistung wie blanker Hohn, wennman sich noch einmal den Jah-resbericht des Berliner Rech-nungshofs aus dem Jahr 2016vor Augen führt. Die Prüfungsbe-hörde hatte damals erhebliche

Mängel und schwerwiegendeVersäumnisse bei der Senatsver-waltung festgestellt. Diese habebei der Vorbereitung der Bau-maßnahme grundlegende haus-haltsrechtliche Bestimmungenmissachtet und eklatant unwirt-schaftlich gehandelt. Um von ihrals unrealistisch erkannte Ter-minziele zu erreichen, sei sie vondem vorgeschriebenen Verfah-ren zur Vorbereitung von Bau-maßnahmen unzulässig abge-wichen. Sie habe mit der Bauaus-führung begonnen, ohne die Bau-planung zuvor ordnungsgemäßabgeschlossen zu haben. In demvorschriftswidrigen und unwirt-schaftlichen Verwaltungshan-deln sah der Rechnungshofschon damals Ursachen für dieerheblichen Bauzeitverlängerun-gen und Kostensteigerungen.Interessant ist für den Bundder Steuerzahler aber auch, dassder Rechnungshof damals her-ausgefunden hatte, dass sich dieSenatsverwaltung schon sehrfrühzeitig des deutlich erhöhtenKostenrisikos durch Terminvor-gaben der Senatskanzlei des Re-

gierenden Bürgermeisters be-wusst war und das in internenStellungnahmen auch so festge-halten hatte. Die Senatskanzleisei damals laut Rechnungshofbe-richt aber nicht mit einer Ver-schiebung des Baubeginns ein-verstanden gewesen. Trotz dererkannten Risiken hatte die Se-natsverwaltung entsprechendeTerminvorgaben dann in Ver-träge übernommen. Vor diesem Hintergrund las-sen sich die Aussagen des dama-ligen Regierenden Bürger-meisters Klaus Wowereit (SPD)vom 1. September 2008 im Ber-liner Abgeordnetenhaus zurStaatsopernsanierung einordne-ten: „(…) Nach den ursprüngli-
chen Planungen hätten die
Architekten 24 Monate Zeit zur
Erstellung des Bedarfsprogramms
und der Bauplanungsunterlage.
Im Blick auf das Nutzerinteresse
werde er dies aber so nicht akzep-
tieren. (…) Die Fachleute werde
man mit der – etwas salopp for-
mulierten – Frage konfrontieren,
ob denn die letzte Putte auch noch
durchgeplant sein müsse, bevor
z.B. der Aufzugsturm an der Oper
gebaut werde. Zumindest sollte
man nach einem Planungsvorlauf
von 12 Monaten mit ersten Bau-
maßnahmen beginnen können;
für Probleme z.B. mit der LHO
müsse man gegebenenfalls eine
Lösung finden.“Wohin in dieser tragischenOper die „Lösun-

gen“ für Probleme mit der Lan-deshaushaltsordnung geführthaben, zeigt der letzte Akt, in derDramaturgie Katastrophe ge-nannt: Mehrkosten von 200 Mil-lionen Euro zulasten des BerlinerLandeshaushalts und vier JahreTerminverzug. Für den Steuer-zahler bleibt zu hoffen, dass dieKosten nicht noch weiter steigen,bevor der letzte Vorhang fällt.Denn die Endabrechnung stehtnoch aus. Ob dieses Drama einNachspiel haben wird – um beider Oper zu bleiben – ist fraglich.Ein Untersuchungsausschusshatte bereits 2016 sein possen-haftes Stück aufgeführt.

Letzter Akt einer Tragödie
Berliner Staatsoper rutscht noch tiefer in die Katastrophe

Die Sanierung der Berliner Staatsoper Unter den Linden sollte ur-
sprünglich im Oktober 2013 abgeschlossen sein und 239 Millionen Euro
kosten. Tatsächlich konnte der Spielbetrieb erst im Dezember 2017
wieder aufgenommen werden. Während die Senatsverwaltung die
schlechte Bausubstanz und die Insolvenz eines Planungsbüros anführt,
sieht der Bund der Steuerzahler die Ursachen in der vorsätzlich laxen
Anwendung des Haushaltsrechts. Und wie es sich für eine tragische
Oper gehört, folgt im letzten Akt die Katastrophe: Die Baukosten sind
auf mittlerweile fast 440 Millionen Euro gestiegen. 

D

Die 2018er Neuauflage der Bro-schüre „Die Steuerprüfung“ er-läutert die Rechte und Pflichtendes Steuerzahlers, schildert denAblauf der Be-triebsprüfungund nennt dierechtlichenGrundlagen,auf denendie Prüfungaufbaut. Mitgliederdes BdStBerlin können die Broschüre„Die Steuerprüfung“ kostenlos inder Geschäftsstelle anfordern.

Broschürentipp
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Steuerzahlerbund rügt Senat
Schulbauoffensive droht Schuldenbremse zu unterlaufen

Der Vorsitzende des Bundes der Steuerzahler
Berlin, Alexander Kraus, zeigte sich besorgt
über Berichte, wonach der Finanzsenat Schul-
neubauten und Schulsanierungsprojekte durch
Kreditaufnahme einer landeseigenen Woh-
nungsbaugesellschaft finanzieren will. Der
Bund der Steuerzahler befürchtet einen drei-
sten Versuch, die grundgesetzliche Schulden-
bremse zu unterlaufen. ie Schulbauoffensive ist laut Senats-verwaltung für Finanzen das größteInvestitionsvorhaben des Berliner Se-nats der laufenden Legislaturperiode. Fürdas auf zehn Jahre, bis Ende 2026, angelegteProgramm seien Mittel von insgesamt 5,5Milliarden Euro vorgesehen. Künftig werdedie HOWOGE einen Teil der Neubaumaßnah-men sowie einen Teil der großen Sanierungs-und Instandhaltungsprojekte übernehmenund hierfür Kreditfinanzierung in Anspruchnehmen, heißt es auf der Webseite des Fi-nanzsenats. Bei der Bereitstellung von Schulen handeltes sich nach Ansicht des Bundes der Steuer-zahler allerdings zweifellos um einen Kern-bereich staatlicher Aufgaben. Insofern seinicht einzusehen, warum Ausgaben fürSchulbauten nicht auch im Kernhaushalt deröffentlichen Hand abgebildet werden sollten.Hier unterliegen sie auch der parlamentari-schen Entscheidung und Kontrolle. Grund-sätzlich geht der Bund der Steuerzahlerdavon aus, dass die Kreditfinanzierung vonSchulbauten auch durch eine landeseigeneWohnungsbaugesellschaft als Extrahaushaltebenfalls der grundgesetzlichen Schulden-bremse unterliegen würde. „Jede andere Be-trachtungsweise halte ich für eine dreisteUmgehung des Kreditaufnahmeverbots“,sagte Kraus dem Berliner Tagesspiegel. Finanzsenator Matthias Kollatz-Ahnen(SPD) hielt dem in dem gleichen Tagesspie-gel-Artikel entgegen, Berlin brauche mehrBaukapazitäten, um die Offensive „in der nö-tigen Breite“ zu führen. Die HOWOGE soll

dabei nur ein Viertel der 5,5 Milliarden EuroBaumaßnahmen übernehmen. Umgehungs-manöver sähen anders aus, zitierte das Blattden Finanzsenator. Für den Bund der Steu-erzahler hört sich das nach „der Zweck hei-ligt die Mittel“ an. Ab 2020 gilt die grundgesetzliche Schul-denbremse, die den Bundesländern eineNeuverschuldung verbietet. Da die Landes-regierungen seit Jahrzehnten die Berliner In-frastruktur und die landeseigenen Liegen-schaften, wie z.B. Schulgebäude, vernachläs-sigt haben, stehen in den nächsten JahrenAusgaben von geschätzt zehn MilliardenEuro an, die nach Ansicht des Bundes derSteuerzahler aus dem Landeshaushalt zu tra-gen sind. Grundsätzlich zählen die Schulden einerlandeseigenen Gesellschaft nicht zur Schul-denbremse, wenn diese mehr als 50 Prozentihrer Produktionskosten durch Umsätze amMarkt deckt. Eine Ausnahme gilt für soge-nannte Hilfsbetriebe des Staates, die mehr als80 Prozent Ihrer Umsätze mit dem Staat er-wirtschaften. Sie werden trotzdem dem Sek-tor Staat zugerechnet. Ihre Schulden zählendamit auch zur Schuldenbremse.Der Bund der Steuerzahler vermutet, dassder Finanzsenator bei der HOWOGE vor hat,die Umsätze für die Schulbauoffensive mitdem Land Berlin im Verhältnis zum Woh-nungsbaugeschäft gerade nur so hoch einzu-pegeln, dass deren Schulden nicht zum„Extrahaushalt“ des Staates werden. Damitkönnte die Schuldenbremse unterlaufen wer-den. Während die Ausgaben im Landeshaus-halt gleich am Anfang zu Buche schlagenwürden, führen diese bei einem privatrecht-lichen Unternehmen erst später über die Abschreibungsdauer zu buchmäßigem Auf-wand. Das kann aber eigentlich nicht Sinnund Zweck der Schuldenbremse sein, meintder Bund der Steuerzahler und hält das füreine dreiste Umgehung der Schuldenbremse.Als weiteres Problem sieht der Bund derSteuerzahler auch, dass die Ausgaben bei

einer Gesellschaft des privaten Rechts nichtin dem gleichen Maße einer parlamentari-schen Kontrolle und der Prüfung durch denRechnungshof unterliegen, wie dies im öf-fentlichen Haushalt der Fall ist. Auch einRecht auf Aktenauskunft oder -einsicht durchBürger besteht hier nicht. 

D

Broschürentipp
Ratgeber für die
Steuererklärung 2017Wer zu viel gezahlte Steuern vom Finanzamtzurück haben will, muss eine Steuererklä-rung machen. Da das aber oft leichter gesagtals getan ist, bietet der Bund der Steuerzah-ler Ratschläge und Tipps mit den BroschürenSteuererklärung 2017 für Arbeitnehmer und

Steuererklärung 2017 für Senioren. Die Rat-geber erläutern, wie die einzelnen Formulareder Steuererklärung auszufüllen sind und in-formieren über Abzugsmöglichkeiten vonWerbungskosten, Sonderausgaben und au-ßergewöhnlichen Belastungen. Für den Fall,dass der Steuerbescheid später fehlerhaftsein sollte, informieren beide Broschürenauch über die möglichen Rechtsbehelfe. Die gewünschte Broschüre können Mitglie-der des BdSt Berlin kostenlos in der Ge-schäftstelle bestellen.

Der morbide Charme des Verfalls: Das Max-
Delbrück-Gymnasium in Berlin-Pankow
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Alleen und Frauen und Steuergeld
Senat beziffert Kosten der Entfernung des Gromringer-Gedichts

Um das Gedicht „avenidas“ von Eugen Grom-
ringer, das an eine Fassade der Alice-Salomon-
Hochschule angebracht war, gab es bereits
seit Langem eine Debatte. Der AStA der Hoch-
schule forderte die Entfernung des Gedichtes.
In den wenigen Worten des Werkes erkannte
man Sexismus und Frauenfeindlichkeit. Die
Kritiker konnten sich durchsetzen, und die
Entfernung des Gedichts von der Hochschul-
fassade wurde beschlossen. er Entschluss zur Entfernung des Gedichts „avenidas“ von Eugen Grom-ringer war auch Thema im Abgeord-netenhaus. Kultursenator Lederer (Linke)bekräftigte in einer Sitzung Ende Januar zwar

seinen Respekt für die Entscheidung, denVorwurf des Sexismus gegen den Dichterhalte er aber für absurd. Man müsse aufpas-sen, die Grenzen des individuell Zumutbarenoder dessen, was in einer Gesellschaft an Zu-mutungen oder an vermeintlichen Zumutun-gen auszuhalten ist, nicht immer weiterherabsetzen. „Das heißt für mich auch, nichtjedes Werk auszutilgen, das möglicherweisein einer bestimmten Richtung interpretier-bar ist, oder es auf diese Interpretation zu re-duzieren. Damit wird man Kunst und demKunstwerk und gar dem Künstler nicht ge-recht“, so Lederer, der hierfür Beifall vonallen Fraktionen erntete.In einer schriftlichen Anfrage der FDP-

Fraktion zu der Entscheidung, das Gedicht zuentfernen beziffert der Senat die Kosteneines doppelten Fassadenanstrichs auf 6.500Euro. Erst im Jahr 2011 sei die Südfassadedes Hauptgebäudes zuletzt gestrichen unddas Gedicht mit Schablonen an die Fassadeangebracht worden.Der spanische Text des Gedichts von 1953lautet übersetzt: Alleen/Alleen und Blumen/Blumen/Blumen und Frauen/Alleen /Al-leen und Frauen/Alleen und Blumen undFrauen/und/ein Bewunderer. Die Entschei-dung der Hochschule das vermeintlich sexi-stische Gedicht von der Fassade zu entfernen,hatte auch über die Grenzen Berlins hinausUnverständnis ausgelöst.D
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Der BdSt Berlin in den MedienBerlins beklopptester Park? DerVorsitzende des Bundes derSteuerzahler Berlin hielt die An-lage am Potsdamer Platz jeden-falls in der Sendung RTL Explosivam 10. April 2018 für gefährlich:„Das ist alles ´ne Fehlkonstruk-tion“. Am 17. April 2018 erinnerte er inRTL Explosiv vor den neuen„Parklets“ in der Bergmann-straße daran, dass Berlins Regie-

render Bürgermeister nach derersten „Begegnungszone“ gesagthatte, dass "so ein Käse“ nichtnoch mal gemacht wird und er-läuterte die Probleme mit denWippen am Tilla-Durieux-Platzin Mitte. „Das alles zu ändern, wäre einWahnsinn. Für ein solches Amtmit Schleudersitz-Charakterwürde das bedeuten, dass dannzeitnah wieder auf die männlicheForm umgeschwenkt werdenmuss. Da muss man sich schon

die Frage stellen, ob das wirt-schaftlich ist“, kommentierteKraus Überlegungen, mit derneuen Polizeipräsidentin, auchden Namen der Behörde „Der Po-lizeipräsident in Berlin“ umzube-nennen. Einen großen Widerhallin den Medien fand auch die Kri-tik an dem Aufbau eines steuer-finanzierten WLAN-Netzes inBerlin: „Internet-Nutzung istkein öffentliches Gut. Wer im Internet surfen möchte, kanndiese Leistung problemlos ein-kaufen.“
Hintergrundgespräch mit dpa
„Nur Geld in die Verwaltung reinzustopfen wird nicht reichen“

Der Vorsitzende des Bundes der
Steuerzahler Berlin e.V., Alexan-
der Kraus, sprach mit der Deut-
schen Presseagentur dpa über die
Erfolgsaussichten des Milliarden-
Investitionsprogramms des Berli-
ner Senats und warnte vor zu
großen Erwartungen: „Nur Geld
oben in die Verwaltung reinzu-
stopfen, wird nicht reichen!“ raus zeigte sich skeptisch,dass es zu raschen Fort-schritten bei der Sanie-rung maroder Schulen,Behördengebäude, Straßen undBrücken in Berlin kommenwerde. Als Grund nannte er Per-sonal- und Organisations-probleme in der Verwaltung undKapazitätsengpässe in der Wirt-

schaft, nachdem Jahrzehnte zu wenig investiert wurde. Er wies dpa darauf hin, dass auf Landes- und Bezirksebene in der Verwaltung viele Jahrelang Personal abgebaut wordensei, dann zu spät umgesteuertund bis heute kein Personal-management eingeführt worden.„Da fehlt mir im Moment die Fantasie, wo Land und Bezirke in dieser Situation dieLeute herbekommen wollen“,sagte Kraus auch mit Blick aufdie Konkurrenzsituation zu Bun-desbehörden und Privatwirt-schaft. Auch das in den letzten Jahrenvom Rechnungshof immer wie-der beanstandete  Fehlen einessystematischen Instandhaltungs-

managements für Straßen, Lie-genschaften und Brücken sprachKraus an: „Da wird offensichtlichan jeder Stelle in der Verwaltungherumlaboriert, wie sich der Mit-arbeiter das gerade vorstellt. DasLand kommt hier seiner strategi-schen Aufgabe nicht nach, dasauch einheitlich den Bezirkenvorzugeben.“ Kraus vermisste, dass sich die Verwaltungsspitzen aus Senatsmitgliedern, Staatssekre-tären, Bezirksbürgermeisternund Stadträten als Manager ver-stehen: „Da scheint es auch einFührungsproblem auf Landes-und Bezirksebene zu geben.Wenn die Prozesse nicht funktio-nieren, helfen auch mehr Mit-arbeiter nicht.“
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Schilderwald Pankow
Fragwürdig oder notwendig?

er früher durch die Platanenstraßeim Pankower Ortsteil Niederschön-hausen fuhr, litt regelrecht mit sei-nen Stoßdämpfern. Tempo-30-Schilderwaren bei dem katastrophalen Kopfstein-pflaster fast schon überflüssig. Im letztenJahr wurden schließlich die Sanierungsar-beiten fertig gestellt. Die Fahrspuren sindjetzt asphaltiert. Wegen der fehlenden Re-genwasserkanalisation wurden auf beidenSeiten die Parkstreifen mit Kopfsteinpflasterfür die Versickerung angelegt. Diese sind je-doch nicht durchgängig, sondern durch Ein-fassungen für die alten Platanen unterteilt

und durch 12 cm hohe Borde zur Fahrbahnbegrenzt. Zwischen Friedrich-Engels-Straßeund Wodanstraße zählte der Bund der Steu-erzahler insgesamt 44 blaue Verkehrsschil-der mit dem offiziellen Titel „vorgeschrie-bene Vorbeifahrt“. An einer Stelle ist dieFahrbahn aus nicht ersichtlichen Gründenverengt. Ansonsten dekorieren die Schilderdie Baumscheiben zwischen den Park-buchten.Medien hatten von utopischen Kosten von132.000 Euro berichtet. Das wollte der Bundder Steuerzahler genauer wissen und fragebei Bezirksamt Pankow nach. Die Entwar-

nung kam prompt: Die Gesamtkosten für diekomplette Beschilderung beliefen sich ledig-lich auf rund 5.000 Euro netto. Begründetwurden die Schilder mit der Sicherheit derVerkehrsteilnehmer bei schlechten Lichtver-hältnissen und drohenden Schadenersatzan-sprüchen. Besonders gelungen findet derBund der Steuerzahler die Lösung mit denvielen Verkehrsschildern allerdings auchnicht: „Schön geht anders, allerdings war vorAufstellung der Schilder tatsächlich verein-zelt zu beobachten, dass z.B. bei Schnee Fahr-zeuge über die Begrenzungen gerumpeltsind.“ 

Im letzten Sommer stellte das Bezirksamt
Pankow die Sanierung der Fahrbahn in der Pla-
tanenstraße fertig. Die Parkplätze werden
jetzt durch die Einfassungen der mächtigen
Platanen begrenzt. Damit niemand gegen die
Bordsteinkanten fährt, wurden 44 Verkehrs-
schilder aufgestellt.  Ist der Schilderwald be-
rechtigt?

W

44 mal „vorgeschriebene Vorbei-
fahrt“ auf knapp 700 Metern der

Platanenstraße.

Zustand der Berliner Spielplätze
Pankow hat die meisten gesperrten Spielplätze

ie Antwort der Senatsver-waltung für Umwelt, Ver-kehr und Klimaschatz aufdie Anfrage des AbgeordnetenStefan Evers (CDU) wirft einschlechtes Bild auf die öffentli-
chen Spielplätze in der Stadt.Fast jeder zweite Spielplatz weistim Durchschnitt irgendwelcheSchäden an Spielgeräten auf. Di-rekt vergleichbar sind die Anga-ben aus den Bezirken allerdings

nicht. Mitte meldet z.B., dass vonseinen 253 Spielplätzen bei 50Spielplätzen „nicht ein Brett fehltoder ein Schaukelsitz angebis-sen“ sei. Neukölln meldete:„Wenn ein Kratzer, eine Beschmie-rung, ein kleiner Brandschadenu. ä. als Beschädigung eingestuftwird, sind fast alle Spielgeräteauf allen Spielplätzen beschä-digt“. Ansonsten seien alle Spiel-geräte bzw. Spielplätze in einemverkehrssicheren Zustand.Bei Spielplätzen, die aufgrundihres Zustandes für die Öffent-lichkeit gleich ganz gesperrt sind,führt Pankow die Liste an. Hiersind 13 von 218 Spielplätzen ge-sperrt. Insgesamt stehen in Ber-lin den Kindern 31 Spielplätzenicht zur Verfügung. Zu den Ko-sten, die durch Vandalismus ver-ursacht werden, können dieBezirke teilweise nur grobe Zah-len nennen. Treptow-Köpenickgeht hier z.B. von 70.000 Europro Jahr aus. Andere Bezirke füh-

ren keine Statistiken dazu oderrelativieren die Höhe. Erstaunliche Zahlen nennendie Bezirke aber bei der Höhedes geschätzten Investitionsbe-darfs zur vollständigen Instand-setzung der öffentlichen Spiel-plätze. Sie übersteigen die tat-sächlich vorgesehenen Investi-tionen teilweise um einVielfaches. Steglitz-Zehlendorfbräuchte statt 900.000 geplantenimmerhin 10,5 Millionen Euro.Marzahn-Hellerdorf würde sogar13 Millionen Euro investieren,hat aber nur 917.000 Euro geplant.  Der Bezirk Pankow hatübrigens drei der gestellten parlamentarischen Fragen mitdem Satz beantwortet: „Auf-grund des unzureichenden Per-sonalbestandes können dieEinzelfragen nicht beantwortetwerden.“ Da wundert es denBund der Steuerzahler auchnicht, wie die vielen Sperrungenzustande kommen. 

Das Land Berlin betreibt 1.839 öffentliche Spielplätze. Völlig in Ord-
nung sind allerdings nur 990 Anlagen. Eine Vergleichbarkeit ist aller-
dings kaum gegeben. Auch hier bewertet jeder Bezirk anders.
Besonders schlimm sieht es allerdings in Pankow aus. In dem Bezirk
sind 13 Spielplätze gleich ganz gesperrt. Eine neue Abgeordneten-
hausdrucksache zeigt aber auch noch etwas anderes: Die geplanten 
Investitionen decken bei weitem nicht den geschätzten Instandset-
zungsbedarf.

D

BroschürentippDie 2018er Auflage der Broschüre „Die Steuerprüfung“erläutert die Rechte und Pflich-ten des Steuerzahlers, schildertden Ablauf der Betriebsprüfungund nennt die rechtlichen Grund-lagen, auf denen die Prüfung auf-baut. Mitglieder des Bundes der

Steuerzah-ler Berlinkönnen dieBroschüre„Die Steu-erprüfung“kostenlosin der Ge-schäftsstelle anfordern.
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Berlins Bezirke schließen Haushaltsjahr 2017 positiv ab
Jahresabschluss der Bezirke

Die Berliner Bezirke haben das
Jahr 2017 erneut positiv abge-
schlossen. Mit einem Überschuss
von insgesamt fast 54 Millionen
Euro haben die Bezirke damit das
beste Ergebnis seit dem Jahr
2012 erzielt. Nur noch ein Bezirk
ist verschuldet. Zum achten Mal in Folgehaben Berlins Bezirke dasHaushaltsjahr positiv ab-geschlossen. Dabei fielen die Er-gebnisse der einzelnen Bezirkeunterschiedlich aus. Friedrichs-hain-Kreuzberg und Marzahn-Hellersdorf haben jeweils einenÜberschuss von ca. 0,3 MillionenEuro erwirtschaftet. Der BezirkMitte hat das Jahr 2017 miteinem positiven Ergebnis von10,6 Millionen Euro abgeschlos-sen. Insgesamt beläuft sich derÜberschuss der Bezirke auf 53,9 Millionen Euro.Die guten Jahresabschlüsseder Vergangenheit haben sichauch auf den Schulden- bzw. Gut-habenstand der Bezirke ausge-wirkt. Bis auf Marzahn-Hellers-dorf haben alle Bezirke in denletzten Jahren ein Guthaben an-sammeln können. Die Guthabensummieren sich auf insgesamt169,4 Millionen Euro. Noch imJahr 2003 waren die Berliner Be-

zirke mit 115 Millionen Euro ver-schuldet.Mittlerweile weist nur nochder Bezirk Marzahn-Hellersdorfeinen Schuldenstand in Höhevon 4,2 Millionen Euro aus. AlsKonsolidierungsbezirk konnteder Bezirk seinen Höchstschul-denstand von ehemals über 45 Millionen Euro in den letztenJahren drastisch reduzieren.Nach Angaben der Finanz-verwaltung wird Marzahn-Hellersdorf auch seinen Rest-Schuldenstand tilgen können.Andere Sorgenkinder konntenin den letzten Jahren ihre Haus-halte konsolidieren und ihreSchulden abbauen. Die ehemali-gen KonsolidierungsbezirkeSpandau und Mitte verfügenmittlerweile über ein Guthaben.Auch der KonsolidierungsbezirkPankow konnte das letzte Jahrmit einem Überschuss abschlie-ßen und hat es geschafft, seineSchulden zu tilgen. Im Jahr 2016hatte Pankow noch einen Schul-denstand von über vier MillionenEuro ausgewiesen.Berlins Finanzsenator Kollatz-Ahnen (SPD) zeigte sich in einerPressemitteilung zufrieden mitden Ergbnissen und und be-zeichnete die Finanzaustattungder Bezirke als angemessen.

Z

Broschürentipp

Erben und VererbenBereits in der neuntenAuflage der Broschüre„Erben und Vererben“gibt der Bund der Steu-erzahler einen Über-blick zum Thema, umden Betroffenen zu hel-fen, ein Bewusstseinfür die regelnden Fra-gen zu entwickeln. Als Einstiegshilfe gibt die Broschüre dem Leser einen Anstoßfür die eigene Nachlassplanungund liefert wichtige Anregungenund Informationen. 

Ratgeber für
die Steuerer-
klärung 2017Wer zu viel ge-zahlte Steuernvom Finanzamtzurück haben will,muss eine Steuer-erklärung machen.Da das aber oftleichter gesagt alsgetan ist, bietet der Bund derSteuerzahler Ratschläge undTipps mit den Broschüren Steu-ererklärung 2017 für Arbeitneh-

mer und Steuererklä-rung 2017 für Senio-ren. Die Ratgebererläutern, wie die ein-zelnen Formulare derSteuererklärung aus-zufüllen sind und in-formieren überAbzugsmöglichkei-ten von Werbungs-kosten, Sonderausgaben undaußergewöhnlichen Belastun-gen. Für den Fall, dass der Steu-erbescheid später fehlerhaft seinsollte, informieren beide Bro-schüren auch über die möglichenRechtsbehelfe.
Die gewünschte Broschüre kön-nen Mitglieder des BdSt Berlinkostenlos in der Geschäftstellebestellen.
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Berlins Finanzämter am schnellsten
BdSt-Bearbeitungscheck

ie Berliner Verwaltung istnicht gerade für Effizienzund Schnelligkeit bekannt.Überfüllte Bürgerämter undlange Wartezeiten prägen in ei-nigen Berliner Bezirken das Be-hördenbild.Eine Umfrage des Bundes derSteuerzahler unter den Finanz-verwaltungen hat ergeben, dass

Einkommensteuererklärungenin Berlin im bundesweiten Ver-gleich am schnellsten bearbeitetwerden. Wie in den zurücklie-genden Jahren hat der Bund derSteuerzahler den BdSt-Bearbei-tungscheck gemacht.Der Bund der Steuerzahler hatdie Bearbeitungsdauer für Steu-ererklärungen von Arbeitneh-

mern, von Selbständigen und Un-ternehmern und den allgemei-nen Durchschnitt bei derVerwaltung abgefragt. In allenFällen liegt Berlin bundesweit ander Spitze. Die allgemeinen Bearbeitungs-zeiten betragen in Berlin imDurchschnitt 36,5 Tage. Auf Platzzwei liegt Hamburg mit 41Tagen, gefolgt vom Saarland miteiner Bearbeitungsdauer von41,6 Tagen. Am längsten muss-ten Steuerzahler in Bremen aufihren Bescheid warten. Hier be-trug die Bearbeitungsdauer für

den Verlangungszeitraum 2016knapp 56 Tage.Vor allem bei der Bearbeitungvon Einkommensteuererklärun-gen von Arbeitnehmern konntensich die Berliner Finanzämter inden letzten Jahren verbessern.Die Bearbeitung von Steuerer-klärungen für den Veranlagungs-zeitraum 2014 dauerte noch 42Tage und brachte Berlin im Bun-desvergleich auf den 5. Platz. Fürden Veranlagungszeitraum 2016erhielten Arbeitnehmer in Berlinihren Einkommensteuerbe-scheid bereits nach 35 Tagen.
Veranlagungszeitraum/ 2014 2015 2016

Steuerfall Stand: 31.12.2015 Stand: 31.12.2016 Stand: 31.12.2017
(Platz im bundesweiten Ranking) (Platz im bundesweiten Ranking) (Platz im bundesweiten Ranking)

42,5 38,2 36,5
(3) (2) (1)

42 37 35
(5) (2) (1)

43 39 40
(2) (1) (1)

Allgemeiner Durschschnitt

Arbeitnehmer

Selbstständige und Unternehmer

Auch in diesem Jahr hat der Bund der Steuerzahler wieder die Bear-
beitungszeiten der Einkommensteuererklärungen bei den Finanzver-
waltungen abgefragt. Im bundesweiten Vergleich nimmt das Land Berlin
demnach bei der Bearbeitung von Einkommensteuererklärungen eine
Spitzenposition ein.

D

Eine Steuer ohne Grund?
FDP-Fraktion beantragt Grundsteuerhebesatz von Null

Die FDP-Fraktion im Berliner Abgeordneten-
haus hat beantragt, dass der Senat den Hebe-
satz für die Grundsteuer in Berlin auf Null
senken und damit künftig von einer Erhebung
der Grundsteuer absehen soll. Die Grund-
steuer sei eine Steuer ohne Grund. In der Mie-
terstadt Berlin würden Mieter dadurch
spürbar entlastet werden. Der Bund der Steu-
erzahler bleibt skeptisch, ob die Regierungs-
fraktionen auf knapp 805 Millionen Euro
Steuereinnahmen verzichten werden. ie Grundsteuer sei eine Steuer ohneGrund, heißt es in dem Antrag derFDP-Fraktion. Das Abgeordnetenhauswolle beschließen, den Hebesatz für dieGrundsteuer in Berlin auf Null zu senken unddamit künftig von einer Erhebung abzuse-hen. Gerade in der Mieterstadt Berlin werdees zu einer spürbaren Absenkung der Be-

triebskosten kommen. Berlin könne hier mitgutem Beispiel vorangehen und durch dieAbsenkung des Hebesatzes für die Grund-steuer auf Null ein deutliches Zeichen setzen,dessen Ziel die Abschaffung dieser unge-rechten und ungerechtfertigten Steuer seinmüsse.Der Bund der Steuerzahler hält die voll-ständige Abschaffung der Grundsteuer steu-ersystematisch für die beste Lösung, da diesein einem modernen Steuersystem keine Exi-stenzberechtigung mehr hat. Der Verein istsich aber im Klaren darüber, dass dies poli-tisch allenfalls langfristig umsetzbar ist.Daher sollte die Grundsteuer grundlegendreformiert werden, die Steuergerechtigkeitstärken und eine einfache Steuererhebungund eine niedrige Steuerbelastung bzw. Auf-kommensneutralität gewährleisten. Nachdem Urteil des Bundesverfassungsgerichts

hält der Verband ein Einfachmodell für prak-tisch sinnvoll. Dabei werden für die Grund-stücksberechnung lediglich die Grund-stücksgröße und Wohnfläche angesetzt. Fürden Bürger wäre das transparent und einfachumsetzbar.

D
Was wird aus der Grund-

steuer? Der BdSt setzt sich
für ein „Einfachmodell“ ein.

Jerzy S
awluk/

pixelio
.de
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Am 22. Mai berichtete das K1-Magazin von Kabel1 wieder ein-mal über Berliner Fälle vonSteuergeldverschwendung. Indem 10-minütigen Beitrag in derRubrik „Der Stein des Anstoßes“fuhren K1-Moderatorin KathyWeber und der Berliner BdSt-Vorsitzende Alexander Kraus miteinem himmelblauen Stretch-Trabbi den Schilderwald in derPankower Platanenstraße (s. Aus-gabe Mai 2018), die barriere-freien Bordsteinabsenkungen in der Pilgramer Straße (s. Schwarzbuch 2017) und dieneuen „Parklets“ in der Kreuz-berger Bergmannstraße (s. Aus-gabe  April 2018) ab. 
Der Berliner BdSt-Vorsitzende im

Interview zum Pankower Schil-
derwald: „Ich halte das für 

übertrieben. Das sind viel 
zu viele Schilder!“

Der BdSt Berlin in den Medien

Meine erste SteuererklärungDas Anfertigen der Steuererklä-rung ist gar nicht so kompliziert,wie viele denken. In unseremneuen Leitfaden erfahren Sie, obSie eine Einkommensteuererklä-rung abgeben müssen, wo es For-mulare gibt oder welche Fristeneinzuhalten sind. Wie und womitSie Steuern sparen können, lesenSie kompakt in unserem Ausgaben-ABC. Musterschreiben und Check-listen unterstützen Sie, um nichtszu vergessen. Mitglieder können die Broschürekostenlos in der Geschäftsstelle be-stellen.

Broschürentipp Verzögerungen bei VL-Bescheinigungen
Maschinelle Bearbeitung jetzt möglich

er Bund der Steuerzahlerfragte bei der Berliner Se-natsverwaltung für Finan-zen nach. Die Antwort kamprompt. Das maschinelle Pro-gramm zur Festsetzung der Ar-beitnehmer-Sparzulage (ANSpZ)2017 werde im Rahmen vonKONSENS (Koordinierte neueSoftware-Entwicklung der Steu-erverwaltung) vom Land Bayernzentral programmiert und denLändern, damit auch Berlin, zurVerfügung gestellt. Aufgrund di-verser gesetzlicher Änderungen

und der erstmaligen Bereitstel-lung von elektronischen statt pa-pierenen VL-Bescheinigungensei es in diesem Jahr leider zuVerzögerungen gekommen. DieBerliner Finanzämter seien an-gewiesen worden, Veranlagun-gen mit ANSpZ, bis zurProgrammübergabe zurückzu-stellen. Die Übergabe sei vombayerischen Rechenzentrum  fürApril/Mai 2018 angekündigt ge-wesen. Die Auskunft des Finanz-amts, dass die Programme erstzum Jahresende laufen würden,

sei insofern nicht korrekt gewe-sen. Seit dem 4. Mai 2018 ist dasProgramm laut Finanzsenat nunfür eine maschinelle Bearbeitungder Anträge auf ANSpZ 2017 freigegeben. Die entsprechendenErklärungen für den Veranla-gungszeitraum 2017 werden vonden Finanzämtern nun bearbei-tet.

Der Bund der Steuerzahler Berlin war von Mitgliedern darauf hinge-
wiesen worden, dass in Steuerbescheiden vermögenswirksame Lei-
stungen fehlerhaft nicht berücksichtigt worden seien. Wenigstens
einem Steuerzahler war seitens des Finanzamtes angeblich erklärt
worden, dass die elektronische Übermittlung von vermögenswirksamen
Leistungen vom Anlageinstitut an das Finanzamt derzeit nicht möglich
sei, weil ein Software-Update nicht verfügbar sei und die Einspielung
noch bis Ende das Jahres dauern würde.
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Berlins Regierender Bürgermei-ster hat sich anlässlich der Über-nahme der Bundesratspräsident-schaft im November 2017 für dieEinführung eines solidarischenGrundeinkommens ausgespro-chen. Das Deutsche Institut fürWirtschaftsforschung (DIW) hatden Vorschlag durchgerechnet.Ich habe mir die Einschätzungdes DIW einmal angesehen undbin danach nicht sehr überzeugtvon dem Ansatz. Öffentlich gefördert werdensollen demnach sozialversiche-rungspflichtige Tätigkeiten beikommunalen und landeseigenenUnternehmen, für die es gegen-wärtig keinen Markt gibt und diekeine „reguläre Arbeit“ verdrän-gen. Die Entlohnung soll mög-lichst tarifvertraglich abge-sichert sein, auf jeden Fall aber inHöhe des Mindestlohns erfolgen.In Betracht kämen u.a. Tätigkei-ten wie die Betreuung von Klein-kindern in Privatwohnungen vonAlleinerziehenden, in der Ju-gend- und Familienhilfe oder alsHausmeister in kommunalenEinrichtungen sowie die Bera-tung zu gesunder und ausgewo-gener Ernährung. Erhalten sollendas solidarische Grundeinkom-men erwerbslose Arbeitslosen-geld-II-Bezieher, die freiwilligeine „gesellschaftlich relevante“Erwerbstätigkeit aufnehmen, fürderen Ausübung gut vermittelteGrundkenntnisse ausreichen sol-len. Wer das nicht in Anspruchnehmen wolle, für den bliebeweiterhin die Alternative, Ar-beitslosengeld II oder Sozialhilfezu beziehen oder einen regulä-ren Job anzunehmen. Unklar istallerdings, ob in diesem Fall eineSanktion folgen soll. 

Berechnet hat das DIW dieAuswirkung für einen Alleinste-henden ohne Kinder sowie eineAlleinerziehende mit zwei Kin-dern zwischen 14 und 17 Jahren.Zugrunde gelegt wurde ein Stun-denlohn von 9 Euro, der knappüber dem gesetzlichen Mindest-lohn von derzeit 8,84 Euro liegt.Bei einer wöchentlichen Arbeits-zeit von 39 Stunden ergibt sichein monatliches Bruttoeinkom-men von 1.521 Euro. ZusätzlicheLohnbestandteile sind nicht vor-gesehen. Nach der Berechnungdes DIW hätte die Alleinerzie-hende netto monatlich 332 Euromehr in der Tasche, bei dem Al-leinstehenden wären es 234 Euromehr als im Arbeitslosengeld-II-Bezug. Ich bin allerdings skeptisch, obdas Angebot bei dieser enormenGrenzbelastung begeistert aufge-nommen wird. Zusammen mitgesetzlichen Pausen und denWegezeiten liegt man damit auchin Berlin schnell bei 50 Stundenpro Woche, die man außer Hausist. Hinzu kommen Fahrtkostenund vielleicht sogar Mehrkostenfür Essen außer Haus. Ob die al-leinerziehende Mutter mit zweiKindern das für knapp 16 Euromehr pro Arbeitstag auf sichnehmen will, halte ich für äu-ßerst fraglich, wenn abends dannnoch der Haushalt wartet. Beidem Alleinstehenden sind essogar nur gut 11 Euro pro Ar-beitstag mehr als im Arbeitslo-sengeld-II-Bezug. Selbstverständ-lich ist natürlich jeder in ersterLinie selbst für seinen eigenenUnterhalt verantwortlich. DieFrage ist nur, ob das für den Ein-zelnen ökonomisch rational ist.Bei der Differenz zum aktuellen

Mindestlohn trifft das sicherlichfür viele nicht zu. Was passiertnun, wenn der Mindestlohn steigt?Das Bundesministerium fürArbeit und Soziales teilte pünkt-lich zum diesjährigen Tag der Ar-beit mit, dass Ende 2016bundesweit knapp 3,7 MillionensozialversicherungspflichtigVollzeitbeschäftigte ein Entgeltvon weniger als 2.000 Eurobrutto im Monat verdienten. InBerlin blieb immerhin mehr alsjeder fünfte der Vollzeitange-stellten unterhalb dieser Ein-kommensgrenze. In Ostdeutsch-land traf das sogar für fast einDrittel aller Vollzeitbeschäftigtenzu. Stimmen wurden laut, denMindestlohn auf 12 Euro anzu-heben. Das hatte im letzten No-vember auch schon Olaf Scholz(SPD), zwischenzeitlich Bundes-finanzminister, gefordert. Lassen Sie uns das einmaldurchrechnen: 2.000 Euro bruttoim Monat entsprechen bei 39wöchentlichen Arbeitsstundennach der üblichen Quartalsre-chenmethode einem Bruttostun-denlohn von 11,83 Euro. Lege ichallerdings die gesamten jährli-chen Lohnkosten inklusive derArbeitgeberanteile – die der Mit-arbeiter ja nicht von seinem Ar-beitergeber geschenkt bekommtund natürlich auch erwirtschaf-ten muss –, um und verteile dieseauf die Anzahl der Stunden, dieder Arbeitnehmer tatsächlich ar-beitet, also nicht wegen Urlaub,Krankheit und Feiertagen freihat, kommen wir schon auf min-destens 17 Euro „echtes“ Bruttopro tatsächlich gearbeiteterStunde. Da letztlich jede Arbeit amEnde aller Produktionskettenimmer beim Endverbraucherlandet, muss ehrlicherweise inder Regel auch noch die Mehr-wertsteuer draufgeschlagenwerden, womit wir schon beimehr als 20 Euro inklusive Mehr-wertsteuer pro Stunde sind, dieder Arbeitgeber für jede einzelneArbeitsstunde seines Mitarbei-ters am Markt in Rechnung stel-

len muss. Damit wäre dann aberweder etwas für den „Overhead“,noch ein Gewinn oder der Kapi-taleinsatz (Werkzeug, Computer,Büro, Fahrzeug, Lizenzen etc.)verdient. Mit dem „offiziellen“ Netto von8,13 Euro pro Stunde in Lohn-steuerklasse I oder IV nach derQuartalsrechenmethode, müsstedieser Arbeitnehmer also deut-lich mehr als zwei Stunden ar-beiten, um sich eine Stundeseiner eigenen Arbeitsleistungam Markt einkaufen zu können.Selbst bei einem Bruttogehaltvon nur 2.000 Euro pro Monatgehen über 1.000 Euro an Lohn-steuer, Soli und Sozialabgabeninklusive der Arbeitgeberanteilean den Staat. Nach dem aktuellenEntgeltatlas der Bundesagenturfür Arbeit verdienen das in Ber-lin z.B. Angestellte in den Berufs-gruppen „Arzt-/Praxishilfe“,„Hotellerie“ und „Fahrzeugfüh-rung“. Und das sind Jobs, diezweifellos eine Ausbildung,Stressresistenz und sehr enga-giertes und sorgfältiges Arbeitenerfordern. Stiege nun der Mindestlohnauf eben diese 12 Euro proStunde, erhielte nun z.B. auch einLangzeitarbeitsloser mit dennach der Statistik typischenHemmnissen, wie fehlendemSchul- und Berufsabschluss undmangelhaften Deutschkenntnis-sen, das gleiche Gehalt in seinemsolidarischen Grundeigentums-job wie eine Arzthelferin. Dererste Arbeitsmarkt bliebe ihmaus den oben genannten Produk-tivitätsgründen wohl aber den-noch verschlossen. Auch für diealleinerziehende Mutter mit vie-len Kindern – ein weiteresschwerwiegendes Hemmnis aufdem Arbeitsmarkt – wird das so-lidarische Grundeinkommenkein Ausweg sein. Es sei denn, siebekommt vom Staat jemandengestellt, der im Rahmen des soli-darischen Grundeinkommens fürsie die „Betreuung von Kleinkin-der in Privatwohnungen von Al-leinerziehenden“ übernimmt.

Vom Tag der Arbeit und Müllers „solidarischem Grundeinkommen“
Ein berechnender Kommentar von Dipl.-Volkswirt Alexander Kraus

Unser Regierender Bürgermeister Michael Müller (SPD) macht aktuell
bundespolitisch mit seiner Idee von einem „solidarischen Grundein-
kommen“ von sich reden. Langzeitarbeitslose sollen für den gesetzli-
chen Mindestlohn im Staatssektor eingesetzt werden. Für besonders
vielversprechend halte ich seinen Vorschlag allerdings nicht. Sollte der
gesetzliche Mindestlohn dann auch noch angehoben werden, wäre das
Modell aus meiner Sicht vollends unrealistisch. Stattdessen würde ich
mir von Herrn Müller wünschen, dass er sich als Landesregierungschef
lieber um die drängendsten Probleme der Stadt kümmert. 
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1. Allgemeine HinweiseAuf Basis der Informationspflicht gemäß Artikel 13 der Daten-schutzgrundverordnung möchten wir Sie transparent über die Ver-arbeitung Ihrer Daten informieren.Verantwortlicher der Verarbeitung:Bund der Steuerzahler Berlin e.V., Lepsiusstr. 110, 12165 BerlinTel. 030-7901070, Fax 030-79010720, info@steuerzahler-berlin.de
2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der VerarbeitungWir erheben und verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten zu folgenden Zwecken:- Information durch den Versand von Broschüren,Ratgebern o.ä. Diese Verarbeitung beruht auf Artikel 6 Abs. 1 b) DSGVO.- Anbahnung und Durchführung der Mitgliedschaft sowie zur Mitgliederbetreuung z.B. durch die Erstellung und den Versand von Einladungen zu Vereinsveranstaltungen und Beitragsrechnungen oder durch den Versand der re-gelmäßigen Mitgliederzeitschrift. Diese Verarbeitung beruht auf Artikel 6 Abs. 1 b) DSGVO. - Zu den vorgenannten Zwecken verwenden wir nicht nur Postanschriften zum postalischen Versand, sondern auch - soweit uns bekanntgegeben - E-Mail-Adressen zum Ver-sand per E-Mail. Beispielsweise wird per E-Mail unser re-gelmäßiger Newsletter versandt. Diese Verarbeitung be-ruht auf Artikel 6 Abs. 1 b) DSGVO. Der Nutzung der E-Mail-Adresse für diese Zwecke kann selbstverständlich jederzeit widersprochen werden.- Spendenwerbung für eigene Zwecke. Diese Verarbeitung beruht auf der Interessenabwägungsklausel gemäß Artikel 6 Abs. 1 f) DSGVO. Unser berechtigtes Interesse liegt in der Finanzierung und damit Aufrechterhaltung unserer gemeinnützigen Tätigkeiten sowie der dauer-haften Sicherstellung der Stabilität unserer günstigen Mitgliedsbeiträge. - Übermittlung Ihrer Daten zur Spendenwerbung durch verbundene Dritte, konkret das Deutsche Steuerzahler-institut (DSi) des Bundes der Steuerzahler e.V., Berlin.Diese Verarbeitung beruht auf der Interessenabwägungsklauselgemäß Artikel 6 Abs. 1 f) DSGVO. Das berechtigte Interesse des DSiliegt in der Finanzierung und damit Aufrechterhaltung seiner ge-meinnützigen Tätigkeiten.
3. Übermittlung von DatenDer Verein kann Ihre personenbezogenen Daten an Unternehmenübermitteln, soweit dies im Rahmen der unter Ziffer 2 dargelegtenZwecke und Rechtsgrundlagen zulässig oder erforderlich ist. Im Üb-rigen werden personenbezogene Daten in unserem Auftrag auf Basis

von Verträgen über Auftragsverarbeitung nach Artikel 28 DSGVOdurch externe Dienstleister, insbesondere im Bereich der Informati-onstechnik und Datenverarbeitung, verarbeitet. Keinesfalls findetdabei eine Weitergabe Ihrer Daten außerhalb der EU statt.
4. Speicherung der DatenIhre personenbezogenen Daten werden gespeichert, solange dieKenntnis der Daten für die Zwecke des Vertragsverhältnisses oderdie Zwecke, für die sie erhoben worden sind, erforderlich ist oder ge-setzliche oder vertragliche Aufbewahrungsvorschriften bestehen.
5. Welche Rechte haben Sie?- Auskunft: Sie haben das Recht, Auskunft über Ihre bei uns verarbeiteten personenbezogenen Daten zu erhalten sowie eine Kopie dieser Daten zu verlangen. - Berichtigung, Löschung, Einschränkung:  Zudem sind Sie berechtigt, bei Unrichtigkeit der Daten die Berichtigung oder bei unzulässiger Datenspeicherung die Löschung der Daten zu fordern. Ist eine Löschung - aus verschiede-en Gründen - nicht möglich, haben Sie das Recht eine Ein-schränkung der Verarbeitung bzw. Sperrung Ihrer Daten zu verlangen.- Widerruf: Beruht die Verarbeitung auf Basis Ihrer Ein-willigung, haben Sie jederzeit das Recht, Ihre Einwilli-gung zu widerrufen. Die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbei-tung bleibt unberührt.- Widerspruchsrecht: Soweit die Verarbeitung auf Artikel 6 Abs. 1 f) DSGVO (Interessenabwägung) beruht, haben Sie das Recht, jederzeit Widerspruch gegen die Verarbeitung dieser Daten einzulegen. - Datenübertragbarkeit: Auch haben Sie gemäß Artikel 20 DSGVO ein Recht darauf, Ihre Daten in einem geeigneten, gängigen und maschinenlesbaren Format zu erhalten.- Für die Wahrnehmung Ihrer Rechte kontaktieren Sie bitte unseren Vorstand.
6. BeschwerderechtIhnen steht ein Beschwerderecht bei der Aufsichtsbehörde zu. Zu-ständige Aufsichtsbehörde in datenschutzrechtlichen Belangen istder Datenschutzbeauftragte des Landes Berlin.  Berliner Beauftragte für Datenschutz und InformationsfreiheitFriedrichstr. 219, 10969 Berlin, Tel. 030-138890 Fax 030-2155050,mailbox@datenschutz-berlin.de
Diese Datenschutzerklärung wird fortlaufend aufgrund sich ändern-der Gegebenheiten oder einer Anpassung der Rechtslage aktualisiert.(Stand: 24. Mai 2018)

Datenschutzerklärung des 
Bundes der Steurezahler Berlin e.V.
Information gemäß Artikel 13 DSGVO 
zur Verarbeitung Ihrer Daten
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Das Land Berlin kann sich in den nächsten
Jahren über weiterhin steigende Steuer-
einnahmen freuen. Das ist das Ergebnis des
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“, der An-
fang Mai in Mainz zusammenkam.nsgesamt gut eine Milliarde an zusätzli-chen Steuereinnahmen wird das Land Ber-lin in diesem und im nächsten Haus-haltsjahr zusätzlich einnehmen. Für das lau-fende Jahr erwarten die Steuerschätzer Steu-ereinnahmen in Höhe von 22,215 MilliardenEuro, und damit mehr als 517 Millionen Euromehr als bislang angenommen. Für das Jahr2019 rechnen die Schätzer mit zusätzlichen558 Millionen Euro und damit mit Steuerein-nahmen in Höhe von 22,874 Milliarden Euro.Finanzsenator Kollatz-Ahnen (SPD) führt dieweiter steigenden Steuereinnahmen auf dieweiterhin günstige konjunkturelle Lage zu-rück. „Das Ergebnis der jüngsten Steuer-schätzung ist äußerst positiv. (...) DieMehreinnahmen sind eine verlässliche Basis,

um den Schuldenabbau voranzutreiben undgleichzeitig dringend benötigte Investitionenanzuschieben“, so der Finanzsenator in einerPressemitteilung. Kollatz-Ahnen gehe fest da-von aus, dass auch in diesem Jahr wiederSchulden getilgt und Mittel dem Sonderver-mögen SIWANA zugeführt werden können, al-so dass ein Haushaltsüberschuss erzielt wird.Der Finanzsenator mahnte allerdings zu fi-nanzpolitischer Vorsicht. Da die Mehrein-nahmen konjunkturell bedingt seien unddiese Entwicklung in hohem Maße vom Wirt-schaftswachstum und der Beschäftigung ab-hängig ist, könne Berlin die Mehreinnahmen

nicht für strukturelle Mehrausgaben ver-wenden. Berlin hat sich verpflichtet, seinstrukturelles Defizit bis zum Jahr 2020 abzu-bauen und erhält daher noch bis zum Jahr2019 Konsolidierungshilfen in Höhe vonjährlich 80 Millionen Euro.Kollatz-Ahnen stellte weiterhin klar, dasszudem die steuerpolitische Agenda der Bun-desregierung finanziert werden müsse. Maß-nahmen, wie beispielsweise die Erhöhungdes Kindergeldes und des Kinderfreibetragssowie des Grundfreibetrags, würden dieSteuereinnahmen in den nächsten Jahrenmindern.

Berlin rechnet mit weiteren Steuereinnahmen
Ergebnisse der Mai-Steuerschätzung

I

2017 2018 2019

Haushalt 2018/2019 --- 21.698 22316

Steuerschätzung Mai 2018 21.249 22.215 22.874

Veränderung --- 517 558Ergebnisse der Mai-Steuerschätzung; Quelle: Senatsverwaltung für Finanzen Berlin

Mitgliederversammlung 2018Zur diesjährigen Mitgliederversammlung des Bundes der Steuerzahler Berlin e.V. am Mittwoch, dem 12. September 2018 um 19.00 Uhr (Einlass ab 18.30 Uhr) im Konferenzsaal der GSG-Höfe, Aufgang A, 1. OG, Helmholtzstraße 2-9, 10587 Berlin-Charlottenburg, sind alle Mitglieder herzlich eingeladen.
Tagesordnung1. Eröffnung und Begrüßung1.1. Feststellung der ordnungs- und fristgemäßen Ladung1.2. Feststellung der Beschlussfähigkeit1.3. Grußworte2. Geschäftsbericht 2017 und aktuelle Themen 20183. Jahresabschluss 20173.1. Bericht über den Jahresabschluss 20173.2. Genehmigung des Jahresabschlusses 20173.3. Entlastung des Vorstandes für das Jahr 20173.4. Entlastung des Verwaltungsrates für das Jahr 20174. Vorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung5. Beschluss über den Mitgliedsbeitrag ab 20196. SonstigesVorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung müssen dem Vorstand spätestens achtWochen vor der Mitgliederversammlung schriftlich mitgeteilt werden.Der Prüfungsbericht zum Jahresabschluss 2017 kann in der Geschäftsstelle des Bundes der Steu-erzahler Berlin e.V., Lepsiusstr. 110, 12165 Berlin von Vereinsmitgliedern eingesehen werden. Umvorherige Terminvereinbarung wird gebeten. Eine verkürzte Übersicht zum Jahresabschluss istim Mitgliederbereich auf der Homepage einsehbar.

Umgestaltung der 
Maaßenstraße geht weiter

Nachdem der Umbau der Maaßenstraße zur
Begegnungszone zu teils heftiger Kritik, auch
von Seiten des Bundes der Steuerzahler, ge-
führt hatte und auch die Verwaltung und letzt-
lich Berlins Regierender Bürgermeister Müller
(SPD) erkannt haben, dass die Idee einer Be-
gegnungszone in der Maaßenstraße recht un-
glücklich umgesetzt wurde, soll nun umgebaut
werden. Bevor der Bezirk in der Maaßenstraße wie-der Hand anlegt, ist eine sogenannte Bürger-werkstatt geplant, in der mit AnwohnernIdeen für einen Umbau gesammelt werdensollen. Eine mögliche Veränderung könntedie Verschiebung von Bordsteinen sein, diedazu führt, dass die ungeliebten, bunten Be-tonklötze ersetzt werden. Blinde haben ge-fordert, die Bereiche klarer zu trennen. Undauch, ob die Verschwenkung der Fahrbahnrückgängig gemacht wird, steht im Raum.Der Bezirk will nun erneut eine sechsstelligeSumme investieren.Für 835.000 Euro ließ der Bezirk Tempelhof-Schöneberg in der Maaßenstraße die Staßeverengen und verlegen, um Platz für Fuß-gänger und Sitzmöglichkeiten zu schaffen.Unter den Kritikern war auch der Bund derSteuerzahler. Der Verein war vor Ort aktivund hatte das Projekt zudem in den letztenbeiden Schwarzbüchern mit aufgegriffen.
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Liebe Leserin, lieber Leser!Der Staat ist ein wesentlicher Kostentreiber,wenn es um das Wohnen geht. Mit unse-rem Wohnnebenkostenvergleich 2016-2018haben wir die 16 Landeshauptstädte unterdie Lupe genommen. Herausgekommen ist,dass man im Westteil Berlins am teuerstenwohnt. Die Grundsteuer ist der Grund dafür.Und so werden in Berlin innerhalb einerStadt die verfassungswidrigen Verzerrungenim geltenden Grundsteuerrecht besondersdeutlich. Der Bund der Steuerzahler schlägtdeswegen ein einfaches Flächenmodell vor,das auf Grundstücksgröße sowie Wohnflä-che basiert. Die Vorteile: Das Modell ist fürdie Bürger einfach nachvollziehbar und fürdie Verwaltung gut umsetzbar. Die Ergeb-nisse der Studie können Sie sich hier anse-hen: http://bit.ly/BDST-WNKViele Grüße
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Ex-Bezirkschef verfasst Bericht für Alt-Komission

Auftrag ohne Ausschreibung
Anfang Mai hatte die Berliner Morgenpost mit
„Ein fragwürdiger Auftrag für den Ex-Bezirksbür-
germeister “ getitelt und darüber berichtet, dass
Stefan Komoß (SPD) mit seiner Beratungsfirma
ohne Ausschreibung einen Bericht für die SPD-
geführte Innenverwaltung verfassen würde. 

estätigen konnte die Senatsverwal-tung für Inneres dem Bund der Steu-erzahler auf seinen Antrag aufAktenauskunft, dass die 4K Concept Ge-sellschaft für Projektentwicklung mbH alsexterne Beratungsunterstützung bei derVerfassung des Abschlussberichtes beauf-tragt worden ist. Der Geschäftsführer die-ser Gesellschaft ist Stefan Komoß, bis 2016Bezirksbürgermeister von Marzahn-Hel-lersdorf und Ex-SPD-Kreisvorsitzender. Der Auftrag sei aber nicht durch die Se-natsverwaltung, sondern durch den Vorsit-zenden der Steuerungsgruppe zurVerbesserung der gesamtstädtischen Ver-waltungssteuerung, Heinrich Alt, als Ver-tragspartner erteilt worden. Informa-tionen zur Aufgabenstellung, zum sächli-chen und zeitlichen Umfang oder ob essich um einen Dienst- oder Werkvertraghandle, lägen weder der Senatsverwaltungfür Inneres noch der Senatskanzlei vor,hieß es in der Aktenauskunft an den 

BdSt. Den in der Morgenpost benannten Auftragswert zwischen 10.000 und20.000 Euro wollte die Innenverwaltungauch nicht bestätigen. Die Höhe der Ausga-ben falle unter den Schutz von Betriebs-und Geschäftsgeheimnissen. Die besonde-ren Umstände rechtfertigten auch eineAusnahme von der Ausschreibungspflicht. Den Bund der Steuerzahler wundertdiese Geheimniskrämerei. Denn derSchutz von Betriebs- und Geschäftsge-heimnissen erstreckt sich nach dem Berli-ner Informationsfreiheitsgesetz nursoweit, dass durch eine Offenbarung einnicht nur unwesentlicher wirtschaftlicherSchaden entstehen könnte. Das wird hierwohl kaum zu befürchten sein, meint derBdSt. Denn tatsächlich haben öffentlicheStellen nach diesem Gesetz sicherzustel-len, dass die von ihnen geschlossenen Ver-träge dem Recht auf Aktenauskunft nichtentgegenstehen. Der BdSt hat Wider-spruch eingelegt. 

B

Mit knapper Mehrheit gewählt

Neue Präsidentin am Rechnungshof
Das Abgeordnetenhaus von Berlin hat Karin Klingen mit
hauchdünner Mehrheit zur neuen Präsidentin des Berliner
Rechnungshofes gewählt.

it äußerst knapper Mehrheit wur-de Karin Klingen Ende Juni zurneuen Präsidentin des Rechungs-hofes gewählt. Von den 160 Abgeordnetenstimmen 82 mit Ja. Notwendig war die ab-solute Mehrheit der Parlamentarier. Dassind 81 Stimmen. Die Oppositionsfraktio-nen stimmten nicht für die Kandidatin.

Im Vorfeld wurde kritisiert, dass Klingenbislang in der Senatskanzlei als Leiterinder Abteilung "Zentrale Dienste" tätig warund somit Regierungspolitik mitgestaltete.Diese Politik soll sie nun unabhängig kon-trollieren. Klingen gehörte zudem bislangdem SPD-Kreisverband Charlottenburg-Wilmersdorf an. Dort habe sie aber mitt-

lerweile alle Funktionen abgegeben.In den drei Koalitionsfraktionen gab esdaher bei einigen Abgeordneten Bedenkengegen die Wahl Klingens. Mindestens zehnAbgeordnete aus den Regierungsfraktio-nen stimmten am Ende nicht für sie.Karin Klingen folgt Marion Claßen-Beblo,die im April in den Ruhestand gegangen ist.
M
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n wohlwollenden Worten stellen die Au-toren dem Senat ein Armutszeugnis aus.Die 12-köpfige Steuerungsgruppe  zur Ver-besserung der gesamtstädtischen Verwal-tungssteuerung  bestehend aus ehemali-gen politischen Spitzenbeamten, Mana-gern kommunaler Unternehmen und Wis-senschaftlern hat unter dem Vorsitz desehemaligen Vizepräsidenten der Bundes-agentur für Arbeit Heinrich Alt ihren Ab-schlussbericht vorgelegt. Titel und Er-kenntnis des 100-seitigen Papiers: Berlinbraucht eine leistungsstarke Verwaltung. In seinem Vorwort betont Alt, dass Ber-lin zum Sehnsuchtsort für Menschen ausaller Welt geworden sei. Dieser Strahlkrafteiner wachsenden Metropole müsse auchdie Verwaltung Berlins gerecht werden.Den berechtigten Erwartungen der Bürgerund Unternehmen nach kompetenten undleistungsstarken Behörden käme die Ber-liner Verwaltung in Teilbereichen aber nurbedingt nach. Ideen und Vorschläge, die Ef-fektivität und Effizienz des Verwaltungs-handelns zu verbessern, seien nicht odernur halbherzig in Angriff genommen wor-

den. Gut gemeinte Anstrengungen seien anmangelndem Umsetzungswillen und Um-setzungsvermögen gescheitert. Wenn Po-litik und Behörden jetzt die Ärmelhochkrempelten und die Vorschläge um-setzten, habe die Berliner Verwaltung abereine gute Chance, in Zukunft den Ansprü-chen ihrer Kunden gerecht zu werden.Ein zentraler Punkt ist die Personalge-winnung. Bis Ende 2020 würden 30 Pro-zent der jetzigen Beschäftigten, d.h. 32.500Vollzeitäquivalente, ausscheiden.  Ärzte,Ingenieure und Sozialarbeiter führten dieHitliste der Mangelberufe in der Verwal-tung an. In den kommenden Jahren folgtender Schuldienst, die Polizei, der Justiz-dienst, Feuerwehr und IT. Eine Herausfor-derung sei zudem die prognostizierteBevölkerungszunahme. Die Berliner Ver-waltung müsse also von einem vergleichs-weise unattraktiv wirkenden Arbeitgeberim Wettbewerb um Fach- und Führungs-kräfte noch zulegen. Das unbefriedigendeLeistungsniveau der Verwaltung habestrukturelle Ursachen, die demotivierendund leistungsmindert wirkten. 

Als Beispiel nennt die Kommission, dasses für das Amt des Bezirksstadtrates keineZugangsvoraussetzungen nach fachlicherQualifikation gibt. Weiterhin wird auch dieEinführung einer bislang fehlenden Richt-linienkompetenz der Bezirksbürgermei-ster gegenüber den Stadträten empfohlen.Führungskompetenz sollte durch neue Zu-gangsvoraussetzungen systematisch ge-stärkt werden. Vorgeschlagen wird auch,Maßnahmen zu ergreifen, um den im bun-desweiten Vergleich sehr hohen Kranken-stand zu senken. Derzeit ließe sich die Ber-liner Verwaltung in vielen Bereichen kaumsteuern, meint die Kommission weiter. In weiteren Themenfeldern hat sich dieKommission mit der Forderung nacheinem gesamtstädtischen Steuerungssy-stem, der Beschleunigung von Genehmi-gungsverfahren, mit der Digitalisierungund dem Change Management beschäftig.Für den Bund der Steuerzahler liest sichder Bericht tatsächlich so, als wäre die Ver-waltung eines Stadtstaates etwas gänzlichNeues, noch nie Dagewesenes, mit demsich die Landesregierung konfrontiert sieht. 

Berlin bräuchte eine leistungsstarke Verwaltung

Bericht der Alt-Komission
Die Steuerungsgruppe  zur Verbesserung der
gesamtstädtischen Verwaltungssteuerung  un-
ter dem Vorsitz des ehemaligen Vizepräsidenten
der Bundesagentur für Arbeit Heinrich Alt hat
ihren Abschlussbericht vorgelegt.

I

Landesunternehmen sponsern in Rekordhöhe

Hoffest des Regierenden Bürgermeisters
Durch den Senat beherrschte Landesunternehmen haben mit minde-
stens 145.500 Euro in Rekordhöhe das Hoffest des Regierenden ge-
sponsert.

ass Werbung für kommunale Unter-nehmen der Daseinsvorsorge voreinem derart erlauchten Teilneh-merkreis wirtschaftlich sein soll, muss be-zweifelt werden. Laut Internetseite der „Ber-lin Partner“ beteiligen sich die Anstaltendes öffentlichen Rechts BSR, BVG und Ber-liner Wasserbetriebe sowie die zu 99,7 Pro-zent landeseigene Messe Berlin an einerjeweils mindestens 16.000 Euro  teuren„Unternehmenspräsentation erweitert“. Insgesamt sieben Unternehmen, andenen das Land Berlin zu 100 Prozent be-teiligt ist, beteiligen sich mit einer minde-stens 8.500 Euro teuren „Unternehmens-präsentation“. Hierzu gehören die BIM, Ber-

linovo, die Berliner Stadtgüter, degewo, Ge-wobag, die Investitionsbank Berlin sowieSTADT UND LAND. Unter „Unternehmens-präsentation F&B erweitert“ für minde-stens 16.000 Euro findet sich das 100-pro-zentige Landesunternehmen Olympiastadi-on Berlin. Eine Anzeige für jeweils 3.000 Eu-ro haben demnach die HOWOGE und dieGESOBAU geschaltet, beide zu 100 Prozentlandeseigen. Darüber hinaus beteiligensich noch weitere Einrichtungen, an denendas Land Berlin zumindest beteiligt ist, z.B.die Flughafen Berlin Brandenburg GmbH.„Damit unterstützen unmittelbar vomSenat kontrollierte Unternehmen das Hof-fest des Regierenden Bürgermeisters mit

einem direkten finanziellen Beitrag inHöhe von mindestens 145.500 Euro“, rech-nete Alexander Kraus, Vorsitzender desBdSt Berlin vor: „Dies ist die höchste je-mals von uns festgestellte Sponsoring-Summe für das Hoffest.“ Dass Werbung voreinem derart ausgesuchten Teilnehmer-kreis für kommunale Unternehmen derDaseinsvorsorge wirtschaftlich sein soll,bezweifelte Kraus und warf dem Senat vor,über Sitze in den Aufsichtsgremien ent-sprechenden Einfluss auf die Geschäfts-führungen der Landesunternehmen aus-zuüben: „Das ist eine völlig inakzeptableZweckentfremdung von Geldern derSteuer- und Gebührenzahler.“

D

Ausgebucht. Am 9. Juli war in der
KFZ-Zulassungsstelle für die nächsten
sechs Wochen kein Termin mehr frei.
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Viele Millionen sind trotzdem nur ein Tropfen auf den heißen Stein

Bezahlbares Wohnen für alle?
Die rot-rot-grüne Landesregierung hat sich 2016 als
Ziel „bezahlbares Wohnen für alle“ in den Koalitions-
vertrag  geschrieben. Kann  die Ausübung von Vor-
kaufsrechten eine Dämpfung der Mietpreisent-
wicklung bewirken?

is zum Ende der Legislaturperiodesoll es 55.000 zusätzliche Wohnun-gen im Landesbesitz geben. Dochnicht alle diese Wohnungen werden neugebaut. Vorgesehen ist im Koalitionsver-trag auch das Instrument der Ausübungvon Vorkaufsrechten nach dem Baugesetz-buch. Falls sich der Käufer einer Wohn-immobilie in einem Gebiet mit Erhal-tungsverordnung nicht im Wege einer Ab-wendungserklärung bereit erklärt, z.B.keine Aufteilung in Eigentumswohnungenoder Luxussanierungen vorzunehmen,kann der Bezirk sein Vorkaufsrecht z.B. zu-gunsten einer landeseigenen Wohnungs-baugesellschaft ausüben. Intention dieserBauvorschrift ist eigentlich, dass ausstädtebaulichen Gründen in einem Gebietdie gewachsene Zusammensetzung der an-gestammten Wohnbevöl-kerung erhaltenund einer sozialen Verdrängung entgegen-gewirkt werden soll. Mieterschutz istdabei nicht das ursprüngliche Ziel. In einer Abgeordnetenhausdrucksachevom 25. Mai 2018 wird bereits von 21 Aus-übungsfällen mit insgesamt 483 Wohnun-gen in den 45 sozialen Erhaltungsgebietenberichtet.  Für die Immobilien seien dabeiKaufpreise von insgesamt über 88 Millio-nen Euro angefallen. Das entspricht fast183.000 Euro pro Wohnung inklusive derGewerbeeinheiten. Aus vorangegangenenAntworten des Senats lässt sich zudemschlussfolgern, dass diese Wohnungen imDurchschnitt rund 70 Quadratmeter großsind und sich die gezahlten Quadratmeter-preise auf rund 2.600 Euro belaufen haben. Was sich nach viel Geld anhört, ist ge-messen am Gesamtwohnungsmarkt den-noch ein Tropfen auf den heißen Stein. InBerlin gibt es rund 1,92 Millionen Woh-nungen, von denen bislang nicht einmalein Sechstel dem Land Berlin gehört. DerGesamtwert aller Berliner Wohnungendürfte sich nach groben Schätzungen desBundes der Steuerzahler Berlin auf minde-stens eine viertel bis halbe Billionen Eurobelaufen, also rund dem zehn- bis zwan-

zigfachen Volumen des Berliner Gesamt-haushaltes. Nicht nur angesichts dieser Größenord-nungen hält der Vorsitzende des Bundesder Steuerzahler Berlin, Alexander Kraus,dieses Instrument für einen Kampf gegenWindmühlenflügel. Zig Millionen Eurowürden investiert, nur um einigen weni-gen Berliner eine billige Miete zu sichern.Die „wahren Ursachen“ für die Immobi-lienpreissteigerungen in Metropolen wieBerlin sieht der Volkswirt woanders, näm-lich in einer Geldschwemme und anderer-seits in der fortschreitenden Landflucht inDeutschland. Angesichts der anhaltendenNiedrigzinsphase wundere es ihn deswe-gen nicht, dass auch in Berlin mittlerweiledas 30-Fache der Jahresnettokaltmieteoder mehr als Kaufpreis für Wohnhäusergezahlt werde. Tatsächlich sprechen öko-nometrische Untersuchungen der Bundes-bank für eine enge Beziehung zwischender monetären Expansion und der Ent-wicklung auf dem Immobilienmarkt.Zusätzlich würde sich auch die zuneh-mende Landflucht auf Mieten und Immo-bilienpreise in begehrten Metropolen wieBerlin auswirken, meint Kraus: „In denDörfern stehen Häuser leer. In der Stadtstapeln sich die Leute.“ In Berlin würdedieser Effekt politisch sogar noch durch

die gebührenfreie Kita verstärkt werden. Tatsächlich prognostiziert die Senats-verwaltung für Stadtentwicklung nacheinem mittleren Szenario bis zum Jahr2030 eine Bevölkerungszunahme auf rund3,825 Millionen Einwohner. Als Maximal-variante geht die Prognose sogar von 3,95Millionen Einwohnern aus. Es könntensich also bereits in 12 Jahren 500 bis 600tausend Menschen mehr in Berlin drän-geln als noch im Jahr 2000. Das entsprichtdem bis zu 15-Fachen der Bevölkerung desMärkischen Viertels. Für Brandenburgwird für den Zeitraum 2000 bis 2030 hin-gegen eine Schrumpfung um 280.000 Ein-wohner prognostiziert. Der Bund der Steuerzahler Berlin hält esfür unrealistisch, wenn der Senat glaubt,sich mit seinen kommunalen Wohnungs-bauunternehmen erfolgreich gegen dieFolgen von Inflation wehren zu könnenund für jeglichen Zustrom nach Berlin bil-ligen Wohnraum zu garantieren, währendländliche Regionen ausbluten. Trotz nochvorhandener Baureserven in Baulücken,auf Brachen und Dächern scheint Berlinaber langsam vollzulaufen. Kitas, Schulen,Bürgerämter, Straßen und der ÖPNV sto-ßen langsam an Kapazitätsgrenzen. Für dieVerwaltung trifft dies jedenfalls schonlange zu.  
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Zu wenig Besucher

IGA kostet Berlin mehr als geplant
Im vergangenen Jahr 2017 fand in Berlin die internationale
Gartenausstellung statt. Da die Eintrittsgelder geringer als
erwartet ausfielen, muss das Land Berlin mehr Gelder aus
dem Landeshaushalt zuschießen.

m April 2017 öffnete die erste interna-tionale Gartenausstellung in Berlin. 186Tage lang konnten Bürgerinnen undBürger die 100 Hektar große Parkland-schaft in Marzahn-Hellersdorf besuchen.Kosten sollte das Projekt insgesamt 40 Millionen Euro. Der Landeszuschusswar mit 9,8 Millionen Euro veranschlagt,der Rest sollte mit Eintrittsgeldern und derParkraumbewirtschaftung finanziert wer-den. Allerdings ist man bei den Planungenvon weitaus höheren Besucherzahlen aus-gegangen. Statt 2,4 Millionen Menschenbesuchten nur 1,6 Millionen Besucher dasIGA Gelände. Als Grund für die geringerenBesucherzahlen nennt die Senatsverwal-

tung für Umwelt das schlechte Wetter. Essei der kälteste April seit zehn Jahren undder nasseste Sommer seit dem Beginn derWetteraufzeichnungen gewesen. Statt dererhofften 30,2 Millionen Euro an Einnah-men konnten aufgrund der geringeren Be-sucherzahlen nur 18,7 Millionen Eurorealisiert werden. Zwar konnten auchDurchführungs- und Investitionskosten inHöhe von 1,1 Millionen Euro eingespartwerden. Dennoch fällt der Landeszuschusshöher aus. Berlin bleibt auf Kosten in Höhevon 20,21 Millionen Euro sitzen, das sindgut 10 Millionen Euro mehr als geplant. Mal wieder zeigt sich am Beispiel derIGA, dass man es mit der Planung von

Großvorhaben in Berlin nicht so genaunimmt. Dass es im Sommer zumindesteine Zeit lang regnen kann, sollte den Pla-nern aus Sicht des Bundes der Steuerzah-ler bewusst sein. Hinzu kommt: Auf einedeutschlandweit flächendeckende Werbe-maßnahme wurde verzichtet. Ein weitererGrund für die geringeren Besucherzahlensei nach Angaben der Senatverwaltung fürUmwelt, dass die „Nachhaltigkeit der ge-schaffenen Werte“ bereits von Beginn ankommuniziert wurde. Gäste könnten ihrenBesuch der nun erweiterten Gärten derWelt unabhängig von der Veranstaltungder IGA, auf die Folgejahre verschobenhaben. 

I

Das Gelände der internationalen Garten-
ausstellung in Berlin Marzahn-Hellers-
dorf. Weil zu wenig Besucher kamen muss
Berlin draufzahlen.

Mitgliederversammlung 2018
Zur diesjährigen Mitgliederversammlung des Bundes der Steuerzahler Berlin e.V. 
am Mittwoch, dem 12. September 2018 um 19.00 Uhr (Einlass ab 18.30 Uhr) im 
Konferenzsaal der GSG-Höfe, Aufgang A, 1. OG, Helmholtzstraße 2-9, 10587 Berlin-
Charlottenburg, sind alle Mitglieder herzlich eingeladen.

Tagesordnung                         1. Eröffnung und Begrüßung
                          1.1. Feststellung der ordnungs- und fristgemäßen Ladung
                          1.2. Feststellung der Beschlussfähigkeit
                          1.3. Grußworte
                    2. Geschäftsbericht 2017 und aktuelle Themen 2018
                    3. Jahresabschluss 2017
                          3.1. Bericht über den Jahresabschluss 2017
                          3.2.Genehmigung des Jahresabschlusses 2017
                          3.3. Entlastung des Vorstandes für das Jahr 2017
                          3.4. Entlastung des Verwaltungsrates für das Jahr 2017
                    4. Vorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung

                    5. Beschluss über den Mitgliedsbeitrag ab 2019

                    6. Sonstiges

Vorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung müssen dem Vorstand spätestens acht
Wochen vor der Mitgliederversammlung schriftlich mitgeteilt werden.

Der Prüfungsbericht zum Jahresabschluss 2017 kann in der Geschäftsstelle des Bundes der
Steuerzahler Berlin e.V., Lepsiusstr. 110, 12165 Berlin von Vereinsmitgliedern eingesehen wer-
den. Um vorherige Terminvereinbarung wird gebeten. Eine verkürzte Übersicht zum Jahresab-
schluss ist im Mitgliederbereich auf der Homepage einsehbar.

Mehr Netto vom BruttoUm engagierte Mitarbeiter zu belohnen undsie zusätzlich zu motivieren, bieten sich ver-schiedene Möglichkeiten an. Soll dies durcheine Erhöhung des Gehalts geschehen, sostößt man in der Regal auf das Problem, dassnach Abzug von Steuern und Sozialabgabenschon bei Durchschnittsverdienern geradeeinmal die Hälfteder Lohnsteigerungankommt. Willman dies vermei-den, lohnt es sichüber Gehaltsex-tras nachzuden-ken, die steuer-und sozialabga-benfrei beimMitarbeiter lan-den. 

Broschürentipp
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Zickzack-Radweg
in Zehlendorf

Hitzefrei in der
Verwaltung

Schwarzbustour
durch Berlin

Einladung zur 
Mitgliederversammlung

Ein Plus in Berlins Kassen

September
2018

Transparent 

Braucht Berlin eine Landesstiftung für politisch Verfolgte?

Zum 30. Jahrestag des Mauerfalls
Zum 30. Jahrestag des Berliner Mauerfalls fordern eine grüne
Kommunalpolitikerin und prominente Erstunterstützer 
das Abgeordnetenhaus und den Senat auf, mit einer Landes-
stiftung für politisch Verfolgte ein Zeichen zu setzen. Der
Bund der Steuerzahler äußerte im rbb-Inforadio trotz der
hehren Ziele Bedenken. 

um 30. Jahrestag des Falls der Berli-ner Mauer am 9. November 2019fordern die Kreisvorsitzende der Grünen von Lichtenberg, Hannah Neumann, und zahlreiche prominenteErstunterzeichner eine Landesstiftung fürpolitisch Verfolgte einzusetzen. Unterihnen finden sich zahlreiche Mitgliederdes Bundestages, Menschenrecht-ler, Künstler und Wissenschaftler. IhreForderung: Das Abgeordnetenhaus undder Senat von Berlin sollen eine Lan-desstiftung für politisch Verfolgte grün-den. Diesen soll als Stipendiaten in un-serer Stadt für eine gewisse Zeit Zuflucht,Ruhe und Geborgenheit ermöglicht wer-den.Zum Vorbild haben sich die Initiatoreneine Stiftung für politisch Verfolgte ge-nommen, die 1986 von Klaus von Dohna-nyi gegründet wurde. Sie unterstütztjährlich fünf politisch verfolgte Menschen,die wegen ihres öffentlichen Eintretensfür Demokratie, Freiheit und Menschen-rechte in ihren Heimatländern in eine ge-fährliche, oft lebensbedrohliche Situationgeraten sind.Der Bund der Steuerzahler Berlin hältdiese hehren Ziele für grundsätzlich begrüßenswert. Ob staatliche Mittel ineiner so kleinteiligen Organisation aberwirtschaftlich eingesetzt werden können,sei aber fraglich. Sein Vorsitzender Alex-ander Kraus wies im rbb-Inforadio auf Kosten für Vorstände, Geschäftsfüh-rung, Buchhaltung und die Erledigungsteuerlicher Pflichten hin und vertrat die Auffassung, dass die Mittel in beste-henden staatlichen Strukturen womöglich

effizienter eingesetzt werden könnten.Tatsächlich fördert die Bundesregie-rung  die internationale entwicklungs-politische Arbeit und politische Bildungim Ausland mit Milliardenbeträgen. Diebundeseigene Gesellschaft für internatio-nale Zusammenarbeit (GIZ) verfügt z.B.über ein Budget von 2,6 Milliarden Euro.Auch die parteinahen politischen Stiftun-gen erhalten aus Steuermittel jährlichmehr als eine viertel Milliarde Euro für die internationale politische Bildungs-arbeit und die Förderung von Demokratieund Zivilgesellschaft im Ausland. Hannah Neumann hält die Arbeit derGIZ und der politischen Stiftungen fürwichtig.  Leider reiche diese aber oft nicht aus, um politisch Verfolgte dort zu schützen, sagte sie dem Bund der Steu-erzahler. Es brauche auch Initiativen hierin Deutschland. Die Idee einer Bundes-stiftung für politisch Verfolgte sei darangescheitert, dass der Bund nur Förder-programme aufsetzen, aber die Menschennicht selbst unterbringen könne. „Auchdeswegen nun diese regionale Initiative“,so Neumann weiter. Hinzu käme, dass das Menschenrechtsthema nicht nur ei-nes der Außenpolitik sei, sondern sowohletwas mit unserer deutschen Geschichte,als auch mit unserer heutigen Verant-wortung für die Situation in der Welt zutun habe. Der Berliner BdSt-Vorsitzen-de Kraus sieht es kritisch, wenn Länderund Kommunen parallel ebenfalls Au-ßenpolitik betreiben, weil ihnen vielleichtdie Arbeit der Bunderegierung nicht zu-sagt: „Der Zweck heiligt eben nicht immerdie Mittel!“

Z

Die SteuerprüfungDie 2018er Auflage der Bro-schüre „Die Steuerprüfung“erläutert die Rechte undPflichten des Steuerzahlers,schildert den Ablauf derBetriebsprüfung und nenntdie rechtlichen Grundla-gen, auf denen die Prüfungaufbaut. 

Broschürentipp

Erben und VererbenBereits in der neunten Auf-lage der Broschüre „Erbenund Vererben“ gibt derBund der Steuerzahlereinen Überblick zumThema, um den Betroffe-nen zu helfen, ein Be-wusstsein für dieregelnden Fragen zu ent-wickeln. Als Einstiegs-hilfe gibt die Broschüredem Leser einen Anstoßfür die eigene Nachlassplanung und liefertwichtige Anregungen und Informationen.  Mitglieder des BdSt Berlin können die jeweilsgewünschte Broschüre kostenlos in der Ge-schäftsstelle anfordern.
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Der Radweg, von dem ganz Deutschland spricht

Zicke Zacke! 
Gefühlt jede regionale und überregio-
nale Zeitung hat darüber berichtet.
Auch Videos gibt es zuhauf. Der Zick-
zack-Radweg in Berlin-Zehlendorf
sorgte im letzten Monat für reichlich
Verwunderung – sogar im Bezirksamt.

ie Bewohner der Leo-Baeck-Straßestaunten nicht schlecht als sich ihnendie frisch gezogenen Linien auf demBürgersteig offenbarten. Vor ihren Häusernwurde mit grellweißer Farbe ein Radweg ge-malt, im Zickzack akkurat um jede einzelneBaumscheibe herumgezogen. Ernsthaft dar-auf fahren konnte man jedoch nicht. Alleswar viel zu eng für die Radfahrer. Auch fürdie Fußgänger war kaum noch Platz. Die Straße sei eine 30-Zone, in der keinFahrradweg angeordnet werden dürfe,meint man beim zuständigen Bezirksamt.Auf dem Gehweg habe es zwar eine Orien-tierungsmarkierung gegeben. Diese war al-lerdings gedacht für Kinder unter achtJahren, die auf dem Gehweg zur nahe gele-

genen Grundschule gefahren sind und dabeinicht mit den Fußgängern kollidieren soll-ten. Mit der Erneuerung der Markierungsli-nie soll eine Firma beauftragt gewesen sein,die dann eigenmächtig aus der Linie einZickzack-Radweg gemacht hat.Die Befürchtung, hier könnte Steuergeld-verschwendet worden sein, konnte bislangnicht bestätigt werden. Denn nach derzeiti-gen Informationen sollte die Firma die Be-seitigung der Zickzack-Linien auf eigeneKosten vornehmen.Am 21. August wurde der Radweg dannweggefräst, allerdings nur auf den Gehweg-platten. Von den Mosaikpflaster könne mandie Farbe nicht wegfräsen, hier muss dieMarkierung übermalt werden.

D

War sogar bei Google-Maps
als Sehenswürdigkeit einge-
tragen - der Zickzack-Rad-
weg von Berlin-Zehlendorf. 

Kritik an verordneter Siesta von Bausenatorin Lompscher

Hitzefrei im Ämtle
Im Sommer kann es selbst in unseren Breiten
auch schon einmal ordentlich warm werden.
Berlins Bausenatorin zeigte sich Anfang August
gnädig. Die Mitarbeiter bekamen „Hitzefrei“,
ohne die versäumte Arbeitszeit nacharbeiten zu
müssen. 

ei Rekordtemperaturen von fast 40 Grad waren Anfang August vieleBerufsgruppen nicht um ihre Arbeitzu beneiden. Straßenbauarbeiter stelltendie Rudolf-Wissel-Brücke überpünktlichfertig, und Berufskraftfahrer hielten dieTemperaturen tapfer im Stau aus. Bessererging es da den Mitarbeitern von Bause-natorin Katrin Lompscher (Linke). Sie be-kamen an drei Tagen „Hitzefrei“ unddurften bereits um 14 Uhr nach Hausegehen, jedoch ohne die versäumte Arbeits-zeit nachholen zu müssen. 

„Klar ist, kein Mensch kann bei 35 Gradproduktiv arbeiten. Aber die Arbeit mussnatürlich erledigt werden“, sagte Alexan-der Kraus, Vorsitzender des Bundes derSteuerzahler Berlin, der Deutschen Presseagentur. „Das gelte gerade für ei-nen Bereich, in dem oft von fehlenden Kapazitäten die Rede sei, wenn Dinge sich verzögerten.“ Kraus schlug etwa vor,die Arbeitszeit in die früheren Morgen-stunden zu verlegen. Wo das möglich sei,spreche aus seiner Sicht auch nichts gegeneine Verkürzung an einzelnen Tagen, wenn

die Arbeitszeit an einem anderen Tagnachgeholt werde: „Das ganz freizugeben,finde ich schwierig. In anderen Branchenhaben die Mitarbeiter diese Möglichkeitauch nicht.“ Aufgegriffen hatten diese Kri-tik die Berliner Morgenpost, die MärkischeOderzeitung, die Berliner Zeitung sowierbb24. Ab 35 Grad ist der Arbeitgeber aber tat-sächlich verpflichtet, Maßnahmen zu er-greifen. Die Arbeitsstättenrichtlinie siehtdann Luftduschen, Wasserschleier undHitzeschutzkleidung vor! 

B
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usgangspunkt dieser Stadtrund-fahrt der besonderen Art war derZentrale Omnibusbahnhof an derMasurenallee. Seit Juni 2016 wird dort sa-niert und erweitert. Aus anfangs geplantenBaukosten von 14,3 Mio. Euro sind durchUmplanungen mittlerweile mindestens37,3 Mio. Euro geworden. Die Fertigstel-lung hat sich von 2019 auf voraussichtlich2021 verschoben.Nächster Halt war die derzeit entste-hende Europacity nördlich des BerlinerHauptbahnhofs. Dort beginnen demnächstauch die Bauarbeiten für eine Fußgänger-brücke, die es schon vor dem ersten Spa-tenstich ins Schwarzbuch 2017 geschaffthatte. Aus ursprünglich geschätzten Bau-kosten in Höhe von 1,87 Mio. Euro gehendie nun vorliegenden Bauplanungsunter-lagen schon von fast 2,9 Mio. Euro aus.Zahlreiche wesentliche Bauelementewaren einfach in der Wettbewerbseinrei-chung nicht berücksichtigt worden.Auf dem Weg zur Charité passierte der

Schwarzbus auch noch die Dächer an derTram-Haltestelle am Berliner Hauptbahn-hof. Diese waren unter dem Motto "An-kommen – Halten – Abfahren" und Bau-kosten von über einer Million Euro imSchwarzbuch 2015 gelandet.Gegenüber dem Charité-Bettenhaus be-staunten die Teilnehmer dann das neueKunstwerk "Die goldene Stunde". 450.000Euro wurden aus Landesmitteln für dieKunst am Bau ausgegeben, obwohl dieCharité als Körperschaft des öffentlichenRechts einen Sanierungsrückstau voneiner Milliarde Euro aufweist.Vorbei ging es auch an der BerlinerStaatsoper. Ihre Fertigstellung verzögertesich um 4 Jahre. Die Baukosten explodier-ten von 239 auf mittlerweile 439 Mio.Euro. In der Kreuzberger Bergmannstraßehatten die Teilnehmer Gelegenheit, beieinem Mittagsimbiss die im März 2018 er-richteten „Parklets“ ausgiebig zu testen.Die fast 119.000 Euro teuren „Begeg-

nungsmodule“ sollen die Stadt nach An-sicht des Senats lebenswerter machen undmehr Platz für Begegnung und Erholungschaffen.Auf dem Weg zum Flughafen BerlinBrandenburg passierte der Schwarzbusdann noch die Kunstinstallation "Licht,Farbe und Rhythmus" am S-Bahnhof Neu-kölln, die es 2011 mit Baukosten von411.000 Euro ins Schwarzbuch geschaffthatte. Sie sollte ursprünglich maximal100.000 Euro kosten. Vorbei ging es aucham Kunstwerk "Die Welle" in der Sonnen-allee, bei dem die Steuerzahler für 135.000Euro immerhin 480 Stahlpoller bekom-men haben.Höhepunkt des Ausflugs dürfte für diemeisten Teilnehmer wohl der BER selbstgewesen sein, der mit seinen wiederholtenTerminverschiebungen und Baukostener-höhungen außer Konkurrenz läuft. ImSchatten des Hauptterminals diskutiertendie Teilnehmer Verantwortlichkeiten undHaftungsfragen.

Steuergeldverschwendungstour durch die Bundeshauptstadt

Mit dem Schwarzbus zum BER & Mehr
Der Schwarzbus rollte am 14. Juli nicht nur durch die Bundeshaupt-
stadt, sondern auch über die Stadtgrenzen hinaus. 56 Teilnehmer
informierten sich über Baukostenüberschreitungen, teure Kunst am
Bau und fragwürdige Stadtentwicklungsmaßnahmen. Höhepunkt
war jedoch das Milliardengrab BER. 

A

Auch in diesem Jahr fuhr der
Schwarzbus wieder durch Berlin
und machte unter anderem Halt
am Flughafen BER.

Mitgliederversammlung 2018
Zur diesjährigen Mitgliederversammlung des Bundes der Steuerzahler Berlin e.V. 
am Mittwoch, dem 12. September 2018 um 19.00 Uhr (Einlass ab 18.30 Uhr) im 
Konferenzsaal der GSG-Höfe, Aufgang A, 1. OG, Helmholtzstraße 2-9, 10587 Berlin-
Charlottenburg, sind alle Mitglieder herzlich eingeladen.

Tagesordnung                             1. Eröffnung und Begrüßung
                              1.1. Feststellung der ordnungs- und fristgemäßen Ladung
                              1.2. Feststellung der Beschlussfähigkeit
                              1.3. Grußworte

                       2. Geschäftsbericht 2017 und aktuelle Themen 2018

                       3. Jahresabschluss 2017

                              3.1. Bericht über den Jahresabschluss 2017
                              3.2.  Genehmigung des Jahresabschlusses 2017
                              3.3.  Entlastung des Vorstandes für das Jahr 2017
                              3.4. Entlastung des Verwaltungsrates für das Jahr 2017

                       4. Vorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung

                       5. Beschluss über den Mitgliedsbeitrag ab 2019

                       6. Sonstiges

Vorschläge und Anträge an die Mitgliederversammlung müssen dem Vorstand spätestens acht
Wochen vor der Mitgliederversammlung schriftlich mitgeteilt werden.

Der Prüfungsbericht zum Jahresabschluss 2017 kann in der Geschäftsstelle des Bundes der
Steuerzahler Berlin e.V., Lepsiusstr. 110, 12165 Berlin von Vereinsmitgliedern eingesehen wer-
den. Um vorherige Terminvereinbarung wird gebeten. Eine verkürzte Übersicht zum Jahresab-
schluss ist im Mitgliederbereich auf der Homepage einsehbar.

Meine erste SteuererklärungDas Anfertigen der Steuererklärung ist garnicht so kompliziert, wie viele denken. In un-serem neuen Leitfaden erfahren Sie, ob Sie eineEinkommensteuererklärung abgeben müssen,wo es Formulare gibtoder welche Fristeneinzuhalten sind. Wieund womit Sie Steuernsparen können, lesenSie kompakt in unse-rem Ausgaben-ABC.Musterschreiben undChecklisten unter-stützen Sie, um nichtszu vergessen. Mitglieder könnendie Broschüre ko-stenlos in der Ge-schäftsstelle bestellen.

Broschürentipp
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Finanzsenator nimmt Schuldentilgung ernst

Ein Plus in den Kassen

is zum 2022 rechne man mit Haus-haltsüberschüssen, so FinanzsenatorKollatz (SPD). Auch im laufendenHaushaltsjahr spreche vieles dafür, dassBerlin zum siebten Mal in Folge ein positi-ves Jahresergebnis erzielt. Voraussichtlich300 Millionen Euro könnten dann erneutin das SIWA-Investitionsprogramm flie-ßen. Aber auch für die Schuldentilgungsolle ein signifikanter Betrag verwendetwerden. Kollatz bezeichnete die Schulden-tilgung im Interview mit der Morgenpostals wichtige Aufgabe. Die derzeit guten Zei-ten müssten genutzt werden, um vomSchuldenberg schrittweise weiter herun-ter zu kommen.Die Töpfe für künftige Investitionenseien gut gefüllt. Dass es Berlin dagegennicht schafft, die für die Investitionen be-reitgestellten Mittel auszugeben liege auchdaran, dass man mittlerweile seriös plane,

was länger dauere. In Sachen Personal-mangel müsse Berlin raus aus seiner Klagepose. Der Mangel an Ingenieuren undFachpersonal treffe alle und nicht nur dieVerwaltung. Deswegen sei das wichtigsteArgument nicht die Bezahlung, sonderndass man den Leuten rasch eine Stelle gibt.Eine bessere Koordination und standardi-sierte Bewerbungsverfahren hätten dazugeführt, dass Stellen schneller besetzt wer-den können. Im Durchschnitt dauere dasderzeit 3,8 Monate. Vor Kurzem seien esnoch 5,5 Monate gewesen.
Finanzsenator setzt bei der 
Grundsteuer auf ein WertmodelNachdem das Bundesverfassungsgerichtdas derzeitige Steuermodell der Grund-steuer für verfassungswidrig erklärt hat,muss der Gesetzgeber bis Ende 2019 ein

neues, bundesweit einheitliches Gesetzschaffen. Berlins Finanzsenator Kollatzhatte sich Anfang August für ein Wert-modell ausgesprochen. Dieses Modell be-rücksichtigt sowohl den Wert des Grund-stücks als auch den Wert des Gebäudes.„Dieses Kostenwertmodell ist der richtigeAnsatz, weil eben nicht jeder Quadratme-ter Grundstück gleich viel wert ist (…) undweil auch die bebaute Substanz auf einemGrundstück ein Wertpotenzial produziert“,so der Finanzsenator.Einige Bundesländer, und auch der Bundder Steuerzahler, plädieren dagegen fürein sogenanntes Einfachmodell. Ein sol-ches Modell hatten Hamburg und Bayernbereits vorgeschlagen. Dabei werden fürdie Grundstücksberechnung lediglich dieGrundstücksgröße und Wohnfläche ange-setzt. Das ist für den Bürger transparentund einfach umsetzbar.

B

Fragen und Antworten
sowie Hintergrundinfor-
mationen des Bundes der
Steuerzahler zur Grund-
steuer  finden Sie hier:
http://bit.ly/bdst092018 
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Bund der Steuerzahler Berlin e.V.
Lepsiusstraße 110
12165 Berlin

Datum, Unterschrift

Vor- und Zuname c/o, Firma, Adresszusatz

Straße, PLZ, Ort

Ich wurde geworben durch:

Mitgliedsnummer

Name, Anschrift

Ich möchte Mitglied im Bund der Steuerzahler Berlin e.V. werden. 

Der Mitgliedsbeitrag beträgt 72 Euro (    Senioren ab 65 Jahren auf Antrag 36 Euro) im
Jahr und ist steuerlich abzugsfähig. Die Mitgliedschaft ist jährlich mit einer Frist von drei
Monaten kündbar und dauert mindestens zwei Jahre

Karte ausfüllen und im Fensterumschlag an:

Per Fax an 030-79010720 oder 

T0918

Um unser Gewicht auch künftig in die öffentliche Diskussion einbringen zu können, brauchen wir vor allem eines: Noch mehr Mitglieder.
Sprechen Sie Freunde und bekannte  für eine Mitgliedschaft im BdSt an! Für ein neu geworbenes Mitglied erhalten Sie einen 

Jahresbeitrag gutgeschrieben. Diese Antwortkarte können Sie einfach ausgefüllt direkt an die 030-79010720 faxen 
oder Sie schicken sie uns im Fensterumschlag zu.

Aktion Mitglieder werben Mitglieder

SEPA-Lastschriftmandat

IBAN

Bitte ziehen Sie den fälligen Jahresbeitrag bis auf Widerruf vom nachfolgenden Konto ein. Zahlungs-
empfänger: Bund der Steuerzahler Berlin e.V., Lepsiusstraße 110, 12165 Berlin, Gläubiger-ID:
DE50ZZZ00000350597, Mandatsreferenznummer: Wird nachträglich vergeben und entspricht Ihrer 6-
stelligen Mitgliedsnummer. Ich ermächtige den Bund der Steuerzahler Berlin e.V., Zahlungen von mei-
nem Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von Bund der
Steuerzahler Berlin e.V., auf mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. Hinweis: Ich kann inner-
halb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages
verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.

D E

Berlin wird in den nächsten Jahren, über
die laufende Legislaturperiode hinaus,
Haushaltsüberschüsse erzielen. Dies sieht
die Finanzplanung vor, die der Senat im
Herbst beschließen will.
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Ohne Ausschreibung an 
Parteifreund - Innen-
senat antwortet

Fraktionen im Abgeord-
netenhaus - Rücklagen auf
Rekordniveau

Gehaltserhöhung im 
öffentlichen Dienst

Bericht von der 
Mitgliederversammlung

Oktober
2018
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Eine Million Euro für 100 öffentliche Trinkbrunnen

Durstig in Berlin?
Bis Ende 2019 sollen 100 neue Trink-
brunnen Hauptstädter und Gäste ko-
stenlos mit frischem mineralreichem
Trinkwasser versorgen und zur Verbes-
serung des Stadtklimas beitragen. Eine
Million Euro soll hierfür vom Land aus-
gegeben werden. 

erzeit gibt es 48 öffentliche Trink-brunnen in Berlin. Zwei Ausführun-gen sind zu finden: Eine moderne,silbern Variante aus Aluminium und dieblauen Kaiser-Brunnen aus Gusseisen. EinModell für Rollstuhlfahrer soll folgen. Für100 neue Brunnen und Wasserspenderwird gemäß dem Blue-Community-Be-schluss des Abgeordnetenhauses eine Mil-lion Euro ausgeben. „Wasser frei!“ gab derRegierende Bürgermeister Michael Müllerdafür am 23. August 2018 mit einemTrinkbrunnen am Leipziger Platz. Im Berliner Energie und Klimaschutz-programm 2030 heißt es, dass der Ausbaudes Trinkbrunnennetzes aufgrund zuneh-mend höherer Sommertemperaturen undlänger anhaltender Hitzephasen sinnvollund notwendig sei. Die CDU-Fraktion hatteEnde 2017 im Abgeordnetenhaus bean-tragt, die Anzahl an öffentlichen Trink-brunnen verteilt auf alle Berliner Bezirkezu erhöhen. Das  Trinkwasser aus  dem öf-fentlichen Leitungssystem sei deutlich um-weltfreundlicher als der Gebrauch  vonFlaschenwasser. Die Trinkbrunnen seienauch eine Dienstleistung z.B. für Woh-

nungslose. Die Fraktion der Grünen hatteschon 2015 einen Zuschuss von einer Mil-lion Euro damals für 200 Trinkbrunnen ge-fordert. In einer Facebook-Abstimmung desBundes der Steuerzahler wurde mehrdreimal mehr Ablehnung als Zustimmungfür die Wasserspender geäußert. Nutzerempfanden die Kosten als zu hoch oder be-fürchteten Verschmutzungen. Grundsätz-lich hält der Bund der Steuerzahler dieTrinkbrunnen aber für eine gute Sache.„Gerade für Obdachlose sei die Wasserver-sorgung schwierig“, sagte der BerlinerBdSt-Vorsitzender, Alexander Kraus. Obdie paar wenigen Wasserspender aller-dings ökologisch viel bringen werden, be-zweifelt Kraus: „Die Trinkbrunnen steheneinfach zu weit auseinander.“ Was denBund der Steuerzahler allerdings zunächstwunderte: Der Wasserstrahl läuft zwi-schen Mai und Oktober ununterbrochen,womit sich auch der Wasserverbrauch von2.000 Litern am Tag erklären lässt. DieBerliner Wasserbetriebe bestätigten aufAnfrage die Vermutung, dass dies aus hy-gienischen Gründen notwendig ist. 

D

2.000 Liter frisches
mineralreiches Trink-
wasser fließen täglich
durch einen einzigen
Trinkbrunnen

Arbeiten in Haus und Garten - Auflage 2018!Arbeiten in Haus und Garten - ein Thema, das fast jeden betrifft. Füh-ren Handwerker Reparaturen im Haushalt durch? Kommt der Schorn-steinfeger oder wurde ein Hausmeister, Winterdienst oder auch eineHaushaltshilfe beauftragt? All dies verursacht Kosten, die Sie nichtalleine tragen müssen. Der Ratgeber klärt ausführlich darüber auf,wie Sie den Fiskus an den Kosten beteiligen können, unabhängigdavon, ob Sie Wohnungseigentümer oder Mieter sind. Mitglieder können den Ratgeber kostenlos in der Geschäftsstelle bestellen.

Broschürentipp
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Innensenat antwortete Steuerzahlerbund doch noch

Ohne Ausschreibung an Parteifreund
Im Sommer hatten wird darüber berichtet, dass der SPD-geführte
Innensenat keine Auskunft über die Höhe eines Auftrags an das
Beratungsunternehmen eines Ex-Bezirksbürgermeisters und Ex-
SPD-Kreischefs geben wollte. Jetzt kam heraus, was Wettbewer-
ber ärgern dürfte: Die Ausgaben für den nicht ausgeschriebenen
Auftrag beliefen sich auf 23.562 Euro. Angaben über die genaue
Aufgabenstellung und den Umfang bleiben aber weiterhin im
Dunkeln.

ereits in der Juli/August-Ausgabehatte der Bund der Steuerzahler dar-über berichtet, dass die 4K ConceptGesellschaft für Projektentwicklung mbHals externe Unterstützung einer vom Senateingesetzten 12-köpfigen „Steuerungs-gruppe zur Verbesserung der gesamtstäd-tischen Verwaltungssteuerung“ beauftragtworden war.  Geschäftsführer dieser Bera-tungsgesellschaft ist Stefan Komoß, 2016abgewählter Bezirksbürgermeister vonMarzahn-Hellersdorf und Ex-SPD-Kreis-vorsitzender. Direkt nachdem die Berliner Morgen-post im Mai mit „Ein fragwürdiger Auftragfür den Ex-Bezirksbürgermeister“ getitelthatte und der Tagesspiegel über Vorwürfeberichtete, Komoß´ habe „bei Behördenund öffentlich geförderten Trägern zielge-richtet lukrative Aufträge an Land gezo-gen“, stellte der Bund der Steuerzahlereinen Antrag auf Aktenauskunft. In der Aktenauskunft wollte sich die In-nenverwaltung zunächst aber weder zurAuftragshöhe noch zur Aufgabenstellungoder den Umfang des Auftrags äußern. DieAbschlussrechnung läge der Senatsverwal-

tung für Inneres noch nicht vor. Die Ausga-ben für diesen Vertrag fielen nach dem In-formationsfreiheitsgesetz zudem unterden Schutz von Betriebs- und Geschäftsge-heimnissen. Fragen nach der genauen Auf-gabenstellung und dem Umfang desAuftrages wurden wenig konkret als „ex-terne Beratungsunterstützung bei der Ver-fassung des Abschlussberichtes durch dieSteuerungsgruppe“ umschrieben. Wasdarunter zu verstehen ist, bleibt im Dun-keln. Weitere Fragen konnte die Verwaltungnicht beantworten, da das „bilaterale Ver-tragsverhältnis“ zwischen dem Vorsitzen-den der Steuerungsgruppe und der„externen Unterstützung“ „nicht im Beneh-men der Senatsverwaltung für Inneres undSport“ liege. Als „besondere Umstände“ füreine Ausnahme von der Ausschreibungs-pflicht nach der Landeshaushaltsordnungführte die Verwaltung die „sehr engen zeit-lichen Vorgaben des Senats“ an. WeitereInformationen lägen weder der Senatsver-waltung für Inneres noch der Senatskanz-lei vor. Den Bund der Steuerzahler wundertendiese widersprüchlichen Aussagen. Wenndie Auftragsvergabe unter das Informati-onsfreiheitsgesetz und die Landeshaus-haltsordnung fällt, dann wäre das einVertrag einer öffentlichen Stelle, dessen In-halt und Umfang die Verwaltung kennensollte. Dann müssten grundsätzlich auchWirtschaftlichkeitsuntersuchungen undeine Ausschreibung durchgeführt werden.Handelte es sich tatsächlich um ein „bila-terales Vertragsverhältnis“ des Vorsitzen-den, dann wäre das finanziell allerdingsallein sein Privatvergnügen und die Ab-schlussrechnung bräuchte dann auch nichtdem Senat vorgelegt zu werden. Dem Bund der Steuerzahler reichte dasjedenfalls als Aktenauskunft nicht aus. Aufseinen Widerspruch hin teilte die Senats-verwaltung für Inneres Ende August dannaber schließlich doch noch mit, dass sichdie Brutto-Ausgaben für die Beauftragung

der 4K Concept Gesellschaft für Projekt-entwicklung mbH auf 23.562 Euro belau-fen. Nach der Auftragsvergabe an das Unter-nehmen seines Parteifreundes gefragt,hatte Innensenator Andras Geisel (SPD)schon in der Plenarsitzung im Mai herum-geeiert, der Auftrag sei „mündlich undauch schriftlich“ durch den Vorsitzendender Kommission erteilt worden. Geisel be-hauptete damals auch, dass es sich nichtum einen Auftrag der Innenverwaltunghandeln würde. In einer Pressemitteilungder Staatskanzlei hieß es jedenfalls, dieSteuerungsgruppe sei im September 2017vom Senat eingerichtet worden.  Der Vorsitzenden des Bundes der Steu-erzahler Berlin, Alexander Kraus, fasst diesen widersprüchlichen Sachverhalt zu-sammen: „Der Senat setzt eine Experten-kommission ein und eröffnet ihremVorsitzenden, sich externen Sachverstan-des in Form einer externen Beratungsun-terstützung einzukaufen. Unterstützt wirddie Kommission durch eine Geschäftsstellebei der Innenverwaltung. Ihr Vorsitzendererteilt dann einen Auftrag bilateral, münd-lich und auch schriftlich ohne Wirtschaft-lichkeitsbetrachtung und ohne Ausschrei-bung an das Unternehmen des Partei-freunds des Innensenators. Zu Art, Höheund Umfang des Auftrags kann die Verwal-tung keine Auskunft geben,  weil der Auf-trag vom Kommissionsvorsitzenden aus-gelöst wurde und sie selbst keine Informa-tion hat. Weiterleiten kann sie unserenAuskunftsantrag nicht, weil die Kommis-sion angeblich nicht unter das IFG fällt. Al-lerdings beruft sich der Senat auf denSchutz von Geschäftsgeheimnissen nachdem IFG, das hier dann plötzlich doch wie-der gilt. Der Verzicht auf eine Ausschrei-bung wird vom Senat mit der Dringlichkeitbegründet, die dadurch besteht, weil Senatbehauptet, dass es nach Jahrzehnten Still-stand jetzt plötzlich dringlich sei, eineKommission dazu zu befragen, wie man ei-gentlich regiert.“
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ie Fraktionen im Berliner Abgeord-netenhaus haben zur Wahrneh-mung ihrer parlamentarischenAufgaben einen Anspruch auf finanzielleMittel aus dem Landeshaushalt, d.h. ausSteuermitteln. Jede Fraktion erhält derzeiteinen Grundbetrag von 590.844 Euro fürdie allgemeine Arbeit ihrer Fraktionsge-schäftsstelle sowie einen Zuschlag von49.716,18 Euro je Mitglied einer Fraktion.Die Oppositionsfraktionen bekommen zu-sätzlich einen pauschalen Oppositionszu-schlag von 279.972 Euro, da diese – andersals die Regierungsfraktionen – keinen Zu-griff auf die Verwaltung haben. Der Vorsitzende des Bundes der Steuer-zahler Berlin, Alexander Kraus, hatte imApril 2017 insbesondere die Anhebungdes Pro-Kopf-Betrages je Fraktionsmit-

glied um 78 Prozent als erheblich überzo-gen kritisiert. Denn die Mehrbelastungenfür die Steuerzahler allein aufgrund derAnhebung des Pro-Kopf-Betrages belaufensich auf fast 3,5 Millionen Euro pro Jahr.Der Bund der Steuerzahler kritisiert seitJahren, dass die Abgeordnetenhausfraktio-nen offensichtlich völlig überfinanziertsind, wenn sie in ihren jährlichen Verwen-dungsnachweisen Rücklagen in Millionen-höhe mit deutlich steigender Tendenz aus-weisen können. Ende 2017 beliefen sichdiese in Summe auf fast 3,44 Millionen Euro.Kraus hält es für Steuergeldverschwen-dung, dass sich das Land Berlin zu Sollzin-sen am Kapitalmarkt von derzeitdurchschnittlich rund 2,3 Prozent ver-schuldet und die Fraktionen dann tatsäch-lich nicht benötigte Mittel derzeit nahezu

zinsfrei bei ihren Banken horten. Fraktio-nen seien der organisierten Staatlichkeiteingegliedert – also Teil des Staates – undeben keine Privatveranstaltung der Par-teien. Daher fordert der Bund der Steuer-zahler auch eine Änderung desFraktionsgesetzes, wonach die Fraktionenihre Rücklagen zinsfrei bei der Landes-hauptkasse anlegen müssen.Die Erhöhung der Fraktionszulagendürfte 2017 insbesondere im Interesse derSPD-Fraktion gelegen haben. Sie hatte mitden Abgeordnetenhauswahlen 2016 neunMandate und damit rund eine Viertel Mil-lion Euro an Kopfpauschalen einbüßt. DieCDU-Fraktion verlor zwar auch acht Man-date, „gewann“ aber mit dem Ausscheidenaus der Regierung den Oppositionszu-schuss dazu.
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Fraktionen im Abgeordnetenhaus horten Millionen Steuergeld

Rücklagen auf Rekordniveau
Im April 2017 hatte das Berliner Abgeordneten-
haus eine satte Erhöhung der Fraktionszuschüsse
beschlossen. Die jetzt veröffentlichten Verwen-
dungsnachweise offenbaren: Die Fraktionen sind
massiv überfinanziert. 

Rücklagen nach § 8 Abs. 10
Satz 1 u. 2. Berliner FraktG
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Berliner SPD möchte Beschäftigten Spitzengehälter zahlen

Gehaltserhöhung im öffentlichen Dienst?
In der Berliner SPD möchte man die Gehälter von Tarifbeschäftigten und
Beamten des Landes an das Bundesniveau angleichen. Der Bund der
Steuerzahler warnt vor den Folgen.

ie öffentliche Verwaltung soll at-traktiver werden. Möglicherweiseals Vorbereitung auf den nächstenWahlkampf soll auf dem nächsten SPD-Parteitag beantragt werden, die Gehältervon  Beamten und Angestellten in der öf-fentlichen Verwaltung auf das Niveau derBundesbehörden anzuheben. Der SPD-Kreisverband Reinickendorf habe dem An-trag bereits zugestimmt. Da im BerlinerHaushalt so viel Geld übrig sei, solle es gerechter verteilt werden, wird der Reinickendorfer Kreisvorsitzende Jörg Stroedter im Tagesspiegel zitiert. Die For-derung „für mehr Verteilungsgerechtig-keit“ werde auf dem SPD-Parteitag einebreite Masse finden.Böse Zungen behaupten, die SPD machemit dem Antrag bereits Wahlkampf. Diemehr als 118.000 Bediensteten seiendankbare Wähler. Andere SPD-Genossenwarnen davor, die Einkommen im öffentli-

chen Dienst mit der Gießkanne an dasBundesniveau anzugleichen. Denn wennes um die Attraktivität der Beschäftigungin der öffentlichen Verwaltung gehe, sei dieHöhe des Gehalts allein nicht ausschlagge-bend. Stattdessen müsse man Pläne ent-wickeln, die den unteren Lohngruppen imöffentlichen Dienst zugutekämen.Auch Berlins Finanzsenator Kollatz, derselbst auch der SPD angehört, äußert sichkritisch. Er warnt davor, Forderungen auf-zustellen, die den Länderfinanzausgleichriskieren könnten. Berlin ist der größteEmpfänger im Finanzausgleich. Im vergan-genen Jahr erhielt das Land Zahlungen inHöhe von 4,2 Milliarden Euro. Der Länder-finanzausgleich diene dazu, gleiche Lebensverhältnisse, auch in ärmeren Bun-desländern zu garantieren. Sollte sich Ber-lin in der Bezahlung der öffentlichenBediensteten in eine Spitzenposition bege-ben, riskiere man eine Diskussion, die zu

Ergebnissen führen könnte, die man nichtbedacht hat, so Kollatz. Ab 2020 gelte dieSchuldenbremse, und es gebe zudem Kon-solidierungsvereinbarungen zwischendem Bund und Berlin, die eingehalten wer-den müssten.„Niemand hat etwas dagegen, wenn dieBediensteten im öffentlichen Dienst ange-messen verdienen. Vor dem Hintergrunddes Länderfinanzausgleiches sollte dies je-doch nicht mehr sein als in den Geberlän-dern“, so der Vorsitzende des Bundes derSteuerzahler Berlin, Alexander Kraus. Nurweil Berlin momentan Überschüsse er-wirtschaftet, heiße dies nicht, dass solcheSonderwünsche auch langfristig finanzier-bar sind, so Kraus weiter.Schätzungen gehen davon aus, dass dieAngleichung der Gehälter im öffentlichenDienst an das Niveau von Bundesbehördenbis zu 500 Millionen Euro pro Jahr kostenwürde. 

D

Rot-Rot-Grün hat sich bereits geeinigt, die Beamtenbesoldung
bis zum Jahr 2021 auf das Durchschnittsniveau der Bundeslän-
der anzuheben. Nun geht die Berliner SPD einen Schritt weiter.
Im November soll auf dem Parteitag darüber beraten werden,
ob die Beschäftigten im öffentlichen Dienst künftig so viel wie
Beschäftigte in Bundesbehörden verdienen sollen.
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Mitgliederversammlung des Berliner Landesverbandes

Entlastung erteilt
Am 12. September 2018 tagte die Mitglie-
derversammlung des Bundes der Steuer-
zahler Berlin e.V. 

ie bei jedem Verein, hat auchder Bund der Steuerzahler Ber-lin einmal im Jahr mit einer Mit-gliederversammlung vereinsrechtlicheRegularien abzuhandeln. Durch die Ver-sammlung leitete der Vorsitzende des Ver-waltungsrates, Rechtsanwalt und NotarChristian Petrenz. Mit einem Grußwortrichtete sich der Präsident des Bundes derSteuerzahler Deutschland e.V., ReinerHolznagel, an die Mitglieder und infor-mierte über die Arbeit des Vereins aufBundesebene. Eine interessante Diskus-sion entwickelte sich durch Nachfragenaus dem Publikum zum BER-Debakel und

zur Haltung des Verbandes im Zusammen-hang mit der Niedrigzinspolitik der EZB,die auch im Rahmen des Geschäftsberichtsdurch den Vorstandsvorsitzenden Alexan-der Kraus fortgesetzt wurde. Anschließend bestätigte die Mitglieder-versammlung die durch den Wirtschafts-prüfer testierte Jahresrechnung für dasJahr 2017 und erteilte Vorstand und Ver-waltungsrat die Entlastung. Ebenfalls be-schlossen wurde von den Mitgliedernerstmalig nach fünf Jahren eine Beitrags-erhöhung. Ab 2019 steigt damit der Mit-gliedsbeitrag von 72 auf 79 Euro pro Jahrsowie für Senioren ab dem 65. Lebensjahr

von 36 auf 39 Euro. Der Bund der Steuer-zahler Berlin hat damit bundesweit wei-terhin die mit am niedrigsten Beitrags-sätze im Gesamtverband. Der Mitgliedsbei-trag für den Bund der Steuerzahler Berline.V. ist als Sonderausgabe gemäß § 10bAbs. 1 EStG steuerlich absetzbar.

W
Präsident Reiner Holznagel, Vorstands-
vorsitzender Alexander Kraus, Verwal-
tungsratsvorsitzender Christian Petrenz
und Haushaltsreferent Steffen Bernitz. 



1
Landesbeilage Berlin  |  November 2018

Impressum
Herausgeber: Bund der Steuerzahler Berlin e.V., Lep-
siusstraße 110, 12165 Berlin, Telefon: 030-7901070 Re-
daktion: Dipl.-Volksw. Alexander Kraus (verantw.),
Dipl.-Volksw. Steffen Bernitz Verlag:  BdSt Steuerzahler
Service GmbH, Wiesbaden Druck: apm AG, Kleyer-
straße 3, 64295 Darmstadt Abdruck: nur mit Quellen-
angabe Redaktionsschluss: 24.10.2018

Staatsoper rutscht noch 
tiefer in die Katastrophe

Übertriebene Beschilderung 
in Berlin-Pankow

Teure Parklets für 

Berlin-Kreuzberg

Teure Kunst am Bau trotz 
Sanierungsstau 

Kostenexplosion am 
Zentralen Omnibusbahnhof

November
2018

Transparent 

Liebe Leserin, lieber Leser!Auf den folgenden Seiten haben wir für Sie dieBerliner Fälle aus dem neuen Schwarzbuch ein-mal komplett abgedruckt. Als regelmäßigemLeser unserer Mitgliederzeitschrift werdenIhnen die Beispiele für Steuergeldverschwen-dung aber wahrscheinlich schon bekannt vor-kommen. In den letzten Monaten haben wir andieser Stelle mehrfach über den Stand unsererRecherchen berichtet. Auch in den Medienkonnte ich seit dem letzten Schwarzbuch schoneinige dieser Beispiele für Steuergeldver-schwendung kommentierten. Die Parklets in der Kreuzberger Bergmann-straße konnte ich zum Beispiel im April in derSendung RTL explosiv und im Mai im Kabel1-Magazin kritisieren. Im Kabel1-Magazin im Ok-tober sowie im Februar in der BerlinerAbendschau habe ich mich zu den Baukosten-und Terminüberschreitungen am Zentralen Om-nibusbahnhof ZOB geäußert. In der RTL-Sen-dung „Mario-Barth-deckt auf“ forderte ich unterder „Goldenen Stunde“ an der Charité jedenEuro statt in Kunst am Bau zunächst besser indie Sanierung der Straßen, Gehwege, Gebäudeund natürlich auch der Krankenhäuser zu stek-ken. Schon im letzten Dezember hatten Bild undB.Z. meine Kritik dazu in einem doppelseitigenArtikel aufgegriffen. Über die Pankower Plata-nenstraße hatte ich ebenfalls im K1-Magazin ge-sagt, dass ich den dortigen Schilderwald fürabsolut übertrieben halte. Wie sehen Sie das? Schreiben Sie mir gerne ankraus@steuerzahler-berlin.de.Mit den besten Grüßen
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Steuerzahlerbund unterwegs mit Kabel1

Baukostenexplosionen

ür eine Tour zu den größten Baukosten-explosionen Berlins hatte sich K1-Mo-deratorin Kathy Weber diesmal einenLKW mit Hebebühne gemietet und sich mitAlexander Kraus vom Bund der Steuerzahlerverabredet. Mit Warnweste und Schutz-helm ausgestattet ging es zunächst zu der gerade entstehenden Europacity nörd-lich des Berliner Hauptbahnhofs. Hier er-läuterte der Berliner Landesvorsitzende,

dass sich die Kosten für eine Fußgänger-brücke schon vor dem ersten Spatenstichvon knapp 1,9 Millionen auf knapp 2,9 Mil-lionen erhöht haben. Ursache: In der ur-sprünglichen Kostenschätzung fehltenwesentliche Bestandteile der Brücke. Mitdem Fall hatte sich der Bund der Steuerzah-ler schon in seinem Schwarzbuch 2017 be-schäftigt.  Anschließend ging es zum ZOB, dem Zen-tralen Omnibusbahnhof an der Berliner Ma-surenallee. Kraus erläuterte hier schon

einmal die Ursachen für die Baukosten- undTerminüberschreitung aus unserem aktuel-len Schwarzbuchfall (s. Folgeseiten). Ein Se-natssprecher sagte im Interview, dass dieUmplanungen doch am Anfang schon abzu-sehen waren und es nur nicht so richtig in-telligent gewesen sei, schon die Zahl zukommunizieren. Das lässt den Bund derSteuerzahler aufhorchen, weil in einer Be-richtsvorlage des Senats an das Berliner Ab-geordnetenhaus von ursprünglichenBaukosten von 14,3 Millionen Euro die Redewar und zwar nach einer „geprüften und ko-stenfestgestellten Bauplanungsunterlage“.Mittlerweile sind die Baukosten auf 36,9 Mil-lionen Euro explodiert. Zum Schluss ging es Richtung Schönefeld.Alexander Kraus erklärte Moderatorin KathyWeber am Flughafen BER: "Da kommt manin der Region nicht herum. Das ist die größteSteuergeldverschwendung, die wir haben!Hier ist wirklich alles schief gegangen, wasman an einer Baustelle schief gehen lassenkann."

Der Vorsitzende des Bundes der Steu-
erzahler Berlin war im Oktober wieder
mit Kabel1-Moderatorin Kathy Weber
unterwegs. Das Thema in der Rubrik
„Der Stein des Anstoßes“ passte zum
Schwerpunkt im neuen Schwarzbuch:
Baukostenexplosionen. 

F

Kraus zum BER: „Das ist die
größte Steuergeldverschwen-
dung, die wir haben!“

Beitrag anschauen: QR-Code scannen oderhttp://bit.ly/bdst102018 (Beitrag ab Minute 19:04)

Das Schwarzbuch 
Die Berliner Fälle

2018/19
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Berliner Staatsoper rutscht noch tiefer in die Katastrophe

Letzter Akt einer Tragödie
Vier Jahre Terminverzug und 200 Mio. Euro
Mehrkosten ist die Bilanz der Sanierung der
Berliner Staatsoper Unter den Linden. Nach
sieben Jahren Bauzeit konnte der Spielbetrieb
erst im Dezember 2017 wieder aufgenommen
werden. Wie es sich für die Dramaturgie einer
tragische Oper gehört, folgt im letzten Akt die
Katastrophe: Die Baukosten sind auf mittler-
weile fast 440 Mio. Euro gestiegen.

Die Sanierung der Staatsoper Unter den
Linden wurde 200 Mio. Euro teurer und
dauerte vier Jahre länger als geplant.

ie Berliner Senatsverwaltung fürStadtentwicklung teilte im Februar2018 mit, dass es bei der Sanierungder Staatsoper Unter den Linden nochmalszu einer Erhöhung der Baukosten auf vor-aussichtlich 439,4 Mio. Euro kommt.Neben dem schlechten Zustand der histo-rischen Bausubstanz habe insbesonderedie Insolvenz eines Generalplanungsbüroszu gravierenden Lücken im Planungspro-zess geführt. Daher wirkt es wie blanker Hohn, wennman sich noch einmal den Berliner Rech-nungshofbericht aus dem Jahr 2016 verge-genwärtigt. Darin heißt es, die Senats-verwaltung habe bei der Vorbereitung der Baumaßnahme grundlegende haus-haltsrechtliche Bestimmungen missachtetund eklatant unwirtschaftlich gehandelt.Um von ihr als unrealistisch erkannte Terminziele zu erreichen, sei sie von demvorgeschriebenen Verfahren zur Vorberei-tung von Baumaßnahmen unzulässig abgewichen. Sie habe mit der Bauausfüh-rung begonnen, ohne die Bauplanungzuvor ordnungsgemäß abgeschlossen zu haben. Schon damals erkannte derRechnungshof darin die Ursachen für dieerheblichen Bauzeitverlängerungen undKostensteigerungen.Bezeichnend ist für den Bund der Steu-erzahler aber auch, dass der Rechnungshofdamals herausfand, dass sich die Senats-verwaltung schon sehr frühzeitig des deutlich erhöhten Kostenrisikos durchTerminvorgaben der Senatskanzlei be-wusst war und in internen Stellungnah-men dokumentierte. Die Senatskanzlei sei damals aber nicht mit einer Verschie-bung des Baubeginns einverstanden ge-wesen. Vor diesem Hintergrund lassen sichdie Aussagen des damaligen RegierendenBürgermeisters zur Staatsopernsanierungeinordnen, die 2008 in einem Ausschuss-protokoll des Berliner Abgeordneten-hauses festgehalten sind: „[…] Nach denursprünglichen Planungen hätten die Ar-

chitekten 24 Monate Zeit zur Erstellungdes Bedarfsprogramms und der Bau-planungsunterlage. Im Blick auf das Nut-zerinteresse werde er dies aber so nichtakzeptieren. […] Zumindest sollte mannach einem Planungsvorlauf von 12 Mona-ten mit ersten Baumaßnahmen beginnenkönnen; für Probleme z.B. mit der LHOmüsse man gegebenenfalls eine Lösungfinden. […]“Wohin bei dieser tragischen Oper die„Lösungen“ für Probleme mit der Landes-haushaltsordnung geführt haben, zeigt derletzte Akt, in der Dramaturgie Katastrophe

genannt: Mehrkosten von 200 MillionenEuro zulasten des Berliner Landeshaus-halts und vier Jahre Terminverzug. Für denSteuerzahler bleibt nur zu hoffen, dass dieKosten nicht noch weiter steigen, bevorder letzte Vorhang fällt. Denn die Endab-rechnung steht noch aus. Ob dieses Dramaein Nachspiel haben wird – um bei derOper zu bleiben – ist fraglich. Ein Untersu-chungsausschuss hatte bereits 2016 seinpossenhaftes Stück aufgeführt. Der BdSthatte bereits zuvor in seinen Schwarzbü-chern 2014 und 2015 auf die Problemehingewiesen.

D
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bersehen kann man die Straßen-bäume in der Platanenstraße imBerliner Bezirk Pankow nicht. Daszuständige Bezirksamt hat nämlich jedeeinzelne Baumscheibe der Straße – das istdie Bodenfläche, die um einen Baum-stamm herum ist – mit dem Verkehrszei-chen „Vorgeschriebene Vorbeifahrt links“beschildert. Abgesehen davon, dass manrechts an den Bäumen ohnehin gar nichtvorbeifahren könnte, sind die Bäume deut-lich sichtbar von zwölf Zentimeter hohenBordsteinen eingefasst. Wozu dann alsonoch die 44 Schilder auf einer Strecke von700 Metern? Was war geschehen? Vor einigen Mona-ten wurde die Platanenstraße saniert. Das

Übertriebene Beschilderung in Berlin-Pankow

Weniger ist manchmal mehr
In der Berliner Platanenstraße hat man mit Ver-
kehrszeichen nicht gegeizt und auf einer Strecke
von 700 Metern ganze 44 Schilder aufgestellt. Der
Bezirk will damit seiner Verkehrssicherungspflicht
nachkommen, hat damit aber wohl etwas über-
trieben.

Ü
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 ts in der Bergmannstraße
n. 119.000 Euro haben die

 emplare gekostet. Viele
 und Anwohner lehnen sie
 ab.

                                                                               

alte Kopfsteinpflaster wurde durch einenAsphaltbelag ersetzt, die Parkbuchten neugepflastert und die Baumscheiben dermächtigen Platanen vergrößert, damit dieWurzeln mehr Platz haben. Alles sah feinund ordentlich aus. Und dann kamen dieSchilder.Wenn, dann aber richtig, muss man sichbeim Bezirksamt Pankow gedacht haben.So prangt nun jeweils am Anfang und amEnde jeder einzelnen Parkbucht ein Schild,das die Autofahrer dazu auffordert, anjeder Baumscheibe links vorbeizufahren.Auf Nachfrage des Bundes der Steuer-zahler teilte das Bezirksamt mit, dass esbei der ganzen Aktion um die „Sicherheitder Verkehrsteilnehmer“ und „mögliche

Schadensersatzansprüche“ gehe. Für denBürger sei der Grund der Beschilderunghier nicht erkennbar, heißt es in der Ant-wort des Bezirksamts. Stimmt! Die Bürger – vor allem die, diein der Straße wohnen – können die reicheBeschilderung nicht nachvollziehen undwundern sich zudem, warum die 5.000Euro für die übertriebene Beschilderungnicht in die Sanierung der Gehwege ge-steckt wurde, die gerade in Pankow vieler-orts dringend sanierungsbedürftig sind.Nach dem Sturz einer Seniorin im Jahr2012 ist der Bezirk aus diesem Grundnämlich tatsächlich schon einmal gericht-lich zu einer Schadensersatzzahlung ver-pflichtet worden.

Pionierarbeit, die in Deutschland so noch nicht geleistet wurde

Teure Parklets für Berlin-Kreuzberg
Als Vorab-Probelauf zur eigentlichen Testphase für eine weitere
„Berliner Begegnungszone“ wurden in der Kreuzberger Berg-
mannstraße für fast 119.000 Euro zwei Sitzinseln installiert, ob-
wohl der Regierende Bürgermeister schon die erste
Begegnungszone als „großen Käse“ bezeichnet hatte. Die An-
wohner sitzen derweil lieber in den zahlreichen Parks statt mit-
ten im Straßenverkehr.

b Herbst 2018 soll in der Kreuzber-ger Bergmannstraße die Testphasefür eine zweite „Berliner Begeg-nungszone“ starten. Begegnungszonen ge-hören als Modellprojekt zur Fußverkehrs-strategie des Berliner Senats und sollenhelfen, dass Straßen und Wege besser fürFußgänger zu nutzen sind. Begegnungszo-nen sollen Sicherheit geben und das Mit-einander aller Verkehrsteilnehmer fördern.In der auch bei Touristen beliebten Fla-

niermeile laden seit Mitte März 2018 alsProbelauf aber schon vor der eigentlichenTestphase zwei sogenannte Parklets zumVerweilen ein. Die beiden 12 m langenSitzinseln sollen in ihrer Funktion, aller-dings noch nicht in ihrer Gestaltung, mitden kommenden „Begegnungsmodulen“vergleichbar sein, die später großräumigin der Bergmannstraße verteilt werdensollen. Diese dann veränderbaren Modulesollen künftig eine neue Aufteilung des

Straßenraums bewirken, Konflikte zwi-schen den unterschiedlichen Nutzungenentschärfen und den fließenden Verkehrverlangsamen.  Allerdings polarisieren die Parklets, wieeine Befragung im Auftrag der Senatsver-waltung für Umwelt, Verkehr und Klima-schutz im Sommer 2018 gezeigt hat.Während sich Kritiker und Befürworterinsgesamt die Waage hielten, haben sichdie direkt betroffenen Anwohner der Berg-mannstraße überwiegend negativ geäu-ßert. Viele Befragte hätten den Verlust vonParkplätzen kritisiert und in der Veren-gung der Fahrbahn ein Gefahrenpotenzialfür Radfahrer gesehen. Außerdem kommees in unmittelbarer Nähe der Parklets zuStaus und Lärmbelastungen. Viele Befragtelehnten die Parklets auch als weitere Tou-ristenattraktion ab, weil sie zusätzlichenächtliche Ruhestörungen befürchteten.Statt sich auf ein Parklet zu setzen, gingenviele der Befragten lieber in die zahlrei-chen Parks in der Gegend. Als Gründegegen die Parklets nannten sie dieschlechte Atmosphäre durch die Nähe zumStraßenverkehr, Abgase und die Gefahrdurch LKWs. Gekostet haben die beiden von der Se-natsverwaltung als „Maßnahme mit gerin-ger finanzieller Bedeutung“ bezeichnetenParklets 118.680 Euro. Auf Anfrage desBundes der Steuerzahler heißt es in derAktenauskunft weiter, dass „keine expli-zite“ Wirtschaftlichkeitsuntersuchungdurchgeführt wurde. Bei dem Projekthandle es sich um Pionierarbeit, die inDeutschland so noch nicht geleistet wor-den sei. Die Maßnahme sei im direktenVergleich zu klassischen Straßenbaumaß-nahmen per se wirtschaftlicher. Der Bund der Steuerzahler hatte eigent-lich gehofft, dass das Thema vom Tisch ist,nachdem der Regierende Bürgermeisterim April 2017 schon zur ersten „Begeg-nungszone Maaßenstraße“ gesagt hatte:„Das war gut, dass es dieses Pilotprojektgab, weil es jetzt an anderen Stellen nichtmehr gemacht wird. (...) Das ist so großerKäse, dass daraus gelernt wurde.“

A

Das Schwarzbuch 
Die Berliner Fälle
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Kostenexplosion am Zentralen Omnibusbahnhof in Berlin

ZOB - der kleine BER
Der seit Juni 2016 laufende Umbau des Zentralen Omnibusbahnhofs
(ZOB) wird deutlich teurer werden und zwei Jahre länger dauern als
geplant. Schon zu Baubeginn waren die Planungen überholt und die
Baukosten mussten von 14,3 auf 37,3 Mio. Euro korrigiert werden.
Ob mit der Liberalisierung des Fernbusverkehrs ein wirtschaftlicher
Betrieb des ZOB überhaupt möglich sein wird, ist fraglich.

Teure Kunst am Bau trotz Sanierungsstau in Milliardenhöhe

Die Goldene Stunde an der Charité
450.000 Euro hat die Kunstinstallation „Die Goldene Stunde“
an der Berliner Charité gekostet. In der Wettbewerbsauslo-
bung war zunächst nur von 324.000 Euro als Kostenrahmen
für Preisgelder, Aufwandsentschädigungen und die Realisie-
rung die Rede. Die tatsächlichen Gesamtkosten lagen aber
deutlich höher. Dabei kranken die Berliner Kliniken selbst an
einem Sanierungsrückstau in Milliardenhöhe.

n der Brandwand gegenüber demHaupteingang des sanierten Bet-tenhochhauses an der Berliner Lui-senstraße hängt seit Dezember 2017 ein8,5 m großes, abstrahiertes, goldenes Zif-ferblatt mit ausgesparten Stunden- undMinutenstrichen. An der Wand im Innen-hof des Charité-Baus erscheint das Ziffer-blatt in inverser Weise. Laut Berliner Senatsverwaltung für Kul-tur dient diese Kunst am Bau dem Ziel, sichmit zeitgenössischen Mitteln sowohl in-haltlich als auch räumlich im Spannungs-feld zwischen Wissenschaft, Lehre, For-schung und Geschichte mit dem Standortauseinanderzusetzen. Frontal gegenüberdem Charité-Haupteingang platziert wirkedie Arbeit wie eine goldene Sonne, ein sti-mulierendes, positives Signal für Patienten

und Besucher. Als magische Form sei sieein Eyecatcher weit in die Luisenstraßehinein. Positiv- und Negativform würdensich in der räumlichen Vorstellung des Be-trachters zur gefüllten Kreisform komplet-tieren. Der Kreis schließe sich im wahrstenSinne des Wortes: etwas werde „rund“.Auch der Begriff der Vanitas – der Ver-gänglichkeit – spiele in die Installationenhinein, werde jedoch in Gold sogleich po-sitiv in einen Bestandteil des Lebens, ge-rade auch eines Krankenhauses, verwandelt. Zumindest wird das 450.000 Euro teuregoldene Zifferblatt voraussichtlich wenigervergänglich als manches andere Irdischesein: Der 3 mm starke Edelstahl ist industrie-spiegelpoliert, PVD-beschichtet und sollextrem dauerhaft, wetterfest, farbstabil unddamit für den Außenbereich prädestiniert sein.

Zunächst veröffentlicht war in der Wett-bewerbsauslobung jedoch nur ein Kosten-rahmen von 280.000 Euro für dieRealisierung und 44.000 Euro für Preisgel-der und Aufwandsentschädigungen. Derzunächst nicht veröffentlichte Differenzbe-trag von weiteren 126.000 Euro ergab sichfür Verfahrenskosten des Wettbewerbsund die Bezahlung der Juroren.  Die „Goldene Stunde“ bezeichnet in derNotfallmedizin den Zeitraum, in der Pa-tienten gerettet werden können und stehthier laut Preisträger im erweiterten Sinneauch als Metapher für den „goldenen“ Mo-ment der Heilung. Für die finanzielle Ge-nesung der Berliner Kliniken stehtallerdings auf fünf vor zwölf. Denn dieseschieben einen Sanierungsstau in Milliar-denhöhe vor sich her.

A

Die Berliner Kliniken schieben einen immensen
Sanierungsrückstau vor sich her. Für Kunst am
Bau ist dagegen Geld da. Die goldene Scheibe
an der Wand gegenüber dem Haupteingang der
Charité kostet 450.000 Euro. 

er Zentrale Omnibusbahnhof (ZOB)am Berliner Messedamm wurde1966 eröffnet und seitdem  ledig-lich provisorisch instandgesetzt. Infolgedessen sei in den vergangenen 50 Jahrender Sanierungs- rückstau derart groß ge-worden, dass  akuter Handlungsbedarf be-stand, heißt es in einem Senatsbericht andas Abgeordnetenhaus. 2013 fiel daher dieEntscheidung für eine Grundinstandset-zung und Kapazitätserweiterung des ZOB.Eigentümer des Grundstücks ist das LandBerlin. Der ZOB selbst wird von einerTochtergesellschaft der Berliner Verkehrs-betriebe betrieben. Im Januar 2015 wurde zunächst eine

„geprüfte kostenfestgestellte Baupla-nungsunterlage“ über 14,3 Mio. Euro vor-gelegt. Nach dem Beginn des Umbaus imJuni 2016 ergaben sich dann nach einer„weiterführenden und vertieften Planungund Bauausführung“ schon Kosten von22,8 Mio. Euro. Als Ursachen dafür wurdenu. a. die aktuelle Baupreisentwicklung,Umplanungen, Provisorien und eine Erhö-hung der zuvor gekürzten Baunebenko-sten genannt. Außerdem war entschiedenworden, zwei der vier Gebäude doch nichtinstand zu setzen, sondern abzureißenund durch einen Neubau zu ersetzen.Im November 2017 berichtete der Senat,dass es bei Gesamtkosten von höchstens

29,9 Mio. Euro bleiben solle. Im März 2018wurden dann nochmals „neue Bauplanungs-unterlagen“ eingereicht. Danach belaufensich jetzt die – allerdings noch ungeprüften– Baukosten auf 37,3 Mio. Euro. Teilweiseergebe sich diese Differenz aus verlorenenPlanungskosten für mehrmals wiederholtePlanungsleistungen. Die Gesamtfertigstel-lung ist nun statt für 2019 für 2021 vorge-sehen. Immerhin verspricht sich der Senatmit dem zeitgemäßen Neubau mehr Trans-parenz, Übersichtlichkeit, Kundenfreund-lichkeit und optimale Sichtbeziehungen. Die mehrfachen Umplanungen offenba-ren, dass die Planer die durch die Liberali-sierung des Fernbusverkehrs 2013 ausge-löste Renaissance des Zentralen Omnibus-bahnhofs unterschätzt haben.  Zugegebe-nermaßen sind genauere Prognosen beimFernbusverkehr schwierig, wie die Zahlenzeigen: Während es 2012 nur 65.000 An-und Abfahrten gab, wuchs die Zahl 2014 –dem Jahr des Planungsbeginns – bereitsauf 175.000 Fahrten, 2016 mussten sogar215.000 Busse abgefertigt werden, wäh-rend 2017 die An- und Abfahrten wiederauf 165.000 einbrachen. Es ist ein volatilesGeschäft. Dennoch bleibt zu hoffen, dasskünftig die geplante Kapazität von über400.000 Abfertigungen ausreichen wird.
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Berliner Abgeordneten-
haus - Parlamentsreform
notwendig

Weitere Steuereinnahmen -
Finanzverwaltung rechnet
mit Milliardenüberschuss

Dezember
2018

Transparent 

Liebe Leserin, lieber Leser!Dieses Jahr haben sich die Parteien einen kräf-tigen Schluck aus der Pulle genehmigt, in demsie die „absolute“ Obergrenze für ihre staatli-che Teilfinanzierung um 25 auf 190 MillionenEuro angehoben haben. Aber auch auf indirek-tem Weg verstehen es die Parteien blendend,immer mehr Steuergeld für ihre Zwecke um-zuleiten. Ein Beispiel ist das Abgeordneten-haus von Berlin. Innerhalb von nur sechsJahren sind seine Gesamtausgaben um fastzwei Drittel angestiegen. Der Steuerzahlerträgt damit Kosten für Büros, die eher Par-teischaufenster sind, für angebliche Öffent-lichkeitsarbeit, die eher Parteiwerbung ist undjede Menge Arbeitsplätze für Parteisoldaten.Lesen Sie auf den nächsten Seiten unsere Ein-sparvorschläge für das Abgeordnetenhaus.  Viel Spaß bei der Lektüre und eine schöne undbesinnliche Weihnachtszeit wünscht Ihnen 
Ihr 
Alexander Kraus
Vorsitzender BdSt Berlin e.V.

Abschlussrechnung des Berliner Bankenskandals

Schwarze Null ist möglich
Im Jahr 2001 stand die landeseigene Bankge-
sellschaft Berlin vor der Pleite und musste
durch Milliardenzuschüsse und Garantien des
Landes vor dem Konkurs bewahrt werden.
Knapp 20 Jahre später präsentiert Berlin die
Abschlussrechnung.

m November stellten Finanzsenator Kol-latz (SPD) und der Regierende Bürger-meister Müller (SPD) die Zahlen zurBankenaffäre vor. Mindestens 7 MilliardenEuro habe das Land Berlin in den letztenknapp zwei Jahrzehnten in die Risikoab-schirmung im Zusammenhang mit derBankenaffäre gesteckt. Dem stünden Ein-nahmen in Höhe von 5,5 Milliarden Eurobis zum Jahr 2020 gegenüber, wobei derHauptanteil auf den Verkauf der Gesell-schaft und des Kerngeschäfts an die Spar-kassen im Jahr 2007 zurückgeht.Berücksichtige man noch die Vermögens-werte der Berlinovo, käme unter demStrich sogar ein leichtes Plus heraus, rech-nete Kollatz vor.Die Immobilien der ehemaligen Bankge-sellschaft werden seit dem Jahr 2012 vonder landeseigenen Berlinovo bewirtschaf-tet. Mittlerweile stehe das Unternehmenso gut da, dass es ohne Landesbürgschaf-ten kreditfähig sei. Das Untenehmen habederzeit 20.500 Wohnungen. Dazu kommennoch 2.800 Studentenappartements im Be-stand und in der Planung, 145 Büros und

4.000 Immobilien unterschiedlichster Art.Die Berlinovo managt auch dutzendeFonds, die ebenso eine Hinterlassenschaftder Bankgesellschaft sind. Diese sollen bis 2026 aufgelöst werden. Neben demLand Berlin, das 99,5 Prozent der Anteiledaran hält, gebe es noch knapp 300 externe Zeichner. Diese könnten allerdingsnicht zum Verkauf ihrer Anteile gezwun-gen werden, zumal sie nicht einmal alle bekannt seien. Solange diese noch im Besitz von Anteilen sind, könne die Ber-linovo keine "normale" landeseigene Ge-sellschaft sein, so der Regierende Bürger-meister. Nachdem die Bankgesellschaft  Berlindurch riskante Immobiliengeschäfte inSchieflage geraten war, musste sie im Jahr2002 durch Milliardenzuschüsse und Lan-desgarantien vor dem Konkurs bewahrtwerden. Berlin übernahm Garantien vonüber 20 Milliarden Euro - dem damaligenUmfang eines Landes- haushalts. Mittler-weile sei absehbar, dass Berlin bis 2020von den Garantieverpflichtungen befreitwird, so Kollatz.
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Das Logo der Landes-
bank Berlin auf dem
damaligen Geschäfts-
sitz am Alexanderplatz
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Fraktionen im Berliner Abgeordnetenhaus massiv überfinanziert

Parlamentsreform notwendig
Seit 2013 sind die Ausgaben für das Berliner Abge-
ordnetenhaus um fast zwei Drittel angestiegen. Dies
liegt aber nicht allein an dem Zuwachs an Mandaten
und Fraktionen nach den letzten Wahlen im Jahr
2016. Die Hauptursachen liegen vielmehr in der Aus-
weitung der Kostenpauschalen für die Abgeordneten
ab dem Jahr 2014 und einer massiven Erhöhung der
Fraktionszuschüsse im Jahr 2017.

emokratie kostet Geld. Ob die ausdem Ruder gelaufenen Kosten fürein Teilzeitparlament mit 160 Ab-geordneten wirklich mehr Demokratie be-deuten, muss aber hinterfragt werdendürfen. 
TeilzeitparlamentMit den letzten Wahlen im Jahr 2016 hatsich das Berliner Abgeordnetenhaus von149 auf 160 Sitze vergrößert. Nach derVerfassung von Berlin besteht das Abge-ordnetenhaus aus mindestens 130 Abge-ordneten. Politisch begründet wird diesehohe Anzahl an Mandaten im Vergleich zuanderen Landtagen damit, dass das Abge-ordnetenhaus ein Teilzeit- oder Feier-abendparlament sei. Dies ist allerdingsnirgendwo explizit definiert und lässt sichnur aus einige Vorschriften des Landesab-geordnetengesetzes ableiten. Insgesamtsechs Landtage kommen derzeit ohne of-fensichtliches Demokratiedefizit mit weni-ger als 90 Mandaten zurecht. 
Entschädigung und KostenpauschaleAn dem Umfang einer Halbtagstätigkeitbemisst sich auch die steuerpflichtige Ent-schädigung für die Abgeordneten, die sich2018 auf monatlich 3.840 Euro belief. Sei-tens einiger Abgeordneter wurden dieseDiäten in der Vergangenheit allerdingsimmer wieder als zu niedrig moniert, weildie Ausübung ihres Mandats tatsächlichein Vollzeit-Job wäre, der eine zusätzlicheTätigkeit nicht zulasse. Da eine ursprüng-lich diskutierte außerordentliche Diäten-erhöhung nicht stattfand, holten sich dieAbgeordneten das Geld offenbar auf ande-rem Wege. 2014 wurde die steuerfreie Ko-stenpauschale von zuvor monatlich 1.018Euro drastisch angehoben. Im Haushalt 2019 sind mittlerweile imDurchschnitt 2.794  Euro monatlich je Ab-

geordneten eingeplant. Das zeigt, dass of-fenbar fast alle Abgeordneten von der2014 eingeführten Möglichkeit Gebrauchmachen, bei der Unterhaltung eines exter-nen Abgeordnetenbüros eine um 1.000 Euroerhöhte Kostenpauschale zu beanspru-chen. In der Summe entspricht das fast 5,4Millionen Euro für die Kostenpauschalender Abgeordneten. Im Haushaltsplan 2013waren hierfür nur gut 1,8 Millionen Euroeingestellt. Damit sind die Ausgaben fürdie Kostenpauschalen in sechs Jahren umgut 3,5 Millionen Euro gestiegen undhaben sich damit fast verdreifacht!
Leistungen für Mitarbeiter 
der AbgeordnetenZusätzlich zu den Mitarbeitern, die bei denFraktionen angestellt sind, haben die Ab-geordneten auch die Möglichkeit, eigeneMitarbeiter anzustellen. Auch hier sind dieAusgaben explodiert. Während im Haushalts-plan 2013 hierfür knapp 2,4 MillionenEuro eingestellt waren, ist diese Position2019 auf knapp 10,9 Millionen Euro explo-diert. Dies entspricht einer Steigerung umgut das 4,5-fache oder fast 8,5 MillionenEuro. Jeder Abgeordnete hat damit 2019durchschnittlich knapp 68.000 Euro für ei-gene Mitarbeiter zur Verfügung. Im Jahr2013 waren dies lediglich gut 16.000 Euro. 
Fraktionszuschüsse  Im April 2017 hatte das Berliner Abgeord-netenhaus eine massive Erhöhung derFraktionszuschüsse beschlossen. Die Frak-tionen im Berliner Abgeordnetenhaushaben zur Wahrnehmung ihrer parlamen-tarischen Aufgaben einen Anspruch auf fi-nanzielle Mittel aus dem Landeshaushalt.Jede Fraktion erhielt 2017 einen Grundbe-trag von 590.844 Euro für die allgemeineArbeit ihrer Fraktionsgeschäftsstellesowie einen Zuschlag von 49.716 Euro je

Mitglied einer Fraktion. Die Oppositions-fraktionen bekamen aus Gründen der po-litischen Chancengleichheit jeweilszusätzlich einen pauschalen Oppositions-zuschlag von 279.972 Euro, da diese – an-ders als die Regierungsfraktionen – keinendirekten Zugriff auf die Verwaltung haben. Der Bund der Steuerzahler Berlin hatteim April 2017 insbesondere die außeror-dentliche Anhebung des Pro-Kopf-Betra-ges je Fraktionsmitglied als erheblichüberzogen kritisiert. Der Pro-Kopfbeitragstieg von 28.428 Euro im Jahr 2016 auf49.716 Euro im Jahr 2017, d.h. um knapp75 Prozent. Denn die Mehrbelastungen fürdie Steuerzahler aufgrund der Anhebungdes Pro-Kopf-Betrages belaufen sich aufrund 3,4 Millionen Euro pro Jahr.  Die Entscheidung über die Höhe der fi-nanziellen Ausstattung der Fraktionen ob-liegt natürlich dem Parlament. Wennallerdings auf Verschiebungen der Mehr-heitsverhältnisse so reagiert wird, dassMandatsverluste nicht auch zu einem„kleinen Stück am Kuchen“ führen, steigendie Ausgaben für den Steuerzahler insge-samt unweigerlich an. Die Erhöhung derFraktionszulagen im Jahr 2017 dürftedabei insbesondere im Interesse der SPD-Fraktion gelegen haben. Sie hatte mit denAbgeordnetenhauswahlen 2016 neunMandate und damit über eine viertel Mil-lion Euro an Kopfpauschalen einbüßt. DieCDU-Fraktion verlor zwar auch acht Man-date, „gewann“ aber mit dem Ausscheidenaus der Regierung zumindest den Opposi-tionszuschuss dazu. Für 2019 sind im Haushalt fast 15,2 Mil-lionen Euro an Fraktionszuschüssen ein-geplant. 2013 belief sich der Haushalts-ansatz hierfür noch auf gut 8 MillionenEuro. Dies entspricht einer Erhöhung um90 Prozent oder 7,2 Millionen Euro insechs Jahren. Damit, dass das Abgeordneten-
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haus von fünf auf sechs Fraktionen und um11 Abgeordnete gewachsen ist, lässt sichdiese Steigerung jedenfalls nicht erklären. 
RücklagenentwicklungEin Blick in die veröffentlichten Verwen-dungsnachweise offenbart, dass die Frak-tionen massiv überfinanziert sind. DieRücklagen aller Fraktionen sind 2017nochmals sprunghaft angestiegen und be-liefen sich Ende 2017 auf insgesamt fast3,44 Millionen Euro. Der Bund der Steuer-zahler hält es für Steuergeldverschwen-dung, dass sich das Land Berlin zuSollzinsen am Kapitalmarkt von derzeitdurchschnittlich rund 2,3 Prozent ver-schuldet und die Fraktionen dann tatsäch-lich nicht benötigte Mittel derzeit nahezuzinsfrei bei ihren Banken horten. Fraktio-nen sind der organisierten Staatlichkeiteingegliedert – also Teil des Staates – undeben keine privatrechtlichen Anhängselder Parteien. Daher fordert der Bund derSteuerzahler schon lange eine Änderungdes Fraktionsgesetzes, wonach die Frak-tionen ihre Rücklagen zumindest zinsfreibei der Landeshauptkasse anlegen müs-sen. Dies würde knapp 80.000 Euro jähr-lich Zinsen sparen. 
Einsparpotential einer 
ParlamentsverkleinerungIm Haushalt 2019 sind für das Berliner Ab-geordnetenhaus insgesamt Ausgaben vonüber 64,3 Millionen Euro eingeplant. DerAnsatz im Haushalt 2013 belief sich nochauf knapp 39,2 Millionen Euro. Dies ent-spricht einer Ausgabensteigerung um gut64 Prozent bzw. über 25,1 Millionen Eurobinnen sechs Jahren! Dabei spielt in dem Zeitraum die Zu-nahme der vielgescholtenen Diäten (+1,6 Millionen Euro) nur eine nachran-gige Rolle. Massiv gestiegen sind zwischen2013 und 2019 die Fraktionszuschüsse(+7,2 Millionen Euro), die Leistungen anMitarbeiter (+8,5 Millionen Euro) und diesteuerfreien Kostenpauschalen der Ab-

geordneten (+3,5 Millionen Euro).Eine Parlamentsverkleinerung von 160auf z.B. 90 Vollzeitmandate könnte grobüberschlagen zu einer Einsparung vonmindestens 6 Millionen Euro führen. ImHaushalt 2019 sind für jeden Abgeordne-ten Entschädigungen von monatlich 4.052Euro eingeplant.  Würde man diese auf8.104 Euro monatlich für die Wahrneh-mung eines Vollzeitmandats verdoppeln,ergeben sich Ausgaben für die Entschädi-gungen von knapp 8,8 Millionen Euro Jähr-lich. Das wäre zwar eine knappe MillionEuro mehr als derzeit für 2019 eingeplantsind, würde aber zu Einsparungen an an-deren Stellen führen. Für die steuerfreien Kostenpauschalensind im Haushalt 2019 für jeden Abgeord-neten monatlich 2.795 Euro, insgesamtknapp 5,4 Millionen Euro eingeplant. Dar-aus ist ersichtlich, dass offenbar fast alleAbgeordneten einen Zuschlag von 1.000Euro monatlich für die Unterhaltung eineseigenen externen Büros beanspruchen. Beieiner Reduzierung der Mandate auf 90Sitze, würde die Notwendigkeit für externeAbgeordnetenbüros entfallen, denn bis2013 waren die Abgeordneten auch 20Jahre lang im Preußischen Landtag unter-gebracht. Eine um 1.000 Euro gesenkte Ko-

stenpauschale würde bei 90 Abgeordneteneine Einsparung von jährlich über 3,4 Mil-lionen Euro bringen. Da jedoch nach wiederholten Feststel-lungen die externen Abgeordnetenbürosrichtlinienwidrig als „Schaufenster“ derParteien missbraucht werden, in denenz.B. der Wahlkampf organisiert wird, wirdein Verzicht auf die externen Büros wohlpolitisch nicht durchsetzbar sein. Zumin-dest wären bei 90 Vollzeitparlamentarierndie Büros auch in Vollzeit ausgelastet. Ein-sparungen von gut 2,3 Millionen Eurowären realistisch. Ein besonders großes Einsparpotentialwürde sich bei den Leistungen für Mitar-beiter ergeben. 2019 sind für jeden Abge-ordneten im Haushaltsplan jährlich fast68.000 Euro für deren Beschäftigung ein-geplant. Berücksichtigt man die oben be-schriebene extreme Erhöhung dieserPosition, würde sich hier auch bei einemVollzeitabgeordneten kein Mehrbedarf er-geben. Bei nur noch 90 Abgeordneten er-gibt sich ein Einsparpotential von über 4,7 Millionen Euro. Selbst wenn man die Entschädigungender Abgeordneten verdoppeln würde,könnten mit der Umstellung auf ein Voll-zeitparlament mit 90 Sitzen rund 6 Millio-nen Euro jährlich eingespart werden, ohnedass die Höhe der Fraktionszulagen unddie Kostenpauschen an den einzelnen  Ab-geordneten oder die Leistungen für derenMitarbeiter angetastet werden würden.Rund eine weitere Million könnte einge-spart werden, wenn dann die 90 Abgeord-neten wieder in den Preußischen Landtagpassen und auf die Finanzierung externerAbgeordnetenbüros verzichtet werdenwürde.  Weitere Einsparpotentiale in Mil-lionenhöhe ergeben sich bei den Frakti-onszuschüssen, die mit 15,2 MillionenEuro im Haushalt 2019 mehr als doppeltso hoch sind, wie im BrandenburgischenLandtag.

Rücklagen nach § 8 Abs. 10
Satz 1 u. 2. Berliner FraktG

Der Preußische Land-
tag ist Sitz des Berliner
Abgeornetenhauses.
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Transparent

Finanzverwaltung legt Nachtragshaushalt vor

Weitere Steuermehreinnahmen
Es bleibt Geld übrig. Für den Jahresabschluss 2018
prog-nostiziert der Finanzsenator erneut einen Finan-
zierungsüberschuss. Erneut steigen die Steuereinnah-
men. Und unter dem Strich bleibt noch mehr übrig als
geplant.

is vor wenigen Jahren war das LandBerlin das finanzpolitische Sorgen-kind in Deutschland. Die Kosten dessozialen Wohnungsbaus im damaligenWestteil der Stadt wurden für den Haus-halt immer mehr zur Belastung. Der Zu-sammenbruchs der Berliner Bankge-sellschaft verschlang Milliarden an landes-eigenem Geld. Aber auch die Kosten, dieauf Berlin nach der Deutschen Einheit zu-kamen, belasteten den Haushalt schwer. Inden Folgenden Jahren lebte Berlin immermehr auf Pump, bis der Schuldenberg biszum Jahr 2011 auf immense 63 MilliardenEuro angestiegen war. Seit dem hat sich viel getan. Berlinkonnte seinen Haushalt konsolidieren.Sparmaßnahmen, unter anderem Einspa-rungen beim Personal, entlasteten denBerliner Haushalt. Investitionsausgabendurften nur noch geringfügig steigen. Unddie gute konjunkturelle Entwicklung tatihr Übriges. Die Zinsen am Kreditmarktsind auf einem Tiefstand und die Steuer-einnahmen entwickeln sich prächtig undspülen Jahr für Jahr mehr Einnahmen inden Landeshaushalt. Auch im Jahr 2018 wird das Land Berlineinen Überschuss erzielen - das siebte Jahrin Folge. Unterm Strich sollen fast zweiMilliarden Euro übrig bleiben. Das ist zumdritten Mal in der Folge ein Haushaltsüber-schuss von mehr als einer Milliarde Euro.Im Statusbericht über die Haushaltslagevom November präsentiert Berlins Finanz-senator Kollatz (SPD) seine Zahlen. Gegen-

über dem ursprünglichen Ansatz in derHauhaltsplanung für 2018 rechnet die Fi-nanzverwaltung mit Mehreinnahmen inHöhe von 974 Millionen Euro. Hauptgrundhierfür sind vor allem die höheren Steuer-einnahmen, die die Steuerschätzung vomOktober ausweist. Und auch die Ausgaben fallen geringerals erwartet aus. Die Planungen bei denkonsumtiven Sachausgaben werden um198 Millionen Euro unterschritten, denneine veranschlagte Risikovorsorge bei denTransferausgaben musste nicht in An-spruch genommen werden. Bei den inve-stiven Ausgaben verzögerten sich einigeVorhaben, sodass auch hier die Ausgabenunter den Planungswerten liegen, heißt esin einer Mitteilung der Finanzverwaltung.Aufgrund der erwarteten Mehreinnah-men hat der Senat dem Angeordnetenhausbereits einen Nachtragshaushalt zur Bera-tung vorgelegt. Mit den zusätzlichen Steu-ereinnahmen möchte der Finanzsenatorunter anderem Kapitalzuführungen inHöhe von 200 Millionen Euro an eine nochzu gründende Gesellschaft vornehmen, diein den nächsten Jahren neue S-Bahnzügebeschaffen soll. Weiterhin soll die landes-eigene HOWOGWE ein Gesellschafterdar-lehen in Höhe von 200 Millionen Euroerhalten, um benötigte Investitionendurchzuführen. Dies sind ausschließlichnicht-strukturelle Ausgaben. Nach demKonsolidierungshilfengesetz darf Berlindie konjunkturell bedingten Mehreinnah-men nicht für strukturelle Mehrausgaben

verwenden, um den Erhalt von Konsolidie-rungshilfen des Bundes nicht zu gefähr-den.
Schuldenstand bis 2024 
unter magische MarkeDer erwartete Finanzierungsüberschusssoll erneut hälftig in für die Schuldentil-gung und für Einzahlungen in das Investi-tions-Sondervermögen verwendet wer-den. In den Jahren 2018 und 2019 plantdie Finanzverwaltung die Tilgung von ins-gesamt 1,725 Milliarden Euro. Mit der-zeit insgesamt 58 Milliarden Euro Schul-den beträgt der Anteil der Schulden am regionalen Bruttoinlandsprodukt 43 Pro-zent. Nach Aussagen von FinanzsenatorKollatz rechne die Finanzverwaltung der-zeit damit, dass dieser Anteil bis zum Jahr 2024 die 30-Prozent-Marke errei-chen wird und die Schulden damit unterdie Marke von 50 Milliarden Euro sinkensollen.Vergessen darf man dabei aber nicht,welchen Preis die Hauptstadt für die sin-kenden Schulden zahlt. Investitionen in dieInfrastruktur wurden in den letzten Jahrenenorm vernachlässigt - einen Nachholbe-darf in Milliardenhöhe hat der Rechnungs-hof der Finanzveraltung attestiert. Undauch durch Einsparungen in der Verwal-tung ist die Personallage teils dramatisch,so dass etliche Aufgaben kaum noch erfülltwerden können. Denn in den Bezirksäm-tern sollen hunderte Mitarbeiter fehlen. 
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Arbeiten in Haus und GartenFühren Handwerker Reparaturen im Haushalt durch? Kommtder Schornsteinfeger oder wurde ein Hausmeister, Winter-dienst oder auch eine Haushaltshilfe beauftragt? All dies ver-ursacht Kosten, die Sie nicht alleine tragen müssen. DerRatgeber klärt ausführlich darüber auf, wie Sie den Fiskus anden Kosten beteiligen können, unabhängig davon, ob Sie Woh-nungseigentümer oder Mieter sind. 

Mehr Netto vom BruttoWer über Gehaltsextrasnachdenkt, die steuer-und sozialabgabenfreibeim Mitarbeiter lan-den sollen, findet indiesem Leitfaden allenotwendigen Informa-tionen. Mitglieder können die jeweils gewünschte Bro-schüre kostenlos in der Geschäftsstelle bestellen.
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